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Zu diesem Heft

»Liebe Freunde, gestern haben wir Geschichte gemacht, ganz egal,
was als nächstes geschehen wird. Gestern war der Erste Tag der
›Globalisierung von den Graswurzeln aufwärts‹, eine planetarische
Friedensdemonstration, die erste in der Weltgeschichte. Was die
Chemiekatastrophe von Bhopal, die Wasserstoffbombe und die
Exxon-Öl-Verseuchung möglich machte, macht auch eine welt-
weite Gemeinschaft möglich. Es ist an uns zu wählen, auf welcher
Seite wir stehen.« So kommentierte Rabbi Arthur Waskow, Direk-
tor des Shalom Centers (Philadelphia), die Demonstrationen vom
15. Februar 2003. Ihnen folgten unzählige kleinere und größere
Demonstrationen, dazu mehr oder minder symbolische Blockaden
von Militärstandorten oder – in Italien sehr effektiv – von Nach-
schubtransporten. Wie schon beim zweiten Golfkrieg des älteren
Bush waren es vor allem die Schülerinnen und Schüler, die ihrem
Entsetzen und ihrer spontanen Erkenntnis der Eskalationsgefahr
in großen Demonstrationen Ausdruck verliehen. Den Hamburger
Schülerinnen und Schülern wurde bei einer großen Demonstrati-
on per Wasserwerfer von der Polizei eines Schill-Senates dabei eine
besondere Lektion in Staatsbürgerkunde erteilt – ein Hinweis
(ein Wink mit dem Polizeiknüppel) auf den Eigenwert des zivil-
gesellschaftlichen Aufbegehrens, insbesondere nach dem
11.9.2001 und den ihm folgenden notständischen Tendenzen
der Innenpolitik.

Wenn seither auch andere in der üblichen Art »Geschichte ge-
macht« haben, der lange schon beschlossene Krieg gegen den Irak
nicht verhindert werden konnte, lohnt es dennoch, das weltweite
Aufbegehren gegen diesen Krieg nicht einfach unter ›misslungen‹
abzubuchen. Vielmehr geht es darum, das kulturrevolutionäre Po-
tential der ›Generation 2001ff.‹, die sich in Reaktion auf den an-
dauernden Terrorkrieg und stärker noch den Irakkrieg herausbilde-
te, soweit irgend möglich auf Dauer zu stellen. Kulturrevolutionär
war und ist dieses Potential insofern, als hier – im Austausch mit
den überwintert habenden älteren Aktiven-Netzen – ein neues
interdiskursives Netz und, damit einhergehend, neue nichthege-
moniale Subjektivitäten und As-Sociationen entstanden sind: eine
spontane ›warme‹ Massendynamik gegen den »Kältestrom« (Bloch)
des dominanten Trends. In der Planung eines globalen Aktions-
tages und dem Sonnenaufgang um den Erdball folgenden welt-
weiten Demonstrationen zeigten sich nicht zuletzt auch die kultur-
revolutionären Potentiale des Internet, seinem militärischen Ur-
sprung zum Trotz; ohne das Netz wäre auch das oben zitierte State-
ment Waskows, auf dem Umweg über die israelische Mailing-Liste
New Profile, gar nicht so schnell zu uns gelangt.

Krieg ohne Ende?

alfred schobert
(für die Redaktion)

Die vorliegende gemeinsame Sondernummer von DISSjournal
und kultuRRevolution mit dem Vorschlag der Intelligenten
Deeskalationstrategie verstehen wir als Angebot an die Friedensbe-
wegung, zur Diskussion in (vorübergehend) ruhigeren Zeiten.

Mancher wird einwenden, die sei »nach dem Krieg« doch wohl
zu spät. Doch von »nach dem Krieg« zu sprechen, geht fehl. Selbst
in seiner Triumph-Inszenierung auf dem Flugzeugträger sprach der
Fundamentalist in der Fliegerjacke vom Ende der Hauptkampf-
handlungen. Zudem ist die Liste der – wie es einige Zeit hieß –
»Schurkenstaaten« auf der »Achse des Bösen« ja nicht abgearbeitet.
Zunächst wurden Drohungen gegen Syrien laut, dann schoss man
sich (verbal) auf den Iran ein. Nicht zu vergessen Nordkorea. Und
der Terrorkrieg ("Terror-Therapie" nannte ihn in einer schönen
Fehlleistung DIE ZEIT) dauert an, ohne dem Terror ein Ende
setzen zu können, sondern – im Gegenteil – Anstöße zur Repro-
duktion terroristischer Subjektivitäten liefernd, wie sich bei den
Anschlägen in Saudi-Arabien und in Marokko gezeigt hat.

Man muss nur die Kurzmeldungen der Tagespresse aneinander
legen, um den andauernden Krieg zu erkennen, der synchron zu
unserer (daher eben gespaltenen) Normalität läuft. Am Tag des
Redaktionsschlusses liest sich das wie folgt: »(dpa) Deutschland
wird von morgen an erneut den internationalen Marineverband
anführen, der im Rahmen des Anti-Terror-Kampfes das Seegebiet
am Horn von Afrika überwacht.« »(dpa) Bei einer Minenexplosion
in der Nähe der afghanischen Hauptstadt Kabul ist gestern ein
deutscher Soldat der ISAF-Schutztruppe ums Leben gekommen.
Ein zweiter wurde verletzt« (Aachener Nachrichten 30.5.2003, S.
3). Im Radio hört man zusätzlich, dass in der letzten Mai-Woche
neun US-amerikanische Soldaten im Irak getötet wurden; Kom-
mentatoren sahen darin ein Anzeichen für den Beginn einer iraki-
schen Intifada, eine wahrlich vielversprechende zeitgeschichtliche
Analogie.

Im Zentrum unseres Heftes steht die nur (leicht aktualisierte)
Initiative Intelligente Deeskalationsstrategie. Der ergänzende Text
über die »viereinhalb strategischen Konzepte angesichts des dritten
Ölkriegs 2003« macht einmal mehr deutlich, dass nur eine grund-
sätzliche Absage an Eskalationsstrategien aus der endlosen Fortfüh-
rung exterministischer Hightech-Kriege hinausführt. Der Trend in
Europa und auch »Alteuropa« geht allerdings genau in die andere
Richtung: Ob man nun, wie Klaus Naumann Ende Mai beim
Aachener Europa-Forum der Bertelsmann-Stiftung empfahl, als
»Juniorpartner der USA« da »komplementäre Kräfte« aufbaut und
in die NATO einbringt, wo die USA schwach seien (Naumann
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nannte US-Defizite bei der Luftraum-Überwachung in Afghani-
stan), oder, wie Valéry Giscard d’Estaing in Aachen bei der Karls-
preis-Verleihung pauschal vorgab, eine eigenständige europäische
»Verteidigung« aufbaut, läuft dies auf Interventionskriege wie ge-
habt oder auf noch zusätzliche, europäische Interventionskriege
hinaus. Ein Ende des Krieges ist so nicht in Sicht.

Ergänzt wird dieser Schwerpunkt mit Beiträgen zum Krieg im
deutschen Mediendiskurs. Hier geht es um die Medien im Vor-
Krieg, einen Vergleich mit dem Jugoslawienkrieg, die diffuse Posi-
tionierung des deutschen Leid/t-Mediums »Bild« sowie das business
as usual im Wirtschaftsteil der FAZ. Gegen nationale Borniertheit
und die Beschränkung auf die bundesdeutschen Perspektiven ste-
hen die Länderberichte über Italien, Spanien, Japan, deren Regie-
rungen den Krieg unterstützten, und – wenngleich gekürzt doch
sehr ausführlich – Frankreich. Letzterer ist auch als Teil einer
Hintergrundanalyse zur exakt zu Redaktionsschluss im UN-Sicher-
heitsrat beschlossenen Kongo-Intervention unter Führung Frank-
reichs zu verstehen (die Intelligente Deeskalationserklärung enthält

auch Vorschläge für Krisen vom Typ Kongo). Auch die Analyse
von George W. Bushs Fundamentalismus ist – mit den gebotenen
Einschränkungen – als Länderbericht zu verstehen, denn seine po-
litische Religion ist keineswegs Privatsache.

Zudem dokumentieren wir einen Beitrag von Giorgio Agamben
in der FAZ, der hier aus Sicht der Normalismus-Theorie präzisie-
rend kommentiert wird. Mit dem Beitrag über Flucht und Krieg,
der im Zusammenhang mit Agambens Thesen zu lesen ist, prakti-
zieren wir einmal mehr das, was im Mini-Resistenz-Baukasten zum
10. Geburtstag der kRR als »Zwillingsbildung« empfohlen wurde,
worunter eine thematische und praktische Kombination zweier
Themen zu verstehen ist. Zwillingsbildung empfiehlt sich auch bei
einem anderen Thema: In Teilen der deutschen Linken sorgte es für
einige Konfusion, dass die Hitler- und Strasserjungen  gegen diesen
Krieg demonstrierten. Auch hier zeigt sich die krasse Dummheit

des Sicheinlassens auf die binäre Reduktion. Wenn, als willkomme-
ne Ergänzung zum Wunschfeindbild Saddam, die Nazis gegen
diesen Krieg sind, muss dieser längst nicht zu einer guten Sache
werden. Die dazu passenden Warnungen vor Antiamerikanismus
und Antisemitismus erreichten während dieses Krieges allerdings
nicht das gleiche Niveau wie während des zweiten Golfkrieges. In
diesem Heft, das eine Sonder- und keine Meganummer ist, verzich-
ten wir auf Beiträge dazu, zumal die Frage kürzlich erst wieder in
der kultuRRevolution behandelt wurde und fortlaufend in den
»Archiv-Notizen« des DISS bearbeitet wird.

Die kRR wird sich auch künftig der je aktuellen Lage im Terror-
krieg analytisch annähern, und auch für das DISS ist diese gemein-
same Ausgabe von DISS-Journal und kRR nicht das letzte Wort in
der Sache.

Wir freuen uns über (auch kritische) Resonanz. In der kRR
heißt die betreffende Rubrik »Rückkoppelungen«. Das kann auch
Krach bedeuten, den wir uns, obwohl DISSonanzen nicht grund-
sätzlich abgeneigt, nicht pauschal, wohl aber in einem spezifischen

Sinne wünschen: Rück-
koppelungseffekte waren
ein Teil der Technik, mit
der Jimi Hendrix im Pro-
test gegen den Vietnam-
krieg die Nationalhymne
akustisch in Trümmer leg-
te. Wenn es denn sein
muss, möge man also in
Rückkoppelungen kultur-
revolutionär Krach schla-
gen. (Bei der Gelegenheit
müsste auch nach den
kultur-revolutionären Her-
vorbringungen in der ak-
tuellen Massendynamik
gefragt werden.) Denn frei
nach Walter Benjamin
wäre kultuRRevolution
die Notbremse, wenn der
Ausnahmezustand zu-
nehmend zur Regel wird:
um vielleicht dem laufen-
den Krieg ohne Ende
doch noch ein Ende zu
setzen.
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Mit der »Initiative Intelligente Deeskalations-Strategie« (IIDS, s.u.
im Anschluß) haben die Zeitschrift »kultuRRevolution« und das
DISS seit vielen Jahren versucht, der Friedensbewegung ein lang-
fristiges und strukturell gedachtes Konzept vorzuschlagen, daß
zwischen einem pazifistischen Globalkonzept (der prinzipiellen
Ablehnung aller Kriege) und den konkreten Einzelfällen, bei de-
nen in der Öffentlichkeit immer wieder die Demagogie triumphiert,
vermitteln kann. Es handelt sich um einen veränderbaren
Diskussionsvorschlag. Bei jedem konkreten Eskalationskrieg der
Supermacht mit oder ohne die G7/G8 hat es sich von neuem er-
wiesen, daß die Friedensbewegung enorm gestärkt werden könnte,
wenn sie sich auf ein solches oder ähnliches Langzeitkonzept eini-
gen könnte. Wir appellieren hiermit nochmals an alle, die sich ange-
sprochen fühlen, die Initiative (ggf. durch Änderungs- oder Ergän-
zungsvorschläge) zu unterstützen.

Gerade auch der jüngste Irakkrieg war von Anfang an ein Lehr-
stück sondergleichen in Eskalations-Strategie. Er hat mit aller Klar-
heit gezeigt, daß nur eine durchdachte, intelligente Deeskalations-
Strategie dem etwas Öffentlichkeitswirksames entgegensetzen kann,
das nicht schon im nächsten Konflikt wieder argumentativ aus-
gehebelt zu werden droht.

Alles begann damit, daß der »Druck auf Saddam erhöht« und
eine »Drohkulisse« aufgebaut wurde. Erinnern wir uns bitte: Das
fanden nicht bloß Chirac und Fischer, sondern auch Blix und
insbesondere auch alle Medienköpfe spontan gut. Damit war aber
schon die Eskalations-Strategie akzeptiert. Und zu dieser Eskalations-
Strategie gehört das Prinzip »Glaubwürdigkeit«: Eine Drohung,
die niemals wahrgemacht wird, ist in dieser Logik »unglaubwür-
dig« – also muß man ab und zu Eskalationskriege führen. Man
kann sich dann »demokratisch« darüber streiten, ob alle 3 oder
bloß alle 10 Jahre. Oder auch darüber, ab wann ein Rückzug ohne
schwerste Schädigung der »Glaubwürdigkeit« noch möglich ist usw.
Gegen solche »Argumentationen« ist die prinzipielle Ablehnung
jeden Kriegs in der hegemonialen Öffentlichkeit nicht ausreichend,
wie sich immer und immer wieder zeigt. Es geht darum, für die
»normale BürgerIn« überzeugend aufzuweisen, daß es zur militä-
rischen Eskalation konkrete Alternativen gibt, die in jeder Bezie-
hung überlegen, ja sogar »effektiver« sind. Diese Alternativen sind
in der Deeskalations-Strategie systematisch zusammengefaßt. Ihr
Grundprinzip ist sehr einfach und sehr einsichtig: Gegenseitig-
keit (Reziprozität) statt Drohung mit steigerbarer (Eskalation) und
potentiell apokalytischer Gewalt. Was hätte das im Fall des Irak
bedeutet?

1. Massenvernichtungswaffen: Obwohl früher auch Atom-
programme existiert hatten, gab es 2003 kein akutes Risiko mehr.
Es ging also wesentlich um das Risiko von B- und C-Waffen samt
Trägersystemen. Nun sind gerade diese Waffen in der öffentlichen
Meinung der Welt extrem delegitimiert. Was hätte also näher gele-
gen, als anläßlich des Problems »Saddam« die Gelegenheit beim
Schopf zu ergreifen und die Supermacht sowie weitere Großmäch-
te im Rahmen der UNO dazu zu veranlassen, dem Irak (und ande-
ren analogen Ländern) die vollständige und UNO-kontrollierte
Abrüstung aller B- und C-Waffen anzubieten? Mit einem solchen

Intelligente Deeskalations-Strategie konkret: der

aktuelle Fall Irak

Angebot (Blix auch in den USA) wäre das Prestige-Problem (»Ge-
sicht verlieren« usw.) gelöst gewesen und hätte man die volle Ko-
operation sogar »Saddams« sofort erreichen können.

2. Terror. Es gab den (zwar von vielen Kennern bestrittenen)
Verdacht, »Saddam« stelle für Terroristen einen »Hafen«
(»harboring«) zur Verfügung. Jede gewünschte UNO-Kontrolle
wäre zu erreichen gewesen, wenn die USA z.B. im Gegenzug den
Abzug von Truppen aus der Golfregion angeboten hätten.

3. Minderheiten bzw. unterdrückte Gruppen (z.B. Unterdrük-
kung von Kurden und Schiiten). Angebot der schrittweisen und
zügigen Aufhebung der Sanktionen plus positive Sanktionen plus
Abzug von Interventionstruppen aus der Region, u.U. Verschrot-
tung von Flugzeugträgern usw. – gegen die UNO-kontrollierte
Einführung der Informations-, Versammlungsfreiheit etc. sowie die
Eröffnung eines demokratischen Dialogs (Runde Tische o.ä.).

4. Diktatur. Obwohl die Demokratisierung eines despotischen
Regimes von außen (durch internationale Initiative) bisher vom
Völkerrecht nicht gedeckt ist, leuchtet sie der internationalen Öf-
fentlichkeit spontan ein. Auch hier wären im Prinzip Angebote auf
Gegenseitigkeit wie in Punkt 3, ggf. gekoppelt mit Angeboten auf
Amnestie, Teilamnestie bzw. Zusicherung von Straffreiheit bei frei-
williger Abdankung, denkbar. Bombenmassaker scheiden jeden-
falls als Mittel zur Demokratisierung aus. Hiroshima und Nagasaki
als »Hilfe zur Demokratisierung Japans«?

»Nach dem Krieg«:

Ob der Krieg im Irak »zuende« ist, ist genauso wenig eindeutig wie
in Afghanistan. Aus der Deeskalations-Strategie ergeben sich jeden-
falls folgende Punkte:

1. Sofortiger Abzug der Interventionstruppen und ihre Er-
satzung durch UNO-Blauhelme vom Hammarskjöld-Typ (s.u.)

2. Verurteilung der Aggression gegen den Irak durch die UNO
und Eröffnung von Verfahren in Den Haag gegen die Verantwort-
lichen (parallel mit einem Verfahren gegen Saddam Hussein und
andere irakische Verantwortliche wegen der Aggressionskriege ge-
gen den Iran und gegen Kuweit und wegen des Giftgaseinsatzes
1988). (Diese Forderung wird nicht dadurch falsch, daß sie real
nicht durchsetzbar ist. Minimal ist die nachträgliche ›Absegnung‹
der Aggression durch die UNO unbedingt abzulehnen.)

3. Abschließende UNO-Erklärung über Massenvernichtungs-
waffen im Irak, u.U. Vernichtung solcher Waffen, Aufhebung aller
UNO-Sanktionen.

4. Unter dem Schirm genügend starker deeskalierender UNO-
Blauhelme sofortige Gewährung der demokratischen Rechte (De-
monstration, Versammlung, Vereinigung) und Eröffnung eines
Versöhnungsprozesses zwischen den Volksgruppen (in Form Run-
der Tische, Wahrheitskommissionen o.ä.). Minderheitenschutz.
Recht der Minderheiten und Gruppen auf demokratische Wahl
legitimierter SprecherInnen für die Dialoggremien. Baldige demo-
kratische Wahlen nach einem von den Betroffenen zu bestimmen-
den System zwecks Einleitung eines Verfassungsprozesses.
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5. Hilfestellung der UNO bei der Gewährleistung eines Verfah-
rens, das die »Globalisierung« der nationalen irakischen
Ölgesellschaft (in welcher Form auch immer) verhindert, und ins-
besondere Ausschluß der Konzerne der Interventen von den
Ölprofiten (inklusive Vermarktung). Wenn das mißlingen sollte,
müssen wir künftig wieder mit neokolonialistischen Raubkriegen
vom allersimpelsten Typ rechnen.

Diese Punkte sind ganz sicher unvollständig und also ergänzungs-
bedürftig. Entscheidend ist, daß die Betroffenen selbst das Sagen
bekommen. Für uns BürgerInnen eines G7-Landes handelt es sich
darum, die friedensrealpolitischen Alternativen zur Eskalations-Stra-
tegie in jedem konkreten Fall als durchaus ›machbar‹ zu erweisen.
Das ist heute so notwendig wie noch niemals zuvor, weil der Dis-
sens zwischen der Supermacht und den »alteuropäischen« G7-
Mitgliedern in jeder Beziehung die Stunde der Wahrheit ist. Die
»Alteuropäer« haben sich nämlich in eine höchst ambivalente Si-
tuation gebracht, bei der ein sehr großes Risiko des völligen ›Ein-
knickens‹ vor der Supermacht und ihrer verschärften Eskalations-

Strategie besteht. In diesem Falle würde alles noch schlimmer. Da-
durch würde z.B. die UNO endgültig zum bloßen legitimierenden
Feigenblatt von Eskalationskriegen der »Weltpolizei«, auf deren
konkrete Ziele, Methoden und Konsequenzen sie keinerlei Einfluß
hätte. Um einen solchen GAU zu verhindern und damit über-
haupt die Möglichkeit einer demokratischen Entwicklung der UNO
offenzuhalten, braucht »Alteuropa« ein ›nachhaltiges‹ Alternativ-
konzept, das auf alternativen Prinzipien beruht und nicht schon in
der nächsten Krise wie ein Kartenhaus wieder zusammenbricht.
Strukturell gesehen, bietet nur die Deeskalations-Strategie eine sol-
che grundsätzliche Alternative. Bei realistischer Einschätzung könn-
te die hegemoniale Politik »Alteuropas« zunächst nicht mehr als
kleinere Schritte in diese Richtung gehen, zudem noch mit verwäs-
sernden Kompromissen, und auch das nur, wenn die Zivilgesellschaft
in diese Richtung drängt. Dennoch wäre jeder noch so kleine Schritt
in diese Richtung ein Hoffnungszeichen. Ob wenigstens die Dame
Zivilgesellschaft sich einen Ruck geben wird?

Prämissen:

1. Seit dem Ende des kalten Krieges monopolisieren die verbliebe-
ne Supermacht und das G7-Kartell de facto die Funktion der mili-
tärischen »Weltpolizei«. Es ist ihnen gelungen, die NATO weitge-
hend vom Verteidigungsbündnis zum »Weltpolizei«-Interventions-
bündnis und die UNO in einigen Fällen zur Beschaffungsinstitution
völkerrechtlicher Legitimität dafür umzufunktionieren.

2. Die militärische »Weltpolizei«-Politik der Supermacht und
des G7-Kartells (fallweise G8) folgt dem sog. »national interest« (in
den USA sogar formell festgeschrieben), d.h. einer globalen
Hegemonialpolitik von Interessenssphären (auch »Stabilitäts-
interessen« genannt). Ggf. übereinstimmende Interessen des Kar-
tells sind ebenfalls nichts anderes als Bündelungen von »national
interests«. Diese Politik hat daher mit dem von vielen Seiten be-
schworenen Ideal einer künftigen multikulturellen UNO-Polizei
(Polizei im wörtlichen Sinne), wozu die Blauhelme eine Vorstufe
sein könnten, ganz und gar nichts zu tun. Die »Weltpolizei« von
Supermacht und G7 muß wegen ihrer Bindung an das »national
interest« notwendigerweise extrem »einäugig« und daher unglaub-
würdig sein. Sie teilt die Länder praktisch in Klienten und Störfak-
toren auf und riskiert damit, wie vor dem Ersten Weltkrieg, wegen
ihrer Bindung an Klienten in große Eskalationen hineinzugeraten.
Soweit die UNO sich dieser Politik pauschal unterordnet, verspielt
sie ihre positiven Funktionen.

2a. »Alleingänge« der Supermacht ohne einen Konsens der G7/
G8 wie im Golfkrieg III legen das Prinzip der »Weltpolizei« scham-
los bloß – um so mehr muß betont werden, daß konsensuelle G7/
G8-Kriege mit UNO-Mantel wie im Golfkrieg II wesentlich vom
gleichen Typ sind.

3. Die vielfachen Konflikte in der Welt nach Ende des Kalten
Krieges können weder ausschließlich noch hauptsächlich militärisch
durch Interventionsverbände der »Weltpolizisten« (Supermacht und
der G7) gelöst werden, weder ohne noch mit Auftrag der UNO.

4. Der Friede in der Welt benötigt also vor allem regional sym-
metrische Liefersperren von Waffen, regional symmetrische Abrü-
stung, regionale militärische Gleichgewichte und regional symme-
trisch glaubwürdige Vermittlungs- und Schiedsinstanzen der UNO.
»Einäugige« Politik in diesen Fragen wirkt direkt eskalierend und
kriegsauslösend. Die Politik der Supermacht und der G7 ist in
nahezu allen Fällen eklatant »einäugig« (Klientenstaaten können
sich alles ›erlauben‹). Die Glaubwürdigkeit der UNO als
Vermittlungs- und Schiedsinstanz kann also nur durch Wieder-
herstellung von Symmetrien auf allen Ebenen ihrerseits wiederher-
gestellt werden. Dazu gehört eine UNO-Reform, die das Überge-
wicht von Supermacht und G7 bzw. Nuklearmächten beseitigt
statt es zu verstärken und zu zementieren.

5. In mehreren Fällen nach Ende des Kalten Krieges ist die
UNO unselbständig, ohnmächtig und bloß legitimierend der glo-
balen Eskalationsstrategie von Supermacht und G7 gefolgt. Diese
globale Eskalationsstrategie besteht darin, das alte NATO-Kon-
zept aus dem Kalten Krieg von flexible response und deterrence
auf die gesamte Welt auszudehnen. Konkret bedeutet das in allen
Konflikten das prinzipelle »Offenhalten aller Optionen« gegen po-
tentielle Feinde und von vornherein die latente Drohung mit ho-
hen Eskalationsstufen (massive Bombardements und Raketen-
schläge, massiver Einsatz von Artillerie, Kampfhubschraubern und
Panzern; selbst ABC-»Optionen« sind nicht prinzipiell ausgeschlos-
sen). Die UNO hat dieses Konzept in vielen Fällen pauschal durch
die Gummiformel »all necessary means« in mehreren Interventions-
Resolutionen seit dem Golfkrieg abgesegnet.1 Dieses Konzept muß
seiner Natur nach »einäugig« (hoch selektiv) sein, weil es gar nicht
in allen Konfliktherden der Welt und gegen alle Verletzer von Völ-
ker- und Menschenrecht gleichzeitig angewandt werden kann und
gegen Klientenstaaten auch gar nicht soll. Diese »Einäugigkeit« hat
der Glaubwürdigkeit der UNO schweren Schaden zugefügt.

6. Konkret hat sich das Modell Golfkrieg II als »Normalform«
künftiger »Weltpolizei«-Interventionen weitgehend durchgesetzt:

Initiative Intelligente Deeskalations-Strategie (IIDS): Vorläufiges Konzept einer Intelligenten Deeskalations-Strategie für UNO,
Demokratien, demokratische Bewegungen und Parteien sowie Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs)

Aktualisierte Fassung 2003 der Version von 1996
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Die »Lehre aus Vietnam« besteht darin, daß die Supermacht und
die G7 aus innenpolitischen Gründen nur noch Blitzkriege mit
relativ geringen eigenen Verlusten führen zu können glauben. Die-
ses Konzept schließt ein enormes Eskalationsrisiko über die ABC-
Schwelle ein: Sollte künftig einmal ein solcher Blitzkrieg scheitern,
könnte er nur noch durch die »letzten« Eskalationsstufen »gerettet«
werden.

7. Es stimmt nicht, daß die Bevölkerungen der »Mutterländer«
der G7 durch die Eskalationsstrategie selbst nicht tangiert sind: Die
letzte Waffe militärisch unterlegener Seiten gegen die High-Tech-
Mächte ist der Terror der Attentate. Je massiver die High-Tech-Waf-
fen bei Interventionen eingesetzt werden, um so mehr Menschen auf
der unterlegenen Seite sind aus Ressentiment und ohnmächtiger Wut
sogar bereit, zur »Kamikaze«-Waffe Japans im 2. Weltkrieg zu greifen
und sich selbst als lebende Bombe zu opfern. Dieser Terror kann
nicht durch die Eskalationsstrategie, sondern nur durch eine intelli-
gente Deeskalationsstrategie »ausgetrocknet« werden.

8. Der Trend, die NATO (d.h. eine Militärallianz) zum ›bewaff-
neten Arm‹ der UNO umzudefinieren, zerstört die UNO als kol-
lektives Sicherheitssystem. Ein solches System bietet allen Beteilig-
ten gleichen Schutz voreinander (nicht gegeneinander). Es kann
sich lediglich in regionale Unterorganisationen aufgliedern (wie
OSZE und OAU).

9. Allerdings besitzt die UNO durchaus eine realistische und
friedensrealpolitische Alternative zur schlichten Absegnung der glo-
balen Eskalationsstrategie von Supermacht und G7 mit ihren enor-
men Risiken. Das ist die im folgenden dargestellte intelligente
Deeskalationsstrategie. Diese Strategie beruht statt auf dem Prinzip
der extremen militärischen Ungleichheit und der Drohung des
Stärkeren mit vernichtender militärischer Gewalt auf dem Prinzip
der Gleichheit bei der Abrüstung, Entspannung und Deeskalati-
on, also auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit (Reziprozität).

Intelligente Deeskalations-Strategie für die UNO: Teil I =
mögliche kurzfristige Maßnahmen

1. Angebot der Nuklearmächte zu sofortiger und wirklich substan-
tieller kontrollierter Vernichtung der höchsten ABC-Waffensyste-
me (etwa der H-Bomben) einschließlich des Know-hows und der
entsprechenden Atomanlagen im Austausch gegen kontrollierte
Beseitigung aller ABC-Dispositive in Schwellenländern.

2. Angebot der G7-Interventionsmächte und Rußlands zu kon-
trollierter Abrüstung von Interventionstruppen und Interventions-
dispositiven im Austausch gegen die kontrollierte Entmilitarisie-
rung von Krisengebieten, z.B. umstrittenen Grenzgebieten oder
Gebieten mit Sezessionswünschen der Bevölkerung.

3. UNO-Kontrolle aller großen Waffenschmieden, insbesonde-
re auch der G7-Länder, »an der Quelle«, um eskalationsträchtige
Waffenexporte wirklich im Keim zu verhindern.

4. Präventive Intervention der UNO bei Entstehen riskanter
militärischer Ungleichgewichte in Konfliktregionen: Angebot der
Nuklearmächte an die überlegenen Seiten, im Austausch gegen
kontrollierte Abrüstung eigene substantielle – zusätzlich zu her-
kömmlichen ›vertrauensbildenden Maßnahmen‹ – Abrüstungs-
schritte auf dem Sektor der Interventionsarmeen durchzuführen.

5. Möglichkeit für die UNO, eskalationswillige Eliten, die in
deutlich aggressiver Absicht nationalistische, rassistische und ex-
pansionistische Hetze betreiben, präventiv zu »kriegstreibenden
Gruppen« zu erklären. Sperrung der internationalen Finanznetze
für Angehörige solcher Gruppen und ihre ›Hausbanken‹, auch in

ihrer Eigenschaft als Privatleute (also Verunmöglichung von
Devisentransfers usw. für sie). Einsatz der Anti-Mafia- und Anti-
Terror-Dispositive gegen Strohmänner usw.

6. Verabschiedung des Grundsatzes durch die UNO, daß (un-
beschadet des auch prinzipiell gültigen Selbstbestimmungsrechts)
im Fall des Einsatzes schwerer Waffen gegen nationale Minderhei-
ten durch eine Regierung (wie in den Fällen Tschetschenien und
Kurdistan) der Minderheitsgruppe in jedem Falle prinzipiell das
Recht auf einen baldigen (in seinem völkerrechtlichen Endzustand
offenen) Selbstbestimmungsprozeß – mittels einer international
überwachten Volksabstimmung – zugesprochen wird.

7. Übertragung des exklusiven Rechtes auf die erste diplomati-
sche Anerkennung bei nicht konsensueller Auflösung von Staaten,
die UNO-Mitglieder sind (also bei Sezessionen vom Typ Ex-Ju-
goslawien), an die UNO. Automatische Ungültigkeit einseitiger
Anerkennungen, einschließlich solcher durch Großmächte.

8. Über die oben erwähnten Maßnahmen auf Staatsebene hin-
aus Maßnahmen auf zivilgesellschaftlicher Basis: Unterstützung
von Bevölkerungen, die durch Aggressionen bedroht sind, bei der
präventiven Vorbereitung kollektiver ziviler Verteidigung. Dabei
Ausschöpfung der Vorbereitung aller Formen von Volksresistenz,
u.U. bis hin zu Machtformen demokratischer Insurrektion.

9. Bei Eskalationen schon im Anfangsstadium totale und effek-
tive internationale Know-How-Blockade (insbesondere Elektronik)
gegen die beteiligten Eskalationsmächte.

10. Konsequente Waffenembargos durch UNO-Kontrollen in
Erweiterung der Bestimmungen des UN-Waffenregisters in den
neuralgischen Transitländern und durch Anreize für Informatio-
nen über Embargoverletzungen. Entschädigung finanziell benach-
teiligter bzw. u.U. profitierender Transitländer, wenn sie das Em-
bargo respektieren.

11. Erarbeitung von Embargos, die gezielt und substanziell die
kriegstreibenden Eliten treffen, sowie deren internationale Verfe-
mung. Nach der Verhängung von UNO-Embargos von Anfang
an Anreize der Wiederaufhebung gegen entsprechende deeskalie-
rende Schritte der betroffenen Staaten.

12. Positive Sanktionen (z.B. gezielte Wirtschaftshilfe u.ä. gegen
kontrollierte Abrüstung und Entmilitarisierung von Krisenzonen;
Angebote auf Mitgliedschaft in ›Wohlstandclubs‹ wie der EU).

13. Belohnung multikultureller Lösungen und Sanktionierung
von Nationalismus/Rassismus im Rahmen der UNO: z.B. durch
Aufnahme in den Sicherheitsrat bzw. umgekehrt durch (zeitweili-
gen) Entzug jeden Stimmrechts.

14. Schaffung eines großen, internationalen, ständigen UNO-
Blauhelmekorps auf individueller Basis, in das z.B. auch Deutsche
eintreten können (solche Freiwilligen scheiden ggf. aus ihren natio-
nalen Armeen aus). Bei der Zusammensetzung Kriterien sprachli-
cher und kultureller Ausgewogenheit; ggf. auch größere weibliche
Komponenten. Im Vorgriff auf ein solches System sollte auch die
Möglichkeit bestehen, Teile nationaler Armeen (z.B. der Bundes-
wehr) der UNO für Zwecke deeskalierender Blauhelmeinsätze (Ar-
tikel VI, Hammarskjöld) auf Dauer zur Verfügung zu stellen. Dazu
wäre ein kombiniertes Kommando zwischen UNO, UNO-Regio-
nalorganisation, z.B. OSZE, und Ursprungsland zu bilden.

15. Festlegung der UNO auf rein deeskalierende Blauhelme
(Artikel VI der Charta) nach dem Hammarskjöld-Konzept. Einsatz
also nur bei effektiver Zustimmung aller Konfliktparteien und ef-
fektiver Waffenruhe, die ggf. die vorherige effektive und kontrol-
lierte Entmilitarisierung neuralgischer Zonen, etwa Enklaven, ein-
begreifen muß. Einsatz des internationalen Korps plus ggf. kleiner
und mittlerer Mächte. Keine nationalen Kontingente von Groß-
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mächten (G7, Rußland, China) in den Blauhelmen wegen der
globalen Hegemonialinteressen (»national interest«) und der
Eskalationsfähigkeit dieser Mächte, die ihre Neutralität von vorn-
herein unglaubwürdig macht. Keine papierenen UNO-»Schutz-
zonen« mitten in einem andauernden Krieg. Bei Obstruktion sol-
cher Regelungen durch eine kriegstreibende Gruppe und der Ge-
fahr »ethnischer Säuberungen« und anderer Massaker rechtzeitige
Mitteilung, daß die neuralgischen Zonen ständig durch die mo-
dernsten Spionagesatelliten in allen Details beoachtet werden und
daß die (namentlich zu nennenden) Führer der kriegstreibenden
Gruppen für jedes Kriegsverbrechen vor dem UNO-Tribunal zur
Rechenschaft gezogen werden. (Zu diesem Zweck Unterstellung
entsprechender Satelliten der Supermacht bzw. der G7/G8 unter
die UNO. Herstellung globaler medialer Öffentlichkeit über die
Überwachung.)

16. Die Blauhelme erhalten einen Sender für die Stärkung der
Friedenstendenzen in den öffentlichen Meinungen der Krisenge-
biete, der gemeinsam von Beteiligten in der Konfliktzone praktisch
betrieben wird (zum konkreten Inhalt s.u. Punkt 18).

17. Rechtsstaatliche internationale Verfolgung aller Kriegsver-
brechen durch das UNO-Tribunal. Das Tribunal muß sich auch
unabhängig von der Nichtratifizierung durch die Supermacht als
für alle Länder, insbesondere auch die Supermacht und die G7/
G8, zuständig erklären.

18. Faktor Medien: Bildung eines UNO-Komitees gegen me-
diale Kriegshetze, das eigene Gegendarstellungen sowohl in den
Medien von Krisengebieten als auch in globalen Medien der G7
implementieren kann und die Blauhelme-Sender unterstützt. Bei
Verweigerung der Kooperation die Möglichkeit, die entsprechen-
den Eliten zu »kriegstreibenden Gruppen« zu erklären. Weitere
Möglichkeiten internationaler medialer Intervention beständen z.B.
in der Unterstützung paritätisch von deeskalationswilligen Mit-
gliedern beider bzw. aller Konfliktgruppen gemachter Programme
durch die UNO. Diskursive Deeskalation durch intelligente Ent-
schärfung der symbolischen Faktoren »Prestige«, »nationaler Stolz«,
»alte historische Rechte«, »Demütigung«, »Gesicht verlieren«, »neue
Hitlers« usw. Bei höherer Eskalation paritätische Desertions-
propaganda durch Deserteure beider Seiten, gekoppelt mit der In-
formation über das Angebot positiver Sanktionen. Ggf. Angebot
an Offiziere, bei Desertion in das internationale Blauhelmekorps
integriert zu werden u.ä. Ähnliches für die Beteiligten an den
Waffenkonnexionen. Gezielte ausführliche Informationen über
gelungene Deeskalationen dieser Art in analog strukturierten Ge-
bieten.

In Vorbereitung von Verfrahren vor dem UNO-Gerichtshof
konkrete Medieninformation über Kriegsverbrechen mit Zeugen-
berichten und Ausschreibung konkreter Beschuldigter. Absolute
Vermeidung von »Einäugigkeit« bei solchen Informationen.

Publikation möglichst vieler (idealiter aller) geheimen Kriegs-
und Interventionsszenarios, und zwar nicht bloß von mittleren
und kleinen Mächten, sondern gerade auch von Großmächten bis
hin zur Supermacht selbst. Konkret müßten z.B. alle momentan in
der Bundeswehr bereits entworfenen Interventions- und
Eskalationsszenarios veröffentlicht und öffentlich risikoanalytisch
diskutiert werden. Schutz der UNO für Informanten.

Expertenrunden mit konkreten Risikoanalysen aller Eskalations-
szenarios, die von Politikern und Militärs ins Auge gefaßt werden
(augenblicklich z.B. der Szenarios Nordkorea, Iran, Syrien; vgl. auch
die Listen mit Eskalationsdrohungen der G7 auf ihren Gipfeltref-
fen). Nicht zuletzt Einsatz von kritischer Military Fiction, um bei
breiten Bevölkerungskreisen ein entsprechendes prognostisches und

risikoanalytisches Bewußtsein zu fördern und geheime Eskalations-
vorbereitungen zu konterkarieren.

19. Unterstützung der Möglichkeiten von Kriegsdienstverwei-
gerung sowie der Alternative eines zivilen Friedensdienstes in der
ganzen Welt durch die UNO. Entwicklung von Konzepten für
den deeskalierenden Einsatz zivilen Friedensdienst Leistender in
Krisengebieten.

20. Zivilgesellschaftliche Interventionsmöglichkeiten bis hin zu
zivilgesellschaftlichen Boykotten. So sollte jeder Tourismus in Staa-
ten, die »ethnische Säuberung« praktiziert haben, vollständig boy-
kottiert werden, bis die Flüchtlinge das Rückkehrrecht oder (falls
sie nicht mehr zurückkehren wollen) eine von ihnen akzeptierte
Entschädigung erhalten haben. Die Effektivität solcher Boykotts
könnte durch Druck auf die großen Tourismusanbieter durchaus
gewährleistet werden.

21. Gezielte Delegitimation von Luftschlägen gegen Städte (ein-
schließlich sog. »chirurgischer«) in der Öffentlichkeit mit dem Ziel,
daß die UNO solche Luftschläge ein für allemal als Kriegsverbre-
chen definiert.

22. Internationale Unterstützung bei der Demokratisierung des-
potischer Regime durch das Angebot von Supermacht und G7/
G8, gegen die durch die UNO kontrollierte Zulassung von
Demonstrations-, Versammlungs-, Informations- und Vereins-
freiheit, Runde Tische o.ä. eigene Eskalationswaffenarsenale bzw.
Trägersysteme kontrolliert abzurüsten und zu verschrotten. In be-
sonderen Ausnahmefällen bei drohendem Eskalationskrieg u.U.
Amnestien oder Teilamnestien (z.B. Wahrheitskommissionen) für
belastete Führer und Eliten gegen ihr freiwilliges Abtreten (statt
Eskalationskrieg).

Teil II = weitere, kurzfristig nicht erreichbare Ziele

1. Effektive und durch die UNO kontrollierte Beseitigung aller
ABC-Waffen aller Mächte (einschließlich Supermacht, G7, Ruß-
land, China) einschließlich des Know-hows und der Anlagen.

2. Stufenweise vollständige Beseitigung weiterer tendenziell
exterministischer Waffensysteme (Raketen, High-Tech-Bomber,
schwere Kampfschiffe, U-Boote usw.) und stufenweise symmetri-
sche Abrüstung aller Armeen über 50000 Mann Stärke mit dem
Ziel der Herstellung struktureller Aggressionsunfähigkeit sämtli-
cher Nationalstaaten einschließlich der Großmächte.

3. Stufenweise Übergabe sog. ›normaler schwerer Waffen‹ an
die UNO zwecks Herstellung struktureller Aggressionsunfähigkeit
der Nationalstaaten.

4. Demokratische UNO-Reform: Stärkung der Vollversamm-
lung auf Kosten des Sicherheitsrats; Abschaffung des Vetorechts im
Sicherheitsrat und der ständigen Mitgliedschaft; demokratische
Wahl aller Mitglieder des Sicherheitsrats durch die Vollversamm-
lung unter einschränkenden Kriterien wie Rotation, Regionalität,
Erfüllung von Abrüstungsbeschlüssen, mustergültige Kooperati-
on bei Deeskalationsplänen der UNO usw.

5. Schrittweise vollständige internationale Delegitimation von
Regierungen, die die »effektive Kontrolle« über ein Land nur durch
massiven Terror gegen erhebliche Teile der eigenen Bevölkerung aus-
üben (wie Militärdiktaturen, nationalistisch-rassistische Regime o.ä.).

Anmerkung

1 Die Formel »serious consequences« in der Irak-Resolution 1441 war genauso gummiar-
tig; die zerstrittenen Sicherheitsrats- und G7/G8-Mitglieder einigten sich auf sie, weil
sie von vornherein gewillt waren, sie später jeweils entgegengesetzt zu interpretieren.
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1. Eskalationsstrategie »aggressiv« (Bush-Regime)
– oder von der »flexiblen Antwort« zur

»flexiblen Herausforderung«

Der Begriff »Strategie« wird hier (wie schon immer in der Zeit-
schrift »kultuRRevolution«) analog zu Clausewitz benutzt. Er be-
zieht sich dann (im Gegensatz zu »Taktik«) nicht auf das Problem,
wie man einzelne »Gefechte« (und sinngemäß »Phasen des Krie-
ges«) gewinnt, sondern auf die fundamentalen Prinzipien des Krie-
ges als Gesamtereignis, d.h. auf das jeweils zugrunde liegende Ge-
samtkonzept von Krieg einschließlich seiner Basisregeln. Das Ge-
samtkonzept, das der Westblock im Kalten Krieg entwickelt und in
der NATO-Doktrin resümiert hatte, kann man am besten als
»Eskalationsstrategie« kennzeichnen. Dem entsprachen die Schlag-
wörter »deterrence«, »retaliation«, »flexible response«. Dabei sollte
die »Abschreckung« darin bestehen, daß der Gegner fest mit mili-
tärischen Schritten der »Vergeltung« rechnen mußte (credibility),
falls er den Westblock militärisch »herausfordern« (»challenge«) sollte.
Dabei wurden die eigenen militärischen Schritte (»flexible response«)
ausdrücklich als »Antwort« definiert, d.h. von entsprechenden ›er-
sten‹, »herausfordernden« militärischen Schritten des Gegners ab-
hängig gemacht.

Im Begriff der »Flexibilität« dieser angedrohten »Antwort« lag
als Kern das Eskalationsprinzip. Dieses Prinzip besitzt einen techni-
schen und einen militärpolitischen, also eigentlich »strategischen«,
Aspekt. Die Armeen moderner Weltmächte verfügen (im ›qualitati-
ven‹ Unterschied zu Warlord-Armeen der unteren Normalitäts-
klassen, also zu den nach Herfried Münkler »neuen Kriegen«) über
eine ›Klaviatur‹, über ein Dispositiv aus gestuft »konventionellen«
und exterministischen High-Tech-Waffensystemen, das prinzipiell
eine nach oben offene »Drohkulisse« darstellt, wobei die ABC-
Waffen samt ihren High-Tech-Trägersystemen die eigentliche ›Wahr-
heit‹ dieser Strategie darstellen. Innerhalb der Eskalationsstrategie
als fundamentalem Gesamtkonzept sind also auch die »konventio-
nellen« Waffensysteme stets und überall überdeterminiert durch
die im Hintergrund potentiell drohenden ABC-Waffen. Der struk-
turelle Kern der Eskalationsstrategie, ihr ›Herz‹, besteht also aus
einer totalen, total und in jeder Beziehung entgrenzten, potentiell
die gesamte Welt zu vernichten fähigen, also wahrhaft »apokalypti-
schen« Destruktivkraft, die füglich als »exterministisch« im engen
Sinne zu bezeichnen ist. Eskalationsstrategie meint demnach nichts
anderes als strukturelle Siegesgarantie gegenüber jedem Gegner, der
nicht selbst über das exterministische ABC-Potential verfügt. Die
Blindheit für diese strukturelle Dominanz der exterministischen
Eskalationsstufen innerhalb jeder Spielart von Eskalationsstrategie
liegt allen Thesen zugrunde, die den Interventionen des Westblocks
in völlig anachronistischer Weise noch immer das apologetische Label
des »gehegten Krieges« und des »Zivilisationsprozesses« nach Nor-

Viereinhalb strategische Konzepte angesichts des
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bert Elias ankleben möchten. Die strukturell glaubhafte Drohung
mit der Apokalypse macht vielmehr umgekehrt den ›qualitativen‹
Unterschied zu den »neuen Kriegen« der unteren Normalitätsklassen
aus, deren Greuel dadurch selbstverständlich nicht weniger grau-
enhaft werden – das erklärt ebenfalls die Problematik der »Massen-
vernichtungswaffen« als von Versuchen ›unterer‹ Militärklassen und
Warlords, sich ein exterministisches Dispositiv zu beschaffen, um
bei der Eskalationsstrategie ›mitziehen‹ zu können.

Entsprechend dieser fundamentalen Logik der Eskalations-
strategie, nach der jeder »konventionelle« Kriegsakt strukturell über-
determiniert ist durch die exterministischen Dispositive, widerspricht
jede »Deckelung« (»ceiling«) der Eskalationsleiter (z.B. der Verzicht
auf den atomaren Erstschlag oder gar der prinzipielle Verzicht auf
den Einsatz von ABC-Waffen) fundamental jeder Spielart dieser
Strategie. Insofern war es bloß logisch, wenn das Pentagon bei je-
dem Eskalationskrieg (so auch jetzt wieder) den Schritt über die
ABC-Schwelle von vornherein und ganz offen nicht prinzipiell
ausschloß. Die nun in Gang gesetzte Entwicklung der »Mini-Nukes«
ist die nur logische »Weiter«-Entwicklung; sie soll die Strategie
flexibilisieren, indem sie es ermöglicht, den bisherigen großen
Eskalationsschritt in ein Kontinuum zu verwandeln – so gleitet
man in den Atomkrieg.

Neues im Westen: Die Eskalation der Eskalationsstrategie ins
Präventive durch das Bush-Regime

Die ausführlichste selbstbeschreibende Literatur über die
Eskalationsstrategie wurde anläßlich des Vietnamkriegs von Robert
McNamara, Henry Kissinger und anderen ausformuliert. Das ge-
schah nicht zufällig angesichts einer Krise des Konzepts: Als die
aktiven Elemente eines Volkes sich dem grenzenlosen Horror der
»konventionellen« Eskalationsstufen (bloß »normale« Bombarde-
ments, »bloß« Agent Orange und Napalm) nicht unterwarfen, stand
die Frage nach dem Atomschlag absolut ernsthaft auf der »Agenda«
und wurde von Teilen des Pentagons befürwortet. Sie wurde ganz
sicher nur wegen des Risikos eines Atomkriegs mit der Sowjetunion
und/oder China verworfen. Damit aber war der Krieg verloren.

Alles weitere (bis jüngst zu den »Mini Nukes«) sind »Lehren aus
Vietnam«: Abschaffung der Wehrpflicht, Blitzkriegskonzept, Aus-
bau der höchsten »konventionellen« Stufe, der massiven Luft-
schläge, auf High-Tech-Basis zu einem »taktischen« Äquivalent
exterministischer Stufen, Dominanz dieser Stufe massiver Luft-
schläge innerhalb des (»taktischen«) Kriegskonzepts (Air-Land-
Battle). Dieses Konzept wurde der »neuen«, global interventionis-
tischen NATO-Strategie zugrunde gelegt, und mit ihm wurden
die Kriege von 1991, 1995, 1999 und 2001 (Afghanistan) ge-
führt und gewonnen.
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Nach dem 11.9.2001 erfolgte dann eine wahrhaft ›revolutio-
näre‹, wahrhaft ›qualitative‹ Erweiterung dieser schon genügend
schreckenerregenden Eskalationsstrategie durch das Regime des jün-
geren Bush: Der Terminus »response« in »flexible response« wurde
sozusagen gestrichen. Die bis dato noch behauptete Abhängigkeit
der eigenen (reaktiven) Eskalationsschritte von vorgängigen (pro-
vokativen) Eskalationsschritten des Gegners wurde gestrichen und
durch das Präventionsprinzip ersetzt. Strukturell gesehen, wurde
damit ein zweiseitiges, korrelatives Eskalationskonzept durch ein
einseitiges ersetzt: Nicht länger der Gegner ›fordert heraus‹
(»challenge«) – die Eskalationsstrategie besetzt vielmehr selbst auch
noch das »challenge« und ›fordert‹ selbst ›heraus‹ (wodurch der
Gegner zum »Kooperationsunwilligen« wird). Die Eskalationsleiter
kann nun völlig ›autopoietisch‹ in Gang gesetzt werden und ab-
spulen – sie ist von keinem ›objektiv‹ militärischen Szenario mehr
abhängig, es genügen künftig »symbolische«, z.B. moralisierende
flankierende diskursive Maßnahmen (die Menschen von bösen
Regimen befreien und ihnen gute Regime schenken). Das Pünkt-
chen auf dem i dieser ins Aberwitzige eskalierten Eskalationsstrategie
wäre die Wiedergewinnung des risikofreien atomaren Erstschlags
durch NMD (National Missile Defense, die neue Version von »Star
Wars«). Die ersten dieser Systeme sollen an der Westküste der USA
(d.h. gegen China) in Stellung gebracht werden. Damit soll die
Möglichkeit geschaffen werden, China ggf. mit Atomraketen anzu-
greifen und chinesische Gegenraketen dann mit NMD abzufangen.

2. Eskalationsstrategie »defensiv« (Chirac, Fischer, EU)

Wie es die CDU/CSU immer wieder korrekt klargestellt hat: Auch
die »Linie Chirac«, deren ursprünglich noch unspezifische Fassung
als Minimalkonsens von der EU und insbesondere auch der Regie-
rung Schröder-Fischer abgesegnet wurde, »schließt den Krieg als
letzte Option nicht aus«, ist also eine Spielart der Eskalationsstrategie.
Obwohl es noch nicht alle gemerkt zu haben scheinen: Die »Linie
Fischer« stimmt damit 100prozentig überein. Gegen Merkel sagte
Fischer: »Krieg ist die letzte Option, und nicht schon die nächste.«
Dieser Aussage liegt geradezu ›klassisch‹ die nach oben offene
Eskalationsleiter als strategisches Fundamentalprinzip zugrunde.
Daß es Fischer damit ernst ist, hat er 1999 bewiesen, als er (trotz
des noch viel kürzeren »Zeitfensters« damals in Rambouillet als
heute beim Blix-Prozeß) ganz flott bereits »die letzte Option« ge-
kommen sah und 55000 (fünfundfünfzigtausend) Lufteinsätzen
gegen Jugoslawien zustimmte (die Wirkung eines einzigen solchen
»Luftschlags« haben wir diesmal dank Al Jazirah auf den Bildschir-
men sehen können, wenn wir nicht wegschauen mußten – in Bel-
grad, Prishtina, Novi Sad usw. sah es damals genauso aus und hörte
es sich genauso an: und nun versuche, wer dies liest, sich die Wir-
kung von 55000 solcher Einsätze vorzustellen). Der Krieg von
1999 wurde unter Beteiligung deutscher Tornados nach der NATO-
Eskalationsstrategie geführt, die vom Pentagon inspiriert ist: Domi-
nanz einer per High-Tech möglichst ins Exterministische hochge-
fahrenen »konventionellen« Luftkriegsstufe und Blitzkrieg von Pro-
fessionellen, dabei aber immer strukturelle Drohung auch mit den
ABC-Stufen.

Gegen Mißverständnisse: Da es bei diesen grauenhaften
Eskalationskriegen nicht darum geht, bloß beobachtend und in-
terpretierend ›richtige‹ Überzeugungen unter bereits Überzeugten
»am Beispiel des Krieges« festzuklopfen, sondern darum, die zu-
nehmend kriegsdrohende Lage und sei es minimal zu verändern, ist
es gegenüber 1999 ein enormer Fortschritt, daß Frankreich und

Deutschland diesmal die »defensive« Spielart der Eskalationsstrategie
vertreten haben. Diese Spielart setzt gegenüber der »aggressiven«
auf langsamere Eskalation, auf größere »Zeitfenster«, nicht-
militärische Kontrollmaßnahmen, geringere Eskalationsdrohungen
und die Möglichkeit diplomatischer Kompromisse. Einiges spricht
auch dafür, daß Chirac mit seinen »Alteuropäern« das »response« in
»flexible response« nicht zu streichen bereit ist, daß er also präven-
tive Eskalationskriege ablehnt. Die wertvollste Konsequenz dieser
Position ist eine symbolische Entwicklung mit Eigenlogik: Der end-
lich offen artikulierte Gegensatz zwischen der aggressiven und der
defensiven Spielart hat sich symbolisch selbständig gemacht und
den »Alteuropäern« den Umfall zunächst immer mehr erschwert
und dann innerhalb des knappen von Bush vorgegebenen »Zeit-
fensters« definitiv unmöglich gemacht. So konnte (und kann) es
anders als im schwarzen Jahr 1999 zu punktuellen faktischen Bünd-
nissen mit pazifistischen und deeskalationsstrategischen Positionen
kommen, was vorsichtige Hoffnungen ermöglicht.

Gerade um solche Möglichkeiten nicht zu verschenken, bleibt
aber die analytische Klarheit darüber unabdingbar, daß die defen-
sive Spielart der Eskalationsstrategie nicht mit Deeskalationsstrategie
zu verwechseln ist. Deshalb wäre es allerdings für die Zukunft äu-
ßerst kontraproduktiv, die Leiche 1999 ungestört im Keller verwe-
sen zu lassen, statt sie genau wie die Opfer der Massaker aller Seiten
einer analytischen Autopsie zu unterziehen.

Enorm kostbar an der aktuellen »defensiven« Position »Alt-
europas« war und ist ferner der Beweis, daß die Welt keineswegs
untergeht, wenn »wir« einer Zumutung aus Washington »sorry«
sagen. 1999 hatten uns Schröder und Fischer mit diesem Weltun-
tergang gedroht. Jetzt ist bewiesen, daß »wir« auch 1999 schon
hätten »sorry« sagen können, ohne den Weltuntergang zu riskieren
– im Gegenteil hätte »uns« das rechtzeitige Nein damals manchen
Ärger von heute erspart.

Europa mit einer Superstreitmacht voll eskalationsfähig machen?
(Aber gegen wen eigentlich?)

Es gibt keinen ›schöneren‹ Beweis für das über die Chirac-Fischer-
Strategie Gesagte als die »Lehre«, die diese EU-Richtung nun aus
dem 3. Ölkrieg ziehen möchte: Angeblich muß Europa jetzt noch
mehr aufrüsten und zwar entsprechend den Dispositiven des Pen-
tagon: High-Tech-Systeme, globale Blitzkriegsdispositive, profes-
sionelle Krieger usw. Dieses Konzept, auf das sich der hegemoniale
mediopolitische Diskurs einschließlich Schröder sofort wie verrückt
gestürzt hat, ist von geradezu bestürzender Absurdität: Ein solches
militärisches Dispositiv kann ausschließlich der Eskalationsstrategie
folgen, wozu der Aufbau »glaubhafter« Drohungen gehört, wozu
wiederum exemplarische Realisierungen der Drohungen gehören
usw. usque ad apocalypsin. Gegen wen in drei Teufels Namen aber
kann eine solche europäische Streitmacht gerichtet sein? Etwa ge-
gen die USA? Da sei nun wirklich Gott oder der Teufel vor. Wenn
aber nicht gegen die USA, dann also unter ihrem Kommando –
was sich auch billiger haben läßt. Wenn aber weder das eine noch
das andere, dann bleiben bloß noch »eigenständige« europäische
Eskalationskriege, etwa postkolonialen Typs in Afrika – und so sehr
wir alles tun sollten, ein enges Bündnis mit Frankreich auf der Basis
einer Deeskalationsstrategie zu fördern, so kann das nicht heißen,
neokoloniale und rüstungsindustrielle Interessen zu bedienen. Im
Gegenteil bietet gerade die Situation im 3. Ölkrieg optimale Bedin-
gungen, um die Forderung nach einer europäischen Super-
streitmacht in ihrer ganzen Absurdität gegenüber der Öffentlich-
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keit ganz Europas darzustellen, nicht zuletzt auch, weil ja in der
aktuellen Wirtschaftslage jeder zusätzliche Euro für die Rüstung
direkt einen Euro weniger für die sozialen Netze bedeutet, in Frank-
reich genauso wie in Deutschland.

Wer aber die Absurdität einer europäischen Superstreitmacht
rational eingesehen hat, wird zugänglich für die Einsicht, daß Eu-
ropa (und die UNO) eine Autonomie gegenüber dem eskalierten
Eskalationsprinzip des Bush-Regimes letztlich nur auf der Basis
einer intelligenten Deeskalations-Strategie werden entwickeln kön-
nen (s.u.).

2a. Rätsel Schröder

Vor dem Hintergrund des bisher Gesagten bleibt Schröders früh-
zeitige feierliche Festlegung, die Bundeswehr werde unter keinen
Umständen doch noch eigenständig und direkt am Krieg teilneh-
men, rätselhaft. Denn es handelte sich dabei eindeutig um ein
»Deckelungs«-Versprechen und damit um einen prinzipiellen Bruch
mit der Eskalationsstrategie (was den Unterschied zu Chirac und,
wenn man genauestens hinhörte, auch zu Fischer – und sogar zu
Schorlemmer in Berlin am 15. Februar – ausmacht). Es gibt für
Schröders ›Ausscheren‹ nur zwei mögliche Gründe: entweder pu-
ren Wahlkampfopportunismus – oder die Furcht vor relativ sehr
hoch eingeschätzten Risiken von Denormalisierung (eine prinzipi-
elle Ablehnung der neuen, präventiven Eskalationsstrategie des
Bush-Regimes hätte keine »Deckelung« gefordert, siehe Chirac).
Was das Risiko betrifft: In der Tat hängt seit dem Platzen der New
Economy im Frühjahr 2000 noch immer das Damoklesschwert
einer neuerlichen Depression wie in den 1930er Jahren über der
Weltwirtschaft. Offenbar sieht das Bush-Regime im Irakkrieg sogar
eine »unique opportunity«, um den Kreditnahme- und Kauf-
optimismus der amerikanischen middle class, an dem die globale
Wirtschaft hängt, wieder aufzugeilen: »Kursfeuerwerk« aller »Märkte«
als Begleitung zum Raketenfeuerwerk in Bagdad, angekurbelt von
billigem Sprit sowie von der Rüstungs- und insbesondere Rüstungs-
technologie-Industrie. Besaß Schröder Informationen konkreter
Szenarien von Anschluß-Eskalationen um Syrien und den Iran,
etwa ausgelöst durch eine große Anti-Terror-Operation gegen
Hisbollah im Libanon, die die »Märkte« statt nach oben nach un-
ten reißen könnten?

3. Die global-pazifistische Position

Das ist die Position des bedingungslosen Nein zu diesem Krieg wie
zu jedem Krieg, wie sie am besten in der schönen Parole »Krieg ist
Terror« zum Ausdruck kommt. Ein taktisches Manko dieser unter-
stützenswerten Position ergibt sich immer dort, wo sie sich nicht
genügend konkret auf die realexistierende Eskalationsstrategie und
ihre Spielarten, d.h. auch ihre internen Widersprüche, einläßt.
Genau das versucht deshalb die in der »kultuRRevolution« seit
über 20 Jahren entwickelte und vorgeschlagene:

4. Intelligente Deeskalations-Strategie

Auch hier ist der Begriff »Strategie« zu betonen. Natürlich können
auch im Rahmen der Eskalationsstrategie einzelne konkrete
Deeskalationsschritte (»taktisch« im Sinne von Clausewitz) ›einge-
baut‹ werden. Dabei erfolgen solche zeitweiligen Deeskalations-
schritte jedoch vor der Hintergrund der aufrechterhaltenen Dro-
hungen – man behält sich jederzeit neue Eskalationsschritte vor.
Typische Beispiele sind Fischers Linie eines »befristeten Bomben-
stopps« auf dem Bielefelder Kriegsparteitag der Grünen im Früh-
jahr 1999 oder jüngst die Taktik eines »fließenden Siegs« der Trup-
pen des Pentagons im Irak.

Demgegenüber erklärt die Deeskalationsstrategie von vornher-
ein in einem Konfliktszenario die »Deckelung« gegenüber nicht
bloß den exterministischen, sondern auch den »konventionellen«
militärischen Eskalationsstufen, also die Beschränkung auf nicht-
militärische Maßnahmen wie konkrete Abrüstungsschritte auf Ge-
genseitigkeit (s.u.), Waffenembargos, technische Know-how-Blok-
kaden, Inspektionen wie im Blix-Prozeß usw. oder auf wirkliche
Blauhelmeinsätze nach Hammarskjöld (s. dazu die Initiative Intel-
ligente Deeskalations-Strategie = IIDS).

Damit werden Schritte der Deeskalation als strategische Schritte
möglich. Dabei tritt an die (strategische) Stelle des deterrence-Prin-
zips, also der Drohung mit Gewalt und Krieg, das Prinzip der Ab-
rüstung per Reziprozität (auf Gegenseitigkeit). Zum konkreten Fall
Irak: Hätte die UNO ihre Inspektoren beauftragen können, z.B. als
ersten Schritt sämtliche BC-Waffen reziprok, d.h. nicht bloß im
Irak, sondern auch bei den ständigen Mitgliedern des Sicherheits-
rats zu inspizieren und zu beseitigen, so wäre mit an Sicherheit



11

grenzender Wahrscheinlichkeit die »volle Kooperation« des Irak leicht
zu erreichen gewesen. Man stelle sich den weltweiten Jubel und
damit die Entschärfung des Prestige-Faktors vor! Undurchführ-
bar? Aber warum?

Es würde die Friedensbewegung m.E. substanziell stärken, wenn
sie sich mit solchen und ähnlichen konkreten und technisch durch-
aus realisierbaren Alternativen mit Reziprozität auf die konkrete
Eskalationsstrategie, mit der sie es zu tun hat, einlassen würde. Es
gibt historisch sehr verschiedene Typen von Krieg und nicht einen
anthropologisch-abstrakten »Krieg an sich«.

Zu einigen Ereignissen des 3. Ölkriegs von struktureller
Bedeutung

– »Enthauptungsschläge«, »Liquidierungen«, »Ausschaltungen«
Nachdem bereits im War on Terror der CIA und die Special

Forces vom Bush-Regime ermächtigt wurden, Terroristen ohne öf-
fentlich kontrollierbares Identifikations- und Gerichtsverfahren
gezielt zu töten, ging diese Ermächtigung im 3. Ölkrieg an die
Interventionsarmee über, die davon umfassend Gebrauch auch
gegenüber »Regime-Elementen« machte. Nach den Aussagen von
Vincent Brooks richtete sich diese Ermächtigung auch auf »regime
elements in residential areas«. Im hier dargestellten Kontext handelt
es sich um den Einbau eines zusätzlichen Elements in das Disposi-
tiv der Eskalationsstrategie: Künftig muß jeder mutmaßliche Feind
des Bush-Regimes mit der plötzlichen Tötung seiner »Regime-Mit-
glieder« ohne Gerichtsverfahren und sogar ohne Identitätskontrolle
rechnen. Praktisch werden die »Ziele« dieser »Ausschaltungen« vom
CIA und anderen Geheimdiensten des Westblocks benannt – also
durch äußerst undemokratische und unjuristische, völlig unkon-
trollierbare Institutionen. Woher erhalten die Dienste ihre Informa-
tionen? Von gekauften anonymen Denunzianten »vor Ort«. Diese
gekauften anonymen Denunzianten können heute praktisch nicht
bloß wirkliche Terroristen (die selbstverständlich auch in einem
Prozeß allererst als solche überführt werden müßten!), sondern
mutmaßlich »gefährliche Elemente« – bis hin zu politischen oder
persönlichen Rivalen »ausschalten« – ohne jedes Risiko späterer
Rechenschaftslegung. Logischerweise mußte sich das Bush-Regime
gegen den UN-Gerichtshof wehren.
– Wahrnehmbarkeit der High-Tech-Luftschläge als exterministisch.

Wie ausgeführt, besteht das strukturell dominante taktische Ele-
ment der aktuellen Eskalationskriege des Westblocks aus den
»airstrikes«. Diese mit Bomben aus Flugzeugen und Raketen durch-
geführten »Schläge« liegen angeblich unter der Schwelle zweifels-
frei exterministischer Kriegsführung (ABC-Dispositive, »Massen-
vernichtungswaffen«), am oberen Rand der »konventionellen«
Eskalationsstufen. Dafür steht die »chirurgische« Metapher. »Kon-
ventionell« besitzt einen Doppelsinn: (fassaden-)»normal« sowie
den Genfer Konventionen entsprechend. Zumindest in »Alteuropa«
ist diese Apologie der massiven Luftbombardements insbesondere
durch die Bilddokumente von Al Jazirah von den Einschlagsorten
und aus den Krankenhäusern, aber auch durch die westlichen Bil-
der der shock-and-awe-Horizonte für die Mehrheit der Bevölke-
rung zusammengebrochen. Immer mehr Menschen sind der An-
sicht: Luftbombardements sind reiner exterministischer Horror,
haben die Qualität von Massenvernichtung, sind Kriegsverbrechen.
Das ist auch rational zu begründen: Da die Einsätze massiv erfol-
gen, also nach Zigtausenden zählen, beweist schon die Statistik den
exterministischen Charakter (angenommen, 10 Prozent gehen fehl,
was für die Bombenwerfer geschmeichelt ist, so sind bereits zwi-

schen Hunderten und Tausenden ziviler Opfer zu errechnen). Dazu
kommen aber die psychischen Traumatisierungen schwersten
Grades von Hunderttausenden völlig »unschuldiger« Kinder (als
ob die Erwachsenen »schuldig« wären!): wochenlanger Schlaf-
entzug, äußerste, für Kinder nicht zu bewältigende Angst durch
die Druckwellen und den Lärm der Explosionen, durch die Hilflo-
sigkeit und Panik ihrer erwachsenen Bezugspersonen. Der amerika-
nische Feminismus hat massenhaften »child abuse« und
»psychological rape« selbst in Friedenszeiten und selbst in den USA
zu entdecken geglaubt – er sollte bitteschön endlich und öffentlich
sichtbar nach Bagdad schauen. Dazu kommt neuerdings die pro-
grammatische Einbeziehung ziviler Wohngebiete in die Bombar-
dements, falls die Geheimdienste dort »Regime-Elemente« unter-
stellen. Aber sind die vernichtenden Schläge aus ›unfairer‹ Sicher-
heit in 5000 Metern Höhe bzw. an den Computern der Cruise
Missiles gegen kasernierte oder in einer Stellung wartende meistens
gezwungene und hoffnungslos unterlegene Uniformierte
(»Kombattanten«) eigentlich so viel moralischer? Wie ist der
»wonderful job« (Rumsfeld) der Computertäter einzuschätzen? Es
ist Zeit, die generelle Ächtung der Luftschläge gegen Städte als
Kriegsverbrechen zu fordern und zunächst in der Zivilgesellschaft
durchzusetzen.
– »Normalcy gap« zwischen »Alteuropäern« und »Angelsachsen«

Es gibt keine »normalen Kriege«. Die Kriegsherren des West-
blocks behaupten allerdings das Gegenteil. Sie erklären die beschrie-
benen Eskalationskriege fern der Heimat bei fortlaufender Norma-
lität im Mutterland für »normal«. Ich habe das als »Fassaden-Nor-
malität« gekennzeichnet. Bis zu einem gewissen Grade bestimmt
diese Fassaden-Normalität, insbesondere auch per Medien, die
Wahrnehmung großer Bevölkerungsteile. Es scheint mir, als ob der
3. Ölkrieg hier ein wichtiges diskursives Ereignis ausgelöst hätte: In
den deutlichen Unterschieden der in Umfragen erhobenen Kriegs-
zustimmung bzw. –ablehnung scheint sich ein kultureller »gap« zu
manifestieren: Während in den USA offensichtlich ca. 80 Prozent
einen solchen Krieg und damit die dominanten Luftschläge als
(fassaden-)»normal« wahrnehmen, nehmen nahezu ähnlich hohe
Anteile an »Alteuropäern« solche Kriege und insbesondere solche
Luftbombardements hinfort als »nicht normal« wahr. Auf dieser
Basis besteht eine Chance, das Projekt weiterer europäischer Betei-
ligung an Eskalationskriegen oder gar einer eigenen Eskalations-
streitmacht in der öffentlichen Meinung erfolgreich zu bekämp-
fen, insofern es sich als denormalisierend erweisen läßt.
– Infragestellung des binären Freund-Feindbild-Reduktionismus

Legitimatorisch sind die Eskalationskriege dominant abhängig
vom Funktionieren des binären Reduktionismus: Sie sind gegen
den Krieg? Dann stehen Sie ja auf der Seite von Saddam! Dieser
binäre Reduktionismus ist enorm wirkmächtig – um so bedeutsa-
mer ist es, daß er (mindestens in »Alteuropa«, aber vielleicht sogar
im Irak) durch den 3. Ölkrieg sichtbar infrage gestellt wird. Die
Aussage, weder Saddam noch Bush und seinen Krieg zu akzeptie-
ren, erscheint zunehmend, und sogar in hegemonialen Medien,
»akzeptabel« zu werden. Umgekehrt erscheinen die binären
Reduktionisten zunehmend als unintelligent (sie können nicht
weiter zählen als 2...). Auch diese Tendenz kann durch Informatio-
nen über dritte bis n.te Optionen (wie die Intelligente Deeskalations-
Strategie) verstärkt werden. Dabei lassen sich auch für das Problem
der Demokratisierung despotischer Regime im Prinzip Szenarien
mit dem Prinzip Reziprozität entwickeln – Bombenmassaker sind
jedenfalls ganz sicher nicht der Königsweg zu nennenswerter De-
mokratie.
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Der Zerstörung der geltenden Weltordnung folgt die
Zerstörung geltenden Rechts

Niemals wurden Menschenrechte und das Völkerrecht so selektiv
und heuchlerisch als Legitimation für den Einsatz von militärischer
Gewalt missbraucht wie von den Regierungen der USA und Groß-
britanniens zur Begründung ihres Angriffskrieges gegen Irak.

Der 20. März 2003 stellt – viel weitreichender als der 11. Sep-
tember 2001 – eine Zäsur für die gesamte Völkerrechtsordnung
und für das seit Ende des Zweiten Weltkrieges gültige Friedens-
system der Vereinten Nationen dar. Der »asymmetrische« Krieg der
Hegemonialmacht und ihrer »willigen Mitläufer« markiert nicht
nur einen Putsch gegen die geltende Weltordnung, der alle müh-
sam und beharrlich nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelten zivi-
lisatorischen Errungenschaften des UN-Reglements über Bord wirft.
Mit der Selbstmandatierung zum Präventivkrieg schiebt die US-
Regierung auch die Vereinten Nationen beiseite und schlägt dem
Sicherheitsrat dessen Gewalt- und Friedenserhaltungsmonopol aus
der Hand.

»Humanitären Interventionen« und Präventivkriegen wird von
den Begründern dieser »neuen Weltordnung« das Siegel eines neu-
en Völkerrechts und eines Paradigmenwechsels hin zu den Men-
schenrechten verliehen. Tatsächlich folgt der Zerstörung der UN-
Ordnung präventiver Friedenserhaltung nicht nur eine Welt-Un-
ordnung durch Präventivkriege, sondern auch sukzessive die »Ent-
machtung« des Völker- und Menschenrechts, die Verschiebung
von der Stärke des Rechts zum Recht des Stärkeren. Der angebliche
Paradigmenwechsel hin zu den Menschenrechten entpuppt sich
bei näherer Betrachtung als schleichender Abbau des Flüchtlings-
und Menschenrechtsschutzes.

Schon während der »humanitären Intervention« im Kosovo
wurde der Gleichklang, die systematische Abstimmung und Koor-
dination von Militär- und Flüchtlingspolitik erprobt. Schon da-
mals bestand die oberste Maxime in der Verhinderung von »Mas-
sen-Fluchtbewegungen« – in der Verhinderung der Aufnahme von
Flüchtlingen in anderen Ländern mittels »Regionalisierung« des
Flüchtlingsproblems mit militärischen Mitteln. Als ideologisches
Konzept diente u.a. das Strategiepapier der österreichischen
Ratspräsidentschaft von 1998, in dem »interethnische Verfolgun-
gen und Vertreibungen durch nichtstaatliche Gewaltapparate« für
massenhafte Flüchtlingsbewegungen verantwortlich gemacht wur-
den, deren Fluchtgründe angeblich nicht mehr von der Genfer
Flüchtlingskonvention erfasst wurden.

Wurde der damalige Versuch der Aufweichung und Nivellie-
rung (der Konvention) durch ein klares Bekenntnis zur allumfas-
senden Geltung der Genfer Flüchtlingskonvention auf dem Gip-

Krieg gegen Flüchtlinge

Das Asylrecht ist weltweit bedroht

heiko kauffmann

fel von Tampere 1999 durch die Staats- und Regierungschefs der
Union noch klar zurückgewiesen, so nimmt der neue britische Vor-
stoß zum Umbau des europäischen Asylrechts auf den individuel-
len Menschenrechts- und Schutzanspruch der Flüchtlinge aus der
Genfer Flüchtlingskonvention keinerlei Rücksicht mehr.

Das britische Strategiepapier – den Staats- und Regierungschefs
zynischerweise unter der Überschrift »New Vision for Refugees«
vorgelegt – ist das zur Zeit weitestgehende Konzept zur Demonta-
ge des Asylrechts in Europa und weltweit.1

Blairs »New Vision for Refugees« – Schutz von Menschen oder
Schutz vor Menschen

Blairs Asylpapier sieht – analog zur militärischen Intervention – im
Kern die Auslagerung jeglicher Hilfe und jeglichen Schutzes für
Flüchtlinge in die jeweiligen Herkunftsregionen vor. Ankommen-
de Asylbewerber sollen nicht mehr in die EU einreisen dürfen,
sondern in sog. »Zonen«, an den Grenzen zur EU, ihr Asylverfahren
durchführen – etwa in Ländern wie Rumänien, Kroatien, Albani-
en oder Ukraine; Staaten also, in denen der Zugang zu einem fairen
Asylverfahren, wie es die Genfer Flüchtlingskonvention vorsieht,
keineswegs gesichert ist.

Man stelle sich vor: Menschen, die mit knapper Not Verbre-
chen, Krieg, Gewalt, Menschenrechtsverletzungen und den Stra-
pazen der Flucht entkommen sind, werden von dem vermeintlich
Schutz bietenden Aufnahmeland geradewegs in die Randbezirke,
an die Peripherie des soeben erlittenen Traumas zurückgewiesen:
ein humanitärer Alptraum – keine Vision.

Es ist das Konzept der endgültigen Verbannung von Flüchtlin-
gen, die Doktrin eines flüchtlingsfreien Europas, ein Rückfall in die
Barbarei.

»Wenn ein Staat diese Verpflichtung (zum Schutz der eigenen
Bevölkerung) nicht einlöst und Krieg, Unterdrückung und Staats-
bankrott eintreten und die Bevölkerung schweres Leid erfährt, hat
die internationale Gemeinschaft die Verpflichtung zu intervenie-
ren. Eine solche Intervention sollte soweit als möglich präventiv
erfolgen oder verhältnismäßig sein und mit der Verpflichtung zum
Wiederaufbau … Diese Vision … sollte Teil eines neuen Asylsystems
sein.« (aus dem britischen Strategiepapier: »New Vision for
Refugees«)

Hier entlarvt sich die Blair’sche Vision deutlich als ideologische
Begleitmusik einer konsequenten militärischen Interventionspolitik.
In einem Satz bricht sie mit allen Grundsätzen des Völkerrechts
und der UN-Charta von 1945, nach der jegliche Form von Ge-
waltanwendung verboten ist, setzt sich über die zuständigen –
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existenten – Völkerrechtssubjekte (Sicherheitsrat, Vollversammlung
der UN) hinweg und maßt sich die Selbstmandatierung eines »ne-
bulösen« Akteurs (»internationale Gemeinschaft«) sowie die Definit-
ions- und Exekutionsgewalt über moralische Werte und völker-
rechtliche Grundregeln an, die sie soeben in der »Allianz der Willi-
gen« mutwillig und fahrlässig zertrümmert hat.

Eine Allianz gegen den Flüchtlingsschutz

Die britische Regierung unternimmt zur Zeit Anstrengungen, ihr
Konzept auf EU-Ebene und darüber hinaus in anderen Industrie-
staaten voranzutreiben. Sie will eine Allianz für die Demontage des
Flüchtlingsschutzes formieren.

Dagegen gilt es einzutreten. Denn die Errungenschaften der
Menschenrechtsentwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg, die zi-
vilisatorischen Antworten auf die Barbarei, werden mit dem briti-
schen Ansatz zur Disposition gestellt. Die Genfer Flüchtlings-
konvention war und ist auch eine Antwort auf die gescheiterte
Flüchtlingskonferenz von Evian im Jahre 1938. Die Unwilligkeit
der beteiligten Staaten, Verfolgten des Naziregimes Schutz zu ge-
währen, besiegelte das Schicksal vieler Menschen. Mit der Genfer
Flüchtlingskonvention vollzog sich der Übergang von der
Flüchtlingsaufnahme als einem Akt staatlicher Gnade zu einem
individuellen Schutzanspruch für Flüchtlinge. Asyl bedeutet im
Kern Schutz von Flüchtlingen vor Zurückweisung und Abschie-
bung in den Verfolgerstaat sowie die Gewährleistung des hierfür
notwendigen Prüfungsverfahrens und eines menschenwürdigen
Daseins.

Der Vorstoß der Blair-Regierung bedeutet den Versuch, jedwe-
den Rechtsschutz für Asylsuchende in Europa abzubauen und
selbst Asylberechtigte nur noch nach dem Maßstab politischer
Opportunität in geringen Zahlen aufzunehmen. Das britische
Konzept ist der bisher weitestgehende Verstoß, dem Flüchtlings-
schutz innerhalb der EU und in Kooperation mit anderen Indu-
striestaaten den Garaus zu machen. Die Idee des Flüchtlingsschutzes
war einmal, dass man Flüchtlinge in einem Staat aufnimmt, wo sie
außer Schutz auch Rechte erhalten. Jetzt geht es nur noch darum,
Flüchtlinge heimatnah unterzubringen, am besten gleich dort, wo
sie herkommen. Schutzzonen werden als große Flüchtlingslager
ausgestaltet. Flüchtlingsschutz reduziert sich dort auf die militäri-
sche Garantie des Provisoriums. In der Praxis ist dort niemand in
der Lage und willens, über bloße Mangelversorgung hinaus Rechte
zu garantieren. Das Dahinvegetieren wird zum Standardproblem
des Flüchtlingsschutzes.

»Rule of War« statt »Rule of Law«

Vergleicht man dieses Konzept der Blair-Regierung mit Praktiken
und Maßnahmen, die im Zuge der Anti-Terror-Bekämpfung nach
dem 11. September 2001 von den USA und verbündeten Staaten
durchgesetzt wurden, so muss einem um Menschenrechte und
Flüchtlingsschutz angst und bange werden. Gerade die USA, die
bei der Gründung der Vereinten Nationen und bei der Formulie-
rung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte eine führen-
de Rolle gespielt haben, verhalten sich im Umgang mit internationa-
len Verträgen und Völkerrechtsabkommen äußerst destruktiv und
völkerrechtsfeindlich (z.B. Einrichtung des Internationalen Gerichts-
hofes in Den Haag; Klima-Schutz-Protokoll; Biowaffen-Konvention
usw.). Überall ist es die Regierung der USA, die »the rule of law« auch

unter Androhung von Militärschlägen von anderen einfordern, aber
selbst bereit sind, internationales Recht zu brechen oder beiseite zu
schieben, wenn es die eigenen Interessen tangiert.

Mit der Militarisierung einer Gesellschaft nach außen geht die
verstärkte Repression im Innern einher. Der mit militärischen Mit-
teln geführte »Kampf gegen den Terror« à la Bush bringt nicht nur
den Weltfrieden in Gefahr, er gefährdet auch den sozialen Frieden
in den demokratischen Gesellschaften. Denn der Krieg gegen den
Terrorismus dient auch als Vorwand zum Abbau von Bürger- und
Grundrechten und zur Einschränkung von Freiheitsrechten, Ter-
rorismus wird sogar – das zeigen die Sicherheitspakete von Otto
Schily und die sogenannten »patriotischen« Ausnahmegesetze in
den USA – mit Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Ausgrenzung
bekämpft. Diese aber sind kein Mittel im Kampf gegen den Terror.

Der britische Vorschlag, extraterritoriale Flüchtlingslager außer-
halb der EU einzurichten, entspricht der australischen, der so ge-
nannten pazifischen Lösung. Australien praktiziert mit dem »Mo-
dell Nauru« bereits seit längerem die Auslagerung der Verantwor-
tung für Asylsuchende und Flüchtlinge. Aber auch die »Operation
Liberty Shield« (Freiheits-Schutzschild), die der amerikanische
»Heimatschutzminister« Ridge Ende März 2003 mit dem Beginn
des Angriffskrieges gegen Irak vorstellte, trägt Orwellsche Züge.
Danach können künftig pauschal alle Asylbewerber aus fast drei
Dutzend (vorwiegend muslimischen) Staaten unter rechtsstaatlich
untragbaren Bedingungen weggesperrt werden, ohne hinreichen-
de Informationen, ohne gesicherte Rechtshilfe.

Von Benjamin Franklin, einem der Väter der US-amerikani-
schen Verfassung, stammt der Satz: »Wer Freiheit aufgibt, um Si-
cherheit zu gewinnen, wird am Ende beides verlieren«. Die westli-
che Freiheit stirbt bereits an ihrer Doppelmoral: Sie stirbt im austra-
lischen Wüstenlager Woomera, in dem auf Hilfe angewiesene Flücht-
linge unter menschenunwürdigen Bedingungen interniert sind;
sie stirbt auf Guantanamo, wo die Taliban-Gefangenen unter Ver-
stoß gegen das Kriegsvölkerrecht in absoluter Isolation gehalten
werden; sie stirbt an den Küsten des Mittelmeeres, wenn der Weg
oft Tod und die Rettung nur Abschiebung bedeutet; sie stirbt auch
in den Abschiebehaftanstalten in Deutschland, in denen Flüchtlin-
ge, die nichts Strafbares begangen haben, wie Kriminelle inhaftiert
werden.

Diese Doppelmoral muss man im Hinterkopf behalten, wenn es
um den »Krieg gegen den Terror« und damit um die Installierung
einer neuen Weltordnung geht. Schon bei der »humanitären Inter-
vention« im Kosovo wurde deutlich, dass es nicht in erster Linie
darum ging, Fluchtursachen zu beseitigen und Menschenrechte
durchzusetzen, sondern vielmehr darum, sogenannte »Massen-
fluchtbewegungen« und »illegale Einwanderung« in die westeuro-
päischen Staaten um jeden Preis zu verhindern. Das ist Ausdruck
einer Flüchtlingspolitik, deren zentraler Beweggrund nicht in der
Beachtung der Menschenrechte, sondern vorrangig in der Durch-
setzung wirtschaftlicher Eigeninteressen und machtpolitischer Zie-
le liegt.

Von diesen Doppel-Standards, von der Zwiespältigkeit und
Instrumentalisierung der Menschenrechtspolitik sind Flüchtlinge
und Minderheiten besonders bedroht. An ihnen vollzieht sich bei-
spielhaft, was sich hinter der Fassade der Menschenrechte durch
»humanitäre Intervention« oder durch den »Krieg gegen den Ter-
ror« verbirgt: Kein Paradigmenwechsel hin zu mehr »menschlicher
Sicherheit« – wie vom UN-Milleniumsgipfel gefordert –, sondern
zu mehr militärischer, staatlicher Sicherheit. Dieser Paradigmen-
wechsel zielt in Wahrheit nicht auf die vorgeblich behauptete bes-
sere Durchsetzung der Menschenrechte als den in Jahrhunderten
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In der Bundesrepublik haben im Jahr 2002 189.644 Wehr-
pflichtige einen Antrag auf Kriegsdienstverweigerung gestellt.
Um diese Zahl in unserer normalistischen Kultur von Ranking
und Rekorden so richtig zu goutieren, muss man sich diesen
Wert auf einer entsprechenden Kurve vorstellen. Sie steigt tat-
sächlich in den letzten Jahren fast stetig an, mit einem kleinen
Einbruch im Jahr 2000 (nach dem Rekord im Kriegsjahr 1999).
Nachdem 2001der geltende Rekord drastisch überboten wur-
de, setzte sich dieser Anstieg 2002 noch weiter fort. Hier die
von der Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und
Militär veröffentlichten Zahlen (Werte für die ersten Monate
des laufenden Jahres liegen leider nicht vor):

Zahl der Kriegsdienstverweigerer steigt weiter an

erkämpften Schutzrechten des Individuums, sondern auf eine alles
beherrschende Rolle des Staates als umfassendes Ordnungs- und
Kontrollorgan einer allmächtigen Sicherheitsagentur. Hier etabliert
sich in den westlichen Demokratien die verhängnisvolle etatistische
Denktradition des »starken Staates«, der Menschenrechte, Freiheit,
Schutz und Sicherheit als »Verfügungsrechte« des Staates gegen-
über seinen Bürgern definiert und nicht als »Schutzrechte« des
Individuums vor einem übermächtigen Staat. Deshalb kann man
von einem »Paradigmen-Wechsel« hin zu einem neuen Völkerrecht
und zur stärkeren Beachtung der Menschenrechte erst dann spre-
chen, wenn die Staaten und Regierungen nicht länger versuchen,
den einmal erreichten Standard des humanitären Völkerertragsrechts
wie der Genfer Flüchtlingskonvention ständig zu unterschreiten und
in der Praxis abzuschwächen. Da sie ihn nicht einfach außer Kraft
setzen können, versuchen sie sich über ihn hinwegzusetzen, indem
sie die verheißenden Schutzrechte durch zwischenstaatliche Ver-
einbarungen, durch Zugangsbarrieren und innerstaatliche Maß-
nahmen für die betroffenen Flüchtlinge unwirksam machen.

Erst stirbt das Recht – dann sterben Menschen

Am 26. Mai 1993 demontierte der Bundestag das Asyl-Grund-
recht, drei Tage später, Pfingsten 1993, sterben fünf Menschen bei
dem Mord- und Brandanschlag auf das Haus der türkischen Fami-
lie Genc in Solingen. Wenn die Politik Vorurteile bedient statt sie zu
bekämpfen, schafft sie ein Klima, indem »Andere«, Fremde, Min-
derheiten nicht oder nur schlecht gelitten sind. Was die Politik
skandiert, eskaliert in Gewalt. Seitdem hat sich die strukturelle
Ausgrenzung von Flüchtlingen und Minderheiten in Deutsch-
land und weltweit durch Verwaltungshandeln, durch von Innen-
ministern verabschiedete Aktionspläne und eine systematisch ge-
gen Fluchtbewegungen und Flüchtlinge abgestimmte Sicherheits-
und Militärpolitik extrem verschärft und beschleunigt. Während
allseits »universelle« Werte von Freiheit, Gleichheit und Demokra-
tie propagiert werden, müssen immer mehr Menschen fliehen; aber
immer weniger finden Schutz und Sicherheit. Während sich ehe-
mals freiheitliche Schutzzonen (=Demokratien) immer stärker zu
autoritär verfassten Festungen verbarrikadieren, werden die »siche-
ren Häfen«, die Schutzzonen für Flüchtlinge vermint.

»Die Abschiebegefängnisse sind Orte des Ausnahmezustandes,
an denen die Bürgerrechte außer Kraft gesetzt sind ... es sind Orte,
an denen das nackte Leben als solches interniert und inhaftiert
gehalten wird ...« (Giorgio Agamben im Interview mit Beppe Caccia,
zitiert nach »Flüchtlingsrat Niedersachsen Heft 93/ 94 April 2003)

Mit der Zunahme militärisch bestimmter Abwehr- und
Sicherheitsideologie schwinden Akzeptanz und Aufnahmebereit-
schaft in den Festungen. Für Flüchtlinge und Minderheiten – so
scheint es – droht das Provisorium des extraterritorialen Lagers als
»völkerrechtlicher« Institution einer staatlich sanktionierten
Ausgrenzungs- und Segregationspolitik zur bitteren Realität des
21. Jahrhunderts zu werden!

Militärisch gesicherte exterritoriale Lager der Armut und
Ausgrenzung einerseits, Festungen des Wohlstandes anderseits –
Symbole der Menschenrechts- und Flüchtlingspolitik des neuen
Jahrhunderts?

Es wird Zeit, dass die demokratische Zivilgesellschaft aufwacht.
Auch von den Regierungen der Verweigerer-Staaten eines Irakkrieges
sollte erwartet werden, dass sie nicht nur die Verletzung des UN-
Reglements durch die kriegführenden Staaten debattieren, son-
dern die desaströsen Folgen dieser Politik für Völkerrecht, Men-
schenrecht und Flüchtlingsschutz offensiv anprangern; denn hier
geht es um die Verteidigung gemeinsamer zivilisatorischer Werte
und Errungenschaften.

Wie heißt es im Koalitionsvertrag unter dem Stichwort »Men-
schenrechte«: »Wir messen der weltweiten Durchsetzung von Men-
schenrechten zentrale Bedeutung zu. Internationale Friedens-
sicherung kann nur mit Schutz und Umsetzung von Menschen-
rechten erfolgreich sein. Menschenrechtliche Grundnormen sind
unantastbar und dürfen unter keinen Umständen außer Kraft ge-
setzt werden.«

Quod erat demonstrandum
Quod erit demonstrandum!

Anmerkung

1 Eine ausführliche Darstellung und Bewertung des britischen Strategiepapiers »New
Vision for Refugees« findet sich in dem von PRO ASYL herausgegebenen Flugblatt
»Tony Blairs Anschlag auf den internationalen Flüchtlingsschutz« erhältlich bei PRO
ASYL oder im Internet unter www.proasyl.de.

1998: 171.657
1999: 174.348
2000: 172.865
2001: 182.420
2002: 189644

Damit verweigert mittlerweile ungefähr die
Hälfte eines Wehrpflichtigen-Jahrganges den
Kriegsdienst an der Waffe. Zum Militärdienst
in einer Interventionsarmee namens Bundes-
wehr, die deutsche Sicherheitsinteressen »am
Hindukusch verteidigt« (Verteidigungsmini-
ster Manfred Struck), und den damit verbun-
denen Risiken sagen also immer mehr Wehr-
pflichtige: »Ohne mich!«

Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär,
Kopenhagener Str. 71, 10437 Berlin. Tel: 030/4401300; Fax: 030/
44013029; http://www.Kampagne.de; email: info@Kampagne.de
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Wie wirk(t)en sich die Haltungen der kriegsführenden Koalition
einerseits und der Regierungen des »Old Europe« (Donald Rums-
feld) andererseits kurzfristig auf das Leben von ZivilistInnen im
Irak aus?

Der Krieg kostete zahlreichen ZivilistInnen und SoldatInnen das
Leben. Legitimiert wurde er u. a. mit dem Vorhaben, eine Demokra-
tisierung der irakischen Gesellschaft einzuleiten.

Dass solche Erwägungen im Wirtschafts- und Finanzteil etwa
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, des amtlichen Publikationsor-
gans der deutschen Börsen, von allenfalls nachrangiger Bedeutung
sind, lässt sich keineswegs allein für die Berichterstattung im Zu-
sammenhang mit militärischen Einsätzen feststellen, wird darin je-
doch besonders augenfällig.

Laien spüren emotionale Widerstände

Zur Zeit des Zweiten Golfkrieges, am 16.03.1991, zitierte die FAZ
den Ökonomen Herbert Giersch, demzufolge es »emotionale Wi-
derstände gegen die Moral der Märkte abzubauen« gelte. »Moral
der Märkte«? Nein, wusste die SZ bereits am 18.01. jenen Jahres, so
etwas gibt es wahrlich nicht: »Ein Krieg bricht aus und die Märkte
haussieren. Wie passt das zusammen? Widerspricht es nicht aller

Business as usual – Hauptsache sicher

Professionalität im Wirtschafts- und Finanzteil der FAZ

björn carius

Vernunft? Nein – es ist ein Zeichen dafür, dass die Märkte, aus ihrer
Sicht, rational handeln. […] Eine solche Rückkehr zur kühlen Kal-
kulation ist, während zugleich Bomben vom Himmel regnen und
Tausende von Menschen sterben, auch ein makabres Schauspiel.
Aber wer wüsste nicht, dass Börsen, ja Märkte schlechthin, keine
moralischen Veranstaltungen sind!«

Nun hat, so scheint es, auch die FAZ die Rationalität eingeholt.
Zwar streicht Claus Tigges am 19.03. noch einmal heraus, der An-
stieg des Dollar im Zuge der »Kriegsdrohung von Präsident George
Bush gegen Saddam Hussein« dürfe »nicht als Freude über den
nun unmittelbar bevorstehenden Militärschlag missverstanden
werden«, vielmehr sei er »Ausdruck einer gewissen Erleichterung
darüber, dass nach monatelangem Hin und Her nun endlich Klar-
heit über den Kurs in den kommenden Wochen besteht.« Doch
bereits fünf Tage darauf vermeldet Heiko Thieme in seiner Kolum-
ne Brief aus Wall Street unter Verzicht auf derlei Versicherungen
einen »[e]indrucksvolle[n] Aufschwung im Krieg« – gemeint ist
der größte Anstieg des Dow-Jones-Index in den letzten zwanzig
Jahren. »Auch wenn Laien eine Gänsehaut bekommen, entspricht
die Feststellung, dass ein Krieg gut für die Börse ist, der Realität.«
(24.03.). Richtig gut ist er aber nur, wenn er nach Plan verläuft. So
titelt die FAZ am 26.03., also zum Ende der ersten Kriegswoche:
»Die Unsicherheit kehrt zurück«. Der Grund: »Die anfängliche
Hoffnung auf einen ›Blitzsieg‹ ist seit Wochenbeginn in Ernüchte-
rung umgeschlagen.« Doch letztlich wendet sich die Situation zum
Guten – am 08.04.2003 kann die FAZ vermelden: »Märkte feiern
Erfolge der Alliierten im Irak«. Mehr oder minder gut unterrichte-
ten Quellen zufolge tanzten sie schweißgebadet auf den Tischen.

Unterdessen liefen schon die Vorbereitungen für den Wieder-
aufbau, welche bereits vor dem Abriss begonnen worden waren.
Mehr als eine Woche vor Kriegsbeginn und immerhin eine knappe
Woche vor dem Ultimatum der US-Regierung wusste die FAZ:
»Amerika bereitet schon den Wiederaufbau des Irak vor«
(11.03.2003). Gut zwei Wochen später nimmt das Vorhaben be-
reits konkrete Gestalt an: »Unternehmen buhlen schon um Aufträ-
ge für den Wiederaufbau des Irak« (26.03.2003). Der Untertitel
verrät den LeserInnen, wer im Irak einen Fuß in die Tür bekom-
men möchte: »Britische Industrievertreter bringen sich in Washing-
ton ins Gespräch / Erste Aufträge vergeben / Auch Frankreich hofft«.
Auch Frankreich hofft! Und Deutschland? Leidet. »Nur ein ra-
sches Kriegsende kann die deutsche Konjunktur noch retten«
(19.03.2003).

Sollte das schnelle Kriegsende neben dem »Zukunftsvertrauen
der Konsumenten und Investoren« (ebd.) auch noch einigen Men-
schen das Leben gerettet haben, geht das wohl auch in Ordnung.
Ehrlich.
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Sind es die Übersetzer, die uns in die Irre führen? Gibt es nur eine,
gibt es eine richtige Übersetzung? Ab wann setzt sich die Verwen-
dung eines Begriffes in einem Land als die einzige, die richtige
durch? Hierzu ein Beispiel. Nehmen wir den Begriff »Nachhaltig-
keit«. Als der englische Begriff »sustainability« im Nachgang zum
UNO-Umweltgipfel in Rio 1992 und der resultierenden Umwelt-
agenda der Weltgemeinschaft immer häufiger in den Medien auf-
trat, neigte man dazu, ihn u.a. mit »Zukunftsfähigkeit« ins Deut-
sche zu übersetzen, bis man das gute alte Wort der »Nachhaltig-
keit«1  wieder entdeckte, welches den heutigen Alltagsdiskurs nach-
haltig mitbestimmt.2  Hier werden zwei unterschiedliche Ebenen
eines Begriffes deutlich, die eine nach vorn gewandt und eher vage
– zukunftsfähig –, die andere rückwärts gewandt, an den Wurzeln,
an dem was bereits besteht orientiert – eben »nachhaltend«.

Nachhaltige Probleme tauchen jedoch auf, wenn man die Ver-
wendung des Begriffes »pre-emptive« in englischsprachigen Medi-
en mit der deutschsprachigen Variante vergleicht. Hier wird der
Begriff »präventiv« verwendet.

»Preempt« ist im Oxford Dictionary3  folgendermaßen definiert:
To obtain by pre-emption; hence (U.S) to occupy (public land) so as to
establish a pre-emptive title. Zu »pre-emptive« heißt es: relating or
belonging to, or of the nature of pre-emption. »Pre-emption« wird dann
erklärt als: Purchase by one person or corporation before an opportunity
is offered to others; also, the right to make such a purchase. Nimmt man
das Wort auseinander, so bedeutet die Vorsilbe »pre« before, in front,
in advance – auf Deutsch also »vor«, »vorher«. »Emption« bedeu-
tet: the action of buying, purchase. Dieser Vorgang des Kaufes hat zur
Voraussetzung, dass das Kaufgut zur Verfügung steht, eben »empt«
(at leisure) oder »empty« (at leisure, unoccupied) ist, also sozusagen
»vor-entleert«, »freigemacht« für eine weitere Verwendung. Im Eng-
lischen wird der Begriff hauptsächlich im militärischen Spezial-
diskurs verwendet, z.B. im Begriffspaar »pre-emptive strike«.

Ein solcher »pre-emptive strike« ist nun der von den USA, Groß-
britannien u.a. geführte Krieg gegen den Irak. Zwar handelt es sich
hier nicht um öffentliches Land (public land), welches »freigemacht«
wird, sondern um einen Staat, welcher von seinem Diktator befreit
und einer Demokratie zugeführt werden soll – in zweifelhafter
Übereinstimmung mit dem Willen der Bevölkerung und unter
Inkaufnahme ziviler Opfer. Der aggressive Aspekt des Vorgehens
wird im Englischen »pre-emptive strike« durchaus deutlich – das
Land wird »freigemacht« und der, der diese Aktion durchführt,
verschafft sich somit eine Art »Vorkaufsrecht«.

Im Deutschen hingegen sieht das ganz anders aus. Hier wird der
Begriff »Präventivschlag« verwendet. »Prävention« – heißt es im
Duden Fremdwörter-Buch – ist: 1. Das Zuvorkommen 2. Vorbeu-
gung; Abschreckung künftiger Verbrecher durch Maßnahmen der
Strafe, Sicherung und Besserung. »Präventiv« ist erklärt als: vorbeu-
gend, verhütend; »Präventivkrieg« als: Angriffskrieg, der dem vor-
aussichtlichen Angriff des Gegners zuvorkommt. Weiter heißt es:

»Präventivmedizin«: Teilgebiet der Medizin, auf dem man sich mit
vorbeugender Gesundheitsfürsorge befasst.

Der Begriff der »Prävention« dürfte im medizinischen Spezial-
diskurs am stärksten verankert sein, präventiv = präservativ, vor-
beugend, verhütend. Auch im Sozialwesen spricht man neuerdings
von »Präventiver Arbeitsmarktpolitik«.4  Die Verwendung des Be-
griffes »Prävention« im militärischen Diskurs trägt also vorbeugen-
den, »gesundheitsfördernden«, schützenden Aspekten Rechnung.

Im Unterschied zu dem anfangs angeführten Beispiel
»sustainability«, dem verschiedene deutsche Begriffe gegenüber-
stehen, wird für den englischen Begriff »pre-emptive strike« keine
andere Vokabel als »Präventivkrieg« in deutschen Medien ange-
führt.5  Hier manifestiert sich in der englisch – deutschen Sprach-
verwendung ein Problem, welches in diesem Krieg grundlegend
ist. Kann ein Krieg eine Verhütungs-, eine Schutzmassnahme sein,
wie es das deutsche Wort »Präventivschlag« suggeriert oder ist ein
Krieg nicht vielmehr immer ein »pre-emptive strike«, ein Versuch
des Vorgreifens, welches das Land vom Feind entleert und somit
der Durchsetzung eigener Machtinteressen den Boden bereitet?

Zukunftsfähiges Vorgreifen oder nachhaltiger Schutz?

iris bünger-tonks und robert tonks

Anmerkungen

1 Vgl. Duden Die deutsche Rechtschreibung, Mannheim, 2000: »nachhaltig«; einen
nachhaltigen Eindruck hinterlassen; nachhaltige Holzwirtschaft (Holzwirtschaft, bei
der höchstens so viel Holz geschlagen wird, wie in derselben Zeit nachwachsen kann).

2 Zum Begriff »Nachhaltigkeit« vgl. R. Tonks: »Nachhaltigkeit« in: trendInfo, Amt für
Statistik, Stadtforschung und Europaangelegenheiten, Stadt Duisburg (Hg.) 2./1996.

3 Vgl. The Oxford Universal Dictionary, London, Oxford University Press, revised 1955.
4 Der Ausdruck »Präventive Arbeitsmarktpolitik« ist durchaus missverständlich, da er die

Zielrichtung der Vorbeugung offen lässt.
5 Zur Diskussion um die Begriffe vgl. auch: Harald Müller: »Defensive Präemption« und

Raketenabwehr. Unilateralismus als Weltordnung, in: B. W. Kubbik (Hg.): Brandherd
Irak. US-Hegemonieanspruch, die UNO und die Rolle Europas, Frankfurt/M. 2003, S.
103-113 zit. nach H. Münkler: Der neue Golfkrieg, Reinbek, Rowohlt 2003, S. 30-33,
158.
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Fall der Berliner Mauer 1989 und zwei Jahre später Zusammen-
bruch der Sowjetunion: mit dem Triumph der USA schien die
Geschichte an ihr Ende gekommen zu sein. [...] Wie sollte Frank-
reich in dieser neuen Weltlage seinen ständigen Sitz im Sicherheits-
rat legitimieren, der das Land trotz der Niederlage von 1940 in den
Rang der Sieger des Zweiten Weltkriegs erhob? Nach dem Fall der
UdSSR gab es keinen Bedarf mehr für ein zusätzliches Gewicht,
das die Waage zugunsten der USA ausschlagen ließ.

Das frühere Gleichgewicht des Schreckens gehorchte einer an-
deren Logik. Es eröffnete der französischen Diplomatie einen Raum:
als Mitglied des Nord-Atlantik-Paktes verstärkte Frankreich die »freie
Welt«, doch Frankreich konnte auch mit der Nichtübereinstim-
mung zwischen seinem wirklichen Gewicht und seinem Status in
der UNO spielen. Frankreich wog nicht allzu viel! Sonst hätte es
überhaupt kein Gleichgewicht mehr gegeben. Aber diese Schwä-
che war auch ein Vorteil. Die französische Diplomatie konnte sich
bei Gelegenheit nach Osten wenden, die französische Regierung
auf Distanz zu ihren Verbündeten gehen.

Nachdem die algerische Hypothek mit der Übereinkunft von
Evian (1962) beglichen war, bemühte sich die gaullistische Politik,
ihren Handlungsspielraum auszuweiten, indem sie ihre Position
nahe dem Gravitationszentrum der weltweiten Machtbeziehungen
ausspielte, um sie in das Zentrum des Einflusses in der Dritten Welt
zu verwandeln. So konnte sie die alten Mechanismen der Korrup-
tion einsetzen und sich gleichzeitig als Vorkämpfer der Freiheit der
Völker gegen die Unterdrückung durch die UdSSR und den US-
Imperialismus aufspielen (Rede von Phnom-Penh 1966). Das
gaullistische und postgaullistische Frankreich berief sich auf die
Geschichte und appellierte an die Souveränität des Nationalstaats
als Garanten der nationalen Unabhängigkeit. Den unterdrückten
Völkern präsentierte sich der Gaullismus als Beispiel – zumindest
da, wo Frankreich nie eine Vormachtstellung gehabt hatte, und
sogar in Regionen, wo Frankreich sich erst kürzlich zurückgezogen
hatte, wie in Kambodscha.

Da die alte kämpferische Komplizenschaft mit Großbritannien,
dem ältesten Feind, der in der Entente Cordiale und dann in der
NATO zum Verbündeten geworden war, mit dem Scheitern der
Suez-Expedition (die die beiden alten Kolonialmächte 1956 durch-
führten und die die britische Außenpolitik dazu brachte, sich fort-
an der US-amerikanischen anzuschließen), unfruchtbar geworden
war, war Frankreich nun in der Lage, als Vorkämpfer der »um ihre
Befreiung kämpfenden Völker« aufzutreten.

Diese Haltung erlaubte es Frankreich, unter Hinweis auf die
Sorge um die eigene Souveränität Herstellung und Besitz der
Schreckenswaffe par excellence zu legitimieren, der Atombombe,
verkleidet als Garantie nationaler Unabhängigkeit. Mit dem Slogan
»Abschreckung des Starken durch den Schwachen« versuchte man,

Geschichte ohne Ende oder

La marge et la manœuvre1

pierre lantz

den Aufbau der force de frappe zu rechtfertigen.
Doch konnte die Atombombe weder moralisch noch nach ei-

nem rationalen politischen Kalkül verteidigt werden: sie war nur
glaubwürdig, wenn die französische Regierung das Risiko der völ-
ligen Zerstörung Frankreichs in Kauf nahm [...].

Das Gleichgewicht des Schreckens beruhte auf einer Kooperati-
on zwischen den Supermächten. Da sie die Fähigkeit hatten, den
gesamten Erdball zu zerstören, implizierte die »gegenseitige Unver-
wundbarkeit ihrer militärischen Kräfte« die »gegenseitige Verwund-
barkeit ihrer Gesellschaften« [...]. Demgegenüber behauptete die
Abschreckung des Schwachen gegenüber dem Starken die Souve-
ränität des Nationalstaates: die Entscheidung über den Einsatz der
force de frappe musste unvorhersehbar bleiben; um abzuschrecken,
musste der Schwache sich mit einem Mysterium umgeben: wäre er
verrückt genug, sein Wesen und seine Ehre zum Preis der totalen
Zerstörung zu verteidigen?2

Die (heimliche) Einvernehmen der beiden Supermächte ver-
suchte, die Wahrscheinlichkeit von Unfällen, die zur gegenseitigen
Zerstörung geführt hätten, zu vermindern. Sie setzte voraus, dass
man Informationen austauschte, um Irrtümer bei der Einschät-
zung militärischer Bewegungen auszuschließen: das Risiko musste
auf ein Minimum reduziert werden. David hingegen musste eini-
ges rätselhaft belassen; Goliath musste in der Ungewissheit über die
Absichten seines Gegners gehalten werden; er sollte zu dem Schluss
kommen, dass es die Mühe nicht lohne, ein gegenüber dem Ziel
(enjeu; Spieleinsatz) übermäßiges Risiko einzugehen: in diesem Fall
ist man um so vorsichtiger, als man nichts von der Psychologie
seines Gegners weiß.

Der gaullistische atomare Bluff war ein Unruhestifter in der
internationalen Politik, dessen Auswirkungen erst nach und nach
deutlich wurden. Anfang der 60er Jahre war die französische Poli-
tik eng umgrenzt: sie gehorchte einer weltweiten Strategie, die es
europäischen Staaten, die die möglichen Schlachtfelder geworden
wären, unmöglich machte, dem Druck der USA und der UdSSR
zu entkommen [...]. Europa blieb der sichtbare zentrale Schauplatz
politischer Konfrontationen, deren Charakter umso spektakulärer
war, da sie an den Status quo rührten.

Im folgenden Jahrzehnt änderte sich die internationale Situati-
on. Die USA zogen sich aus Vietnam zurück, der Verfall ihrer De-
mokratie wurde drastisch deutlich (Watergate), die UdSSR verhär-
tete sich in der Eiszeit unter Breschnew. Die führenden französi-
schen Politiker, Georges Pompidou, vor allem Giscard d’Estaing
und damals schon Chirac, die engstens mit Wirtschaftskreisen ver-
bunden waren, unterschätzen anfangs die sich bietende Hand-
lungsfreiheit. Sie versuchten lediglich, die ökonomische und wirt-
schaftliche Position Frankreich und Frankreichs Rolle als sekundä-
rer Imperialismus (ungebremste Ausbeutung des frankophonen
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Afrikas südlich der Sahara) zu verbessern. Gleichzeitig beteiligte
sich das Land am Kampf gegen den Einfluss der UdSSR, die als
»Vaterland des Sozialismus« galt (ihre militärische Aktivität über-
tünchte den sich beschleunigenden Verfall). Trotz der offensichtli-
chen Schwäche der UdSSR (ab 1979/80 Ende des Anstiegs des
Bruttosozialprodukts und Niedergang der innenpolitischen Legiti-
mität Breschnews) war es möglich, das Bild Moskaus als »mächtig,
gefährlich und aggressiv« über seine tatsächliche Dauer hinaus zu
wahren.3

Indem er die Zugehörigkeit zur »freien Welt« betonte, Mitglied
der Nordatlantischen Allianz blieb (bei fortdauerndem Rückzug
aus ihrer militärischen Struktur), Zug um Zug den staatlichen Zu-
griff auf die Wirtschaft minderte, fortschreitend den Einfluss der
KPF reduzierte sowie durch die Repression gegen die maoistische
und trotzkistische Linke schien sich Giscard d’Estaing zu Beginn
seiner Amtszeit (mit Chirac als Premierminister von 1974-1976)
als treuer und sogar eifriger Verbündeter der USA zu verhalten –
bis hin zu dem Versuch, die militärische Zusammenarbeit zu ver-
stärken durch die Einführung von Pluton- und später Hades-Kurz-
streckenraketen, die in Deutschland stationiert werden sollten, um
an der nuklearen Eskalation teilzunehmen.

Giscards Diplomatie spielte unter dem Deckmantel des anti-
kommunistischen und antisowjetischen Kampfes [...] ihr eigenes
Spiel. Der Irak war dabei ein bevorzugtes Spielfeld. Im Unterschied
zu Großbritannien [...] hatte Frankreich nie koloniale Herrschaft in
diesem Land ausgeübt. Die US-amerikanische und britische Un-
terstützung Israels weckte die Feindschaft der irakischen Bevölke-
rung, während de Gaulle seit dem Sechstagekrieg 1967 auf Di-
stanz zu Israel gegangen war. (Diese neue Haltung konnte die frü-
here Rolle Frankreichs bei der Herstellung der israelischen Atom-
waffe vergessen machen.)

So konnte Frankreich seine Offenheit gegenüber den Bestre-
bungen der »arabisch-muslimischen« Welt, wo es die weltweit wich-
tigsten Erdölproduzenten gab, demonstrieren. Zudem schien, vor
allem, wenn man ihn aus der Ferne betrachtete, der Arabismus4  der
Baath-Partei, die 1958 im Irak (und 1966 in Syrien) die Macht
erlangt hatte, einige Verwandschaft mit dem Gaullismus aufzuwei-
sen. Maxime Rodinson betonte dies 1968: »Einer der ersten Theo-
retiker des Arabismus, Edmond Rabbath, ein Christ [...], schrieb
sein Buch 1937 in französischer Sprache. [...] Von den europäi-
schen Theorien über die Nation übernahm der arabische Nationa-
lismus die Verteidigung und Hervorhebung der gemeinsamen Spra-
che und Kultur gegenüber der Betonung der territorialen Bin-
dung.«5 Mit dieser Darstellung vermählt Maxime Rodinson impli-
zit den arabischen Nationalismus mit Ernest Renans Ausführun-
gen zur Nation.6

Französische Intellektuelle und Politiker waren insbesondere
aufgeschlossen für den laizistischen Charakter der Verteidigung der
Nation. Wurde die Baath-Partei nicht 1943 durch den syrischen
Katholiken Michel Aflak gegründet? Im Unterschied zum
wahabitischen Islam, der in Saudi-Arabien herrschte, verstand es
der arabische Nationalismus offenbar, die muslimische Mehrheit
und die christliche Minderheit zu einen. So sah ein anerkannter
Spezialist für die muslimische Welt, Maxime Rodinson [...] im Na-
tionalismus die »herrschende Ideologie der arabischen Eliten und
der Massen«. Rodinson offenbarte ein gewisses Verständnis für den
arabischen Nationalismus, indem er darauf hinwies, dass die west-
lichen Mächte die archaischen arabischen Regime unterstützen,
während die vom Arabismus geprägten Staaten (Syrien, Ägypten,
Algerien, die Republik Yemen) sich gegen die reaktionären Staaten
richteten.[...]

Eine progressistische Interpretation der Emanzipation der Völ-
ker erlaubte es so, zwei entgegengesetzte Konzeptionen anzunä-
hern: diejenige, in der der Kampf der unterdrückten Völker eine
Etappe auf dem Weg zum Sozialismus ist (das leninistische Sche-
ma), und die des Gaullismus, derzufolge die Verwirklichung des
Nationalstaates der oberste politische Wert ist. [...] Orthodoxe Kom-
munisten und Gaullisten teilten die Grundüberzeugung, derzu-
folge die Existenz eines Staates, der sich mindestens das Recht, die
großen Einheiten von Produktionsmitteln und der Banken zu kon-
trollieren, wenn nicht zu sozialisieren nahm, und zugleich zur Ent-
wicklung einer eigenständigen Kultur ermutigte, dem Sinn des
Geschichtslaufes (sens de l’Histoire) entsprach. Unter diesen Rah-
menbedingungen zählten lokale Besonderheiten kaum. So sah man
beispielsweise in der Verdammung des atheistischen Kommunis-
mus durch die Baath-Partei oder in dem Blutbad, das ihre Macht-
übernahme im Irak 1963 begleitete, nur bedauerliche Episoden.

In der Zeit vom Ende des Algerien-Krieges bis zu Beginn der
80er Jahre neigten die meisten Intellektuellen und Politiker dazu,
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die Bedeutung religiöser Eigenheiten herabzuspielen, als handle es
sich um bloße historische Überbleibsel; auch neigte man dazu, den
Blick von besonders brutalen politischen ›Sitten‹ abzuwenden, die
man als – gewiss beklagenswerte – lokale Gewohnheiten betrachte-
te. Da die Gesamtrichtung stimmte [...], betrachtete man die Mili-
tarisierung der Baath-Regime und ihre Entwicklung zu Diktatu-
ren, die Massaker begingen, als Peripetie. [...] Die französische Re-
publik hatte zwar enge Beziehungen zu verschiedenen erdölpro-
duzierenden Staaten, deren politische Konzeptionen um so besser
toleriert wurden, wenn die Republik ihnen Rüstungsgüter, Atom-
kraftwerke und ihr know how auf diesen Gebieten verkaufen konnte
[...]. Aber das Herz hing nicht an diesen rein materiellen Beziehun-
gen. Im Mittleren Osten war es allein Saddam Hussein, dem die
Freundschaftsbeteuerungen Chiracs, Premierminister von 1974-
76, galten.

Der Irak-Spezialist Philippe Rondot [...] formulierte in einem
1980 erschienenen Artikel eine positive Bilanz der Baath-Partei.
Die Partei sei dabei, einen zivilen Weg zu beschreiten. Die »vorherr-

schende militärische Strömung« weiche Schritt für Schritt einer
»zivilen Linie«: »Auch wenn er von politischen und militärischen
Erwägungen diktiert sein mag, beweist ihr Wille, sich die Atom-
technologie anzueignen, dass die Führer bereits an die Zeit nach
dem Erdöl denken.« Diese beschwichtigende Interpretation wird
im folgenden verfeinert: »Dank des politischen Erbes des Generals
de Gaulles ist Frankreich eine relativ privilegierten Lage. Der Irak
als zweitwichtigster Öllieferant [...] kauft schlüsselfertige Waffensy-
steme wie die Mirage und Atomtechnologie.« Unter dieser Voraus-
setzung versteht man seine Behauptung: »So kann die Bilanz von
10 Jahren Baath-Partei an der Macht befriedigend erscheinen.«
Der Zweck heiligt die Mittel, und die französisch-irakische »Freund-
schaft« erklärt die Diskretion: »Um die ökonomische Umgestal-
tung durchzuführen, musste die Baath-Partei von Beginn ihrer
Machtübernahme an allen anderen fortschrittlichen Kräften, die
aus der Revolution von 1968 hervorgingen, ihre Vormachtstellung
aufzwingen.«7

Mit der iranischen »Revolution« 1979 fanden abwiegelnde
Beschreibungen und beredtes Schweigen über den arabischen
Nationalismus ein Ende. Der iranischen »Revolution« stand die
Gesamtheit der (sog. freien oder westlichen) kapitalistischen Welt
feindlich gegenüber. Der Erfolg der Friedfertigen – der Kampf
gegen den Vietnam-Krieg, die Hippie-Bewegung – wird nur eini-
ge Jahre gedauert haben. In der UdSSR (Afghanistan), in den USA
(Reagan) und in Großbritannien (Margret Thatcher) bereiten die
Regierungen Krieg vor und wollen ihn.

In Frankreich ist die Verwandlung ehemaliger »revolutionärer«
Publizisten in Bellizisten atemberaubend; es fehlt ihnen nicht an
Zielscheiben: Der sowjetische »Totalitarismus«, dem man den Wil-
len und die Fähigkeit zutraut, die Welt zu erobern, und der
schiitische Islamismus, der gefährlich revolutionär, doch in seinen
Sitten rückwärts gewandt ist: schlimmer als bei Tartuffe, wird der
gesamte Körper der Frauen verhüllt. Die islamische Gefahr ist überall.
Oberst Gaddafi, der den Tschad, eine frühere französische Kolonie,
angreift, ist Gegenstand einer Petition von Intellektuellen (André
Glucksmann, Yves Montand u.a.), die in Libération veröffentlicht
wird. Gaddafi ist um so verhasster, da er als überdeterminiert wahr-
genommen wird, nämlich als Instrument sowohl der Sowjets als
auch der Mullahs. Die neuen Konvertiten des »Antitotalitarismus«
treffen sich mit früheren Kommunisten; sie unterstützen Reagan
und bald auch Mitterand [...]. Eine heterogene Koalition zeigt ge-
genüber dem Irak zumindest eine gewisse Nachsicht: linke Gaulli-
sten, die sich nach der früheren Arabien-Politik Frankreichs zu-
rücksehnten, Antiklerikale und Gegner des Gemeinschafts-Kultes
(anticommunautaristes), die das Sektierertum (des Islamismus und
des Likud) ablehnten.

In der breiten Koalition, die den Irak mehr oder minder offen
unterstützte, versuchte Frankreich einen besonderen Platz einzu-
nehmen. Mitterand, der während seines Wahlkampfes 1981die
Politik Giscard d’Estaings gegenüber der UdSSR als zu höflich be-
kämpft und sich zu Beginn seiner Regierungszeit den USA angenä-
hert hatte, konnte sich dennoch nicht die Zweiteilung der Welt in
ein »Reich des Bösen« und die »Demokratie des Marktes« zu Eigen
machen. Während die proamerikanische Rechte und die maoisti-
sche extreme Linke, die die Tageszeitung Libération bestimmte, die
Mujahedin aller Richtungen feierten und die USA sie mit Stinger-
Raketen belieferten, musste Mitterand auch seine Verbündeten vom
PCF und fortschrittliche Tiersmondisten8  wie Cheysson (zu An-
fang der ersten Amtszeit Mitterands Außenminister) und, nach-
dem Chirac wieder Premierminister geworden war, den Neo-
gaullismus beschwichtigen; sie alle waren beunruhigt über die US-
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amerikanische Unterstützung des (vor allem wahabitischen)
Islamismus, der für Afghanistan Kämpfer ausbildete, die auch an-
derswo eingesetzt werden konnten.

Mitterands Zickzack-Kurs und das doppelte Spiel Reagans und
Israels (Irangate) verbargen, was die französische von der US-ameri-
kanischen Politik trennte, ein Muster, das im Moment der Krise
leicht erkennbar wird: Frankreich und die USA konnten als Alliier-
te gegen konkurrierende Staaten antreten, gegen den Nazismus
und gegen den Stalinismus; sie konnten sich gemeinsam gegen eine
expansionistische Theokratie wenden und ebenso gemeinsam kor-
rupte Diktaturen wie die Mobutus unterstützen. Aber die franzö-
sische Republik konnte einen gewissen Einfluss nur wahren oder
gewinnen, indem sie auf die Besonderheit ihrer Geschichte ver-
wies, wo (in der republikanischen Parole) Freiheit und Gleichheit
voneinander untrennbar sind [...].

Das Paradox der französischen Politik seit Ende des Zweiten
Weltkrieges besteht darin, dass es ein Teil der französischen Rechten
weit besser als die sozialdemokratische Linke verstand, diese histori-
sche Erinnerung zu reaktivieren und sie der Kommunistischen Par-
tei [...] zu entreißen.

[...]
Während Giscard d’Estaing die Stationierung der Pershing-Ra-

keten in den NATO-Ländern ablehnte, beschimpfte François Mit-
terand die »pazifistische« Bewegung und unterstützte die Christ-
demokraten bei der Durchsetzung des Stationierungsbeschlusses
in Deutschland. So wundert es nicht, dass der ehemalige US-Au-
ßenminister Kissinger urteilte, Mitterand sei »ein sehr guter Verbün-
deter, der beste unter allen französischen Präsidenten« gewesen.9

So konnte das überaus legitime Bemühen, alles abzuweisen, was
bei der Betonung französischer Besonderheit (Sprache, Kultur,
Antiklerikalismus, Erinnerung an den Klassenkampf) in Richtung
Nationalismus und Chauvinismus abrutschen könnte, in einer
Haltung enden, in der man diejenigen, die sich der Weltmacht
USA entgegenstellen, als archaisch verdammt. Die Sozialisten fürch-
ten eine unabhängigere Außenpolitik dermaßen, dass sie den Grad
(marge) politischer Freiheit, der geblieben war, unterschätzten. Trotz
der von ihm aufgestellten Regel »verbündet, aber nicht in einer
Linie (allliés, pas alignés)«, tat Mitterand das Gegenteil, wie man
beim Golfkrieg von 1991 sah: »Für Mitterand ist ein Engagement
in der Angelegenheit notwendig, wenn Frankreich seinen Rang
wahren wolle«10 auch war davon die Rede, »am Verhandlungstisch
anwesend zu sein«. Aber es gab keine Verhandlungen.

Die Linke lehnt ausdrücklich die hegelianisch-marxistische Ge-
schichtsphilosophie ab, die die Bedeutung eines Ereignisses ver-
stand, als handle es sich um ein Glied in einer Kette. [...] Der Sinn
eines Ereignisses wurde postuliert, über den Sinn des Gegenwart
brauchte man nicht zu reflektieren, denn er war im Vorhinein be-
kannt; [...] die Gegenwart wurde unsichtbar.

Nachdem sie ihre Illusionen verloren hatte und nichts mehr
erwartete, ließ sich die Linke im Wasser treiben und schwamm mit
dem Strom, den sie Trend nannte, ohne zu wissen, wohin er führte.
Die respektable und vorzeigbare Linke ist der Gegenwart gegen-
über ebenso unaufgeschlossen wie die orthodoxen Kommunisten;
sie verkennt sie, weil sie das Werden mit der Mode verwechselt. [...]
So hat der Trend die Linke neutralisiert: die Vergangenheit, auf die
sich immerzu beruft, verkommt zur harmlosen Folklore. Die Linke
verhielt sich so, als glaubte sie an das »Ende der Geschichte« in
Francis Fukuyamas Version – eine Illusion, die sie der aktuellen
Geschichte gegenüber hilflos machte.

In der früheren bipolaren Welt teilten die Akteure beider Blöcke
eine Überzeugung: der Bruch des Gleichgewichts und der Sieg des

einen über den anderen wäre das Ende der Geschichte bzw., in der
marxistischen Version, das Ende der Vorgeschichte [...]. In formaler
Hinsicht ist die Überlegung einwandfrei: von einer bipolaren Welt
sind wir zu einer sogenannten »unipolaren« übergegangen. »Die
USA, Westeuropa und Japan sind in einem gewissen Sinne aus
Mangel (par défaut) die Herren der Welt.«11  Wie sollte es auch
anders sein, da der Gegner in diesem langen Duell namens Kalter
Krieg kampflos das Feld verlassen hat? Dennoch könnten Skeptiker
Zweifel äußern: häufiger in der Geschichte geschah es, dass eine
Koalition kurz nach ihrem Triumph zerfiel. Doch Pierre Hassner
erklärt zum Glück vorsorglich schon, dass eine unauflösliche Ver-
bindung die Herren der Welt zusammenhält: »Nachdem sie den
Krieg untereinander abgeschafft haben, sind sie vereint durch die
Bande der kapitalistischen Wirtschaft und der liberalen Ideologie.«12

Bande, so stark wie das katholische Sakrament der Ehe: wenn die
Bande garantiert ist, ist der Krieg untereinander so undenkbar wie
die Scheidung.

Dennoch, die Anspielung auf die Ehe zeigt es: der strengste
Glaube und das strikte Befolgen der Riten reichen nicht aus für
eine wirkliche Ehe. Man muss zur Tat übergehen – auch, damit die
Herrschaft über die Welt real wird. [...]

Um was für eine Ehe handelt es sich überhaupt? Ist es ein
Zusammenschluss von Gleichberechtigten oder verbirgt sich da-
hinter eine Unterwerfung, und sei sie auch freiwillig? Gemäß libe-
raler politischer Philosophie ist ein Vertrag nichtig, wenn er eine der
Vertragsparteien unwiderruflich unterwirft. Und im Falle tatsäch-
licher Ungleichheit kann der Vertragspartner in der unterlegenen
Position sich jedenfalls nicht als Teilhaber der Weltherrschaft verste-
hen, außer in Folge von Konzessionen (im rhetorischen und juristi-
schen Sinne), die der überlegene zugesteht.

Daher resultiert das Bemühen, die Fiktion der Gleichheit der
NATO-Mitglieder zu wahren. Jean-Marie Comobani steigerte sie
am Ende des Kosovo-Krieges in Le Monde bis ins Lächerliche, als er
die führende Rolle der USA bei den Militäroperationen leugnete
und so tat, als hätten die USA ihre Luftwaffe in den Dienst Euro-
pas gestellt wie einst Schweizer Söldner dem französischen König
dienten (François I, 1515). Damit die Fiktion zumindest einen
Moment glaubwürdig ist, muss man sie auf einige Tatschen stüt-
zen: So betonte Chirac, er habe Clinton davon überzeugt, die Bom-
bardierungen durch die US-Luftwaffe, soweit sie unter NATO-
Kommando agierte, zu begrenzen und so einige, zur Bombardie-
rung vorgesehene, zivile Ziele auszusparen. Doch diese Luftwaffe
bombardierte auch unter der alleinigen Verantwortung ihrer Re-
gierung...

Solange man trotz früherer Warnungen glaubte, das eigene Ter-
ritorium sei unverwundbar, konnten die USA die Fiktion von der
Gleichheit der NATO-Mitglieder handhaben: die zivile Macht des
Präsidenten zügelte den militärischen Furor. Untereinander respek-
tierten die Herren der Welt die Anstandsregeln: wenn man dersel-
ben Welt angehört, spielt sich der Stärkste nicht damit auf, die
Schwächeren [...] zu erdrücken. Man kann die Differenzen ver-
nachlässigen, wenn man durch ein gemeinsames Ideal vereint ist:
der »sanfte Handel« und die »Menschenrechte«, in deren Namen
man die Welt beherrscht. So schien man, wenn da nicht noch eini-
ge archaische Staaten gewesen wären, auf dem Weg zur Verwirkli-
chung des Kant’schen Traums vom Ewigen Frieden.

Doch man täuschte sich. Der Sieg war nur der eines Imperiums,
einer der Waffengewalt und des Geldes, also nur temporär. Der 11.
September 2001 hat das Antlitz der Erde nicht verändert. Die
Anschläge offenbarten einen der unbestreitbaren, bis dahin aber
verkannten Aspekte dessen, was man mit einem zu allgemeinen
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Begriff »Globalisierung« nennt: keine Zivilbevölkerung [...] kann
den Angriffen durch Feinde ihrer Regierung entgehen. Für die
Regierungen ist es also um so leichter, an die nationale Einheit
gegen einen Feind, der überall zuschlagen kann, zu appellieren.

[...]
Im gegenwärtigen internationalen System, das dauerhaft milita-

risiert ist, koexistieren zwei Modelle. Das jüngere eines Netzes, in
dem der Feind, entstanden in den Finanznetzen, aus denen er seine
Ressourcen bezieht, allgegenwärtig und ohne präzise anzugeben-
den Status existiert [...] und es nicht absehbar ist, wann er zu-
schlägt, und das klassische des Staates, den man im Zentrum treffen
kann [...]. Auf diese Weise kann der Planet wieder in binärer Weise
aufgeteilt werden: von Neuem der Westen gegen den Orient. Sym-
bolisch und für die Propaganda wahrt der Westen seine Identität
als erfinderisch, offen, pluralistisch und fortschrittlich; der Orient
hingegen wird mit alten, wiederaufbereiteten Stereotypen verse-
hen: heimtückisch, fanatisch, geheimnisvoll – in jeder Hinsicht
erschreckend (terrifiant).

[...]
Unter all diesen Umständen, die mit einer weit reichenden Ent-

politisierung und Privatisierung (insbesondere auch der »Sicher-
heit«) einhergehen13, liegt der Krieg, nicht der Frieden, in der Ord-
nung der Dinge. Entsprechend bedeutet politisch zu handeln, ge-
gen den Strom zu schwimmen, für den Frieden einzutreten, gegen
die Zerstörung der Gesellschaft (Cité) durch die nackte Gewalt zu
opponieren.

[...]
Das vorherrschende Spiel mit Krieg und Frieden entstammt der

üblichen, uralten Politik. Weder die betäubten Bevölkerungen, noch
die kurzsichtigen Politiker scheinen die Folgen der Entpolitisierung
am Ende des 20. Jahrhunderts begriffen zu haben: die Gefahr
einer endlosen Serie von Kriegen. Nur die Verbindung aus einem
Aufwachen der Öffentlichkeit und das Vertrauen der gewöhnli-
chen Staaten in ihre Handlungsfähigkeit war fähig, diese Gefahr
einzuschränken. Gegen den Strom verkündete Jacques Chirac 1998
vor den versammelten Botschaftern Frankreichs die Möglichkeit
einer politischen Autonomie: »Manche denken, Frankreich habe
mit dem Wegfall der bipolaren Ordnung einen Handlungsspiel-
raum (marge de manœuvre) verloren. Das ist falsch.«14

Doch gilt es auch zu definieren, wie man diesen Spielraum (marge)
füllen soll. Heute ist jegliches weltweites Gleichgewicht gebrochen:
je mehr die Supermacht versucht, ihre Kriegsvorwände durchzu-
drücken und dabei uneingestandene, platt utilitaristische und hoch-
gradig spirituelle Ziele verfolgt, um so mehr muss man die angege-
benen Ziele listig beim Wort nehmen, um sie zu entschleiern: Die
Supermacht sucht sich Gegner, die nicht allzu gefährlich sind; sie
behauptet, sie seien eine schreckliche Bedrohung, und bedroht
jeden, der sich weigert, ihr dies zu glauben. Der Sieg nach dem
Krieg, den man sich als kurz erhofft, wird dies nur augenscheinli-
cher machen: »Wenn man ohne Gefahr siegt, triumphiert man
ohne Ehre.«

Der Widerstand dagegen kann nicht frontal operieren. Den
Glauben an Gott verliert man nicht, weil man seine Existenz nicht
beweisen kann. Man wird niemals beweisen können, dass der Irak
nicht irgendwo noch über einige Massenvernichtungswaffen ver-
fügt. Die Taktik besteht seitens der Inspekteure darin, nach ihnen
so lange wie möglich zu suchen, und seitens des Irak, sie nach und
nach zu zeigen. Wenn sie dabei zu schnell gewesen wären, hätten
die USA selbstverständlich erwidert, dass es wohl noch mehr Mas-
senvernichtungswaffen gäbe. Wenn die französischen Diplomaten
sich diesem Spiel verweigert und jegliche Möglichkeit eines Krieges

ausgeschlossen hätten, wären sie aus dem Spiel gewesen. Sie konn-
ten diejenigen Staaten, die aus Vertrauen oder aus Unterwürfigkeit
mit den pseudotechnischen Forderungen der USA einverstanden
waren, nur mit sich ziehen, wenn sie zu glauben vorgaben, dass es
möglich wäre zu beweisen, was logisch gerade unbeweisbar ist: dass
der Irak seine Massenvernichtungswaffen komplett zerstört hat.

Im Laufe der Entwicklung mussten Chirac und Villepin dieses
doppelte Spiel spielen: die USA davon überzeugen, dass sie, um
Zögernde für den Krieg zu gewinnen, die UNO einschalten müsse;
um glaubwürdig zu wirken, mussten die USA so tun, als verlang-
ten sie die Rückkehr der Inspekteure in den Irak. Selbstverständlich
hätten sie es bevorzugt, dass den UNO-Technikern der Zugang in
den Irak verweigert worden wäre, um die Unaufrichtigkeit Saddam
Husseins vorführen zu können und um ihren Zeitplan weiter zu
beherrschen. Auf der anderen Seite, der Deutschlands, das sich klar
gegen den Krieg ausgesprochen hatte, und Frankreichs, das seine
Möglichkeit, aber nur als letztes Mittel, akzeptierte, musste man
verlauten lassen, dass die Inspektionen Erfolg haben könnten und
länger dauern würden: so gewann man Zeit, die dazu dienen konn-
te, den von den USA gewünschten Krieg in die Ferne zu rücken.
Diese zögerten nicht, stampfend wie ein wild gewordenes Pferd,
ihr Kriegsziel offen zu legen, nämlich die Neuordnung des Mittle-
ren Ostens gemäß ihrer Interessen und ihrer Vorstellung von De-
mokratie. So wurde die allgemeine Strategie der USA offenbar, und
auch die Gefahren, die aus ihr folgten, traten ans Tageslicht.

Diese Taktik entsprach einem Projekt, das Villepin gelegentlich
formulierte: gegen das Gefühl von Fatalität, das jede politische Wahl
verbietet, angehen, mit anderen Worten: der Politik mit ihren
machiavellistischen Listen, die in den Dienst der Überzeugungen
und Ziele gestellt werden können, wieder einen Platz zu geben.
Um dahin zu gelangen, musste man in der Ambiguität verbleiben
und seine Karten so spät wie irgend möglich ausspielen; eine mitt-
lere Position zwischen »Pazifismus« und »Bellizismus« konnte so
diejenigen Staaten anziehen, die aus verschiedenen, gar entgegen-
gesetzten Gründen den Moment hinausschieben wollten, an dem
sie ihre Wahl erklären würden.

Um diese schwierige Partie zu spielen, musste die französische
Diplomatie die alte Sympathie für die ursprünglich laizistische Ideo-
logie der Baath-Partei [...] vergessen machen. So vermied man es,
auf die Zeit vor dem Krieg gegen den Iran und auf die Hilfe beim
Aufbau einer Nuklearindustrie zu sprechen zu kommen. Die Poli-
tik ist vergesslich, wenn sie sein muss: man kann auf die Lieferung
chemischer und biologischer Waffen anspielen, denn dies ist eine
von anderen geteilte Sünde und zur Hälfte vergessen. Doch man
vergisst geflissentlich die bilaterale Beziehung.

Gleichzeitig musste die französische Diplomatie, und sei es nur,
um Aufmerksamkeit zu schaffen, sich subtil mal zur einen, mal zur
anderen Seite, der des Krieges oder der des Friedens, wenden. Die
französische Regierung konnte sich dabei auf die Presse verlassen,
die darauf bedacht ist, ein verkaufsförderndes Ereignis zu schaffen
und sogar eine leichte Readjustierung zur historischen Wende um-
formt.

In der ersten Phase, im Herbst 2002 und insbesondere zum
Zeitpunkt der Abstimmung der Resolution 1414 waren alle mit
Chirac und Villepin einverstanden: das Konfuse eines Textes er-
leichtert den Konsens. Alles änderte sich während der letzten zehn
Januartage 2003, angefangen am 20. Januar, als Villepin im Sicher-
heitsrat die Hypothese eines Vetos formulierte, dann am 22. Januar,
als Chirac in Versailles erklärte, Frankreich stimme mit der Position
Deutschlands überein. Jean-Louis Bourlanges resümierte in Le Fi-
garo, Chirac habe den »allergrößten Fehler« gemacht, indem er auf
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eine auf Ausgleich zwischen Großbritannien und der Bundesrepu-
blik orientierte Position verzichtete und »sich dem pazifistischen
Fundamentalismus Berlins anschloss«15.

Anfang Februar dagegen sind die Kriegsgegner beunruhigt: am
6. Februar füllt die Morgenzeitung Le Parisien ihre Titelseite mit
»In Richtung Krieg«. Tatsächlich hatte sich Villepin damit begnügt
zu wiederholen: »Frankreich schließt im äußersten Fall Gewalt nicht
aus.« Le Parisien nimmt [...] eine Annäherung der französischen
und US-amerikanischen Positionen wahr. Am selben Tag bestätigt
die Abendzeitung Le Monde nuancierend: »Frankreich hat der fried-
lichen Entwaffnung keine Absage erteilt. [...] Herr de Villepin hat
indes eine Neuordnung der französischen Position vorgenommen.«
Arte bilanziert am selben Abend um 19.45 Uhr: »Keine gemeinsa-
me Position Frankreichs und Deutschlands mehr.« Und dennoch
hatte Premierminister Jean-Pierre Raffarin dem »Game is over« Bushs
gerade erst ein »It’s not a game, it’s not over« entgegengesetzt. Am 7.
Februar legt die US-amerikanische Presse gegen Chirac los, laut
Wall Street Journal ein »Pygmäe mit kahlem Schädel«. Chirac hatte
jegliche Änderung der französischen Politik dementiert [...].

Am 20. Februar publiziert The Sun [...], auf der Titelseite eine
Montage: ein Fotos Chiracs ging über in einen monströsen Regen-
wurm, der Frankreich untergräbt. Es ist sehr bezeichnend, dass
diese Zeitung eine Sonderausgabe dieses Titels in französischer Spra-
che produzierte und sich bemühte, sie französischen Zeitungen
und Fernsehsendern zu unterbreiten. Die für diese Operation Ver-
antwortlichen verhielten sich gemäß dem von Clausewitz formu-
lierten Prinzip: »Ist der Krieg ein Akt der Gewalt, so gehört er not-
wendig auch dem Gemüt an.«16  Das Ziel der britischen und US-
amerikanischen Presse war es, den französischen Partner dahin zu
bringen, sich als Feind zu verhalten. [...]

In seinem Interview mit Time spricht Chirac über das Jahr, das er
in den USA verbracht hat, und erinnert sich an seine große Jugend-
liebe, eine Amerikanerin. Cooling nennt Goffmann diese Technik
der Spannungsminderung, die sich weigert, das Absolute des Krie-
ges als Konzept mit dem realen Krieg zu verwechseln – eine für den
totalen Krieg des vergangenen Jahrhunderts charakteristische Ver-
wechslung, die heute wieder eine drängend-aktuelle Gefahr ge-
worden ist.

Das Veto zu erwähnen, gehört zur Logik des Kalten Krieges: das
Ziel ist, klar zu machen, dass der Gesprächspartner unsinnige Pro-
jekte verfolgt. Dessen erste Reaktion ist Verärgerung über das The-
ma: diese radikale Opposition erhellt, dass sich hinter dem unbe-
quemen Verbündeten ein unbeugsamer Feind verbirgt. Um also
der Logik des Krieges zu entkommen, muss derjenige, der mit sei-
nem Veto droht, sich als »Moderator« verhalten, so dass der »er-
liegende Staat« in seiner Niederlage »nur ein vorübergehendes Übel«
sieht, »für welches in den politischen Verhältnissen späterer Zeiten
noch eine Abhilfe gewonnen werden kann«.17

Indem sie zwischen Drohung und Nachgeben wechselt, ver-
sucht die französische Diplomatie einen politischen Raum wieder-
zufinden: man hofft, Balsam auf das Herz eines verwundeten Stol-
zes zu reiben; ihre Taktik besteht darin, außerhalb jeglicher Per-
spektive eines Gleichgewichts Spannungen hervorzurufen, um sie
dann ostentativ zu mildern. In jedem Fall machen diesen Schwan-
kungen deutlich, dass das Modell des Gleichgewichts nunmehr
veraltet ist: Es kann nur dann ein Gleichgewicht des Schreckens
geben, wenn der Krieg fern der Metropolen der vorherrschenden
Staaten stattfindet und deren Beziehungen untereinander von po-
litischen Regeln bestimmt sind. Statt dessen wird in der politischen
Wüste, die der Rückzug des Staates von der Regulierung des Sozia-
len (Erziehung, Gesundheitswesen usw.) hinterlassen hat, der ge-

sellschaftliche Reichtum durch den grenzenlosen Terrorismus auf-
gezehrt (détournée; auch: entführt): physische und psychische Ge-
walt, die Staat und Religion annähert und beide in den Dienst des
Krieges stellt.

Heute ist der Krieg nicht mehr die Fortsetzung der Politik mit
anderen Mitteln sondern die Zerstörung jeglichen politischen Ge-
haltes in den sozialen Beziehungen. Die doppelte Bewusstwerdung,
die der öffentlichen Meinung bei den Demonstrationen am 15.
Februar und die – unerwartete – einiger Staatsmänner, ist vielleicht
die Antizipation einer neuen Politik.

(Übersetzung: Alfred Schobert)
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Berlusconi eilt der Ruf voraus, nicht zuletzt deshalb der erfolgreich-
ste Populist Westeuropas zu sein, weil er mit feinem Gespür für die
Stimmungen im Volk agiert, weil deshalb Meinungsumfragen zu
seinen Lieblingslektüren zählen – und nicht zuletzt weil er mit dem
geschickten Einsatz der von ihm kontrollierten Medien im Zwei-
felsfall das Meinungsklima in Italien nicht bloß passiv zur Kenntnis
nehmen, sondern vielmehr aktiv gestalten kann.

In der Irak-Krise aber schien dieses Berlusconi-Bild plötzlich
nicht mehr zu stimmen. Die übergroße Mehrheit der italienischen
Bevölkerung nahm von Beginn des Konfliktes an klar gegen den
drohenden Krieg Stellung, egal ob mit oder ohne UNO-Mandat.
In Umfragen äußerten sich stabil 70-80% gegen den Krieg, und
diese Gegnerschaft fand schnell und massenhaft öffentlichen Aus-
druck. Schon zum Abschluss des Europäischen Sozialforums in
Florenz gingen im November 2002 etwa 800.000 Menschen ge-
gen den Krieg auf die Straße, und am 15. Februar strömten in Rom
zwei bis drei Millionen Menschen zusammen. Seit Januar flaggten
Millionen Menschen ihre Balkons und Fenster quer durch Italien
mit der Friedensfahne in den Regenbogenfarben.

Berlusconi aber bezog auf der Seite der USA Stellung; zugleich
sorgten seine Privatsender wie auch die staatliche TV-Anstalt RAI
für die entsprechende Berichterstattung, die jedoch in den Krisen-
monaten und selbst im Verlauf des Krieges die Gewichte in der
öffentlichen Meinung nur unwesentlich verschieben konnte. Gleich
zweifach also schien Berlusconi von seinem erprobten Erfolgsre-
zept abgekommen zu sein, schien er den Einklang mit den Volks-
stimmungen aufgegeben und zugleich seine Fähigkeit eingebüßt
zu haben, jene Stimmungen in seinem Sinn zu beeinflussen.

Näheres Hinsehen relativiert  jedoch dieses Urteil  über den
Kurs der italenischen Regierung während der Irak-Krise – Berlusconi
nämlich glückte die dialektische Übung, gegen die Stimmung im
Land zu agieren und doch zugleich dem Meinungsklima Rech-
nung zu tragen. Wenige Länder haben in den ersten Monaten der
Irak-Krise vordergründig so stark laviert wie Italien. Fast täglich
waren von Ministerpräsident Berlusconi neue Stellungnahmen zu
hören, die die jeweils gerade vorher eingenommene Position de-
mentierten – und die eindeutig vom jeweils kontaktierten Ge-
sprächspartner beeinflusst waren. So erklärte Berlusconi nach ei-
nem Zusammentreffen mit Putin, es sei fast sicher, dass der Irak
nicht mehr über Massenvernichtungswaffen verfüge, bloß um nach
einer Begegnung mit Bush zu verkünden, »mit Sicherheit« habe
Saddam solche Waffen. Dieses Spiel mit laufend wechselnden Posi-
tionen wiederholte Berlusconi auch in der Frage, wie viel Zeit den
Inspektoren einzuräumen sei, oder in der Debatte, ob für einen
Angriff auf den Irak ein zweiter Sicherheitsratsbeschluss erforder-
lich sei. »Unheilvoll« sei eine Attacke ohne UN-Mandat, ließ der

Berlusconi schlingert auf klarem Kurs

Die italienische Regierung und der Irak-Krieg

michael braun

Regierungschef erst wissen, um dann kurz darauf die einseitige US-
Entscheidung für rundheraus legitim zu erklären.

Die Opposition hat dieses Agieren als konzeptloses Schlingern
durch die Krise gebrandmarkt, in dem verwirrenden Hin und Her
Berlusconis hat Italien jedoch zugleich immer klar Kurs gehalten:
pro-amerikanischen Kurs. In allen entscheidenden Momenten er-
folgte eine eindeutige Parteinahme für die USA und gegen die
deutsch-französische Position. So gehörte Italien zu den Unterzeich-
nerstaaten des »Briefs der 8«, so ließ sich Italien in die Liste der
Staaten der »Coalition of the Willing« aufnehmen, so erklärte Itali-
en schließlich die Attacke auf den Irak für unumgänglich. Auf der
anderen Seite beschuldigte die Regierung Deutschland und Frank-
reich, sie hätten zuerst den europäischen Konsens gebrochen. Und
den EU-Gipfel nach Kriegsausbruch nahm Berlusconi trotz seiner
Ankündigung im Vorfeld, er wolle dort »vermitteln«, zum Anlass,
um in rüder Manier Chirac anzugehen, der mit seiner Veto-Dro-
hung der eigentlich Verantwortliche für den Kriegsausbruch sei.

Dennoch nahm Italien in der »Koalition« eine andere Rolle ein
als etwa Spanien oder erst recht Großbritannien. Für den innenpo-
litischen Hausgebrauch nämlich verkündete die Regierung trotz
aller Polemiken auf dem europäischen Parkett, letztlich verhalte sie
sich doch praktisch gar nicht anders als Frankreich und Deutsch-
land, gewähre sie im momentanen Konflikt auch bloß Überflug-
rechte sowie die Nutzung der im Land gelegenen Militärbasen.
»Nicht kriegführend« sei Italien selbst; die Zugehörigkeit zur Koali-
tion der Willigen reduzierte sich damit in der Außendarstellung auf
die Einnahme einer Position der »wohlwollenden Neutralität« ge-
genüber den USA. Für Berlusconi ist dies im Resultat durchaus
positiv: Er hatte außenpolitisch den Ertrag des Schulterschlusses
mit den USA, ohne die politischen und materiellen Kosten einer
kriegführenden Nation tragen zu müssen.

Statt »Schlingerkurs« ist also eine andere Charakterisierung an-
gebracht: Berlusconi zielte erkennbar auf die Trennung zwischen
der auf dem internationalen Parkett eingenommenen Position und
ihrer »Vermarktung« in der politischen Auseinandersetzung im ei-
genen Land. Eine Trennung, die auf politische Schadensbegrenzung
gerichtet war – und die dieses Resultat durchaus erreicht hat: Trotz
der Massenproteste büßte seine Koalition in den Meinungsumfra-
gen nie mehr als 5-7% ein – ein Verlust, den Berlusconi mit der
sinkenden Aufmerksamkeit für die Irak-Krise wettzumachen hofft.

Insofern ist es kaum überraschend, dass Italien auch nach der
Niederlage Saddams bei einer Position blieb, die einerseits nach
außen Stützung der USA hieß, andererseits aber für den innenpo-
litischen Hausgebrauch wiederum eine andere »Verpackung« er-
hielt. Italien gehört zu jenen Ländern, bei denen die USA schon im
Laufe des Krieges ein Truppenkontingent für peace-keeping-Auf-
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In seinem Essay »Der Gewahrsam. Ausnahmezustand als Weltord-
nung« (FAZ 19.4.2003) hat Giorgio Agamben der politischen
Ausrichtung der Supermacht nach dem 11.9.2001 und damit dem
seitherigen Weltzustand die wohl gleichermaßen radikalste, intelli-
genteste wie alarmierendste Diagnose gestellt. Diese Diagnose er-
gibt sich aus einer Weiterführung und Aktualisierung der Analytik
politischer Tiefenstrukturen entsprechend dem Verhältnis zwischen
Ausnahme- und Normalzustand, wie es in verschiedenen Facetten
von Carl Schmitt, Walter Benjamin und Hannah Arendt reflektiert
wurde. Agambens Resultat ist voller Shock and Awe: Wenn
»Guantánamo« tatsächlich nicht einmalige und möglichst umge-
hend zu beendende Ausnahme, sondern nur symbolischer Beginn
einer global dominierenden Tendenz sein sollte, dann wäre die
Unterstellung von Analogien zur Horrorzeit 1914-1945 mit ihrer
millionenfachen Niederbrechung menschlicher Individuen in »nack-
tes Leben« ohne jeden normativ garantierten Minimalstatus tat-
sächlich nicht länger zu tabuieren: »Mittels einer strategischen Ver-
knüpfung der beiden Paradigmen des Ausnahmezustands und des
Bürgerkrieges definiert sich die neue amerikanische Weltordnung
als eine Lage, in der der Notstand nicht mehr von der Norm unter-
schieden werden kann (...).« (a.a.O.)

Gerade wegen ihrer im allerbesten Sinne »alteuropäischen« in-
telligenten Radikalität verdient Agambens Analyse, sehr ernst ge-
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gaben nach Ende der Kampfhandlungen angefordert hatte. Italien
kam dieser Aufforderung schon im April mit dem Beschluss nach,
etwa 3000 Soldaten zu entsenden. Im Parlament jedoch legte sie
einen Antrag vor, der den politischen Gehalt dieser Entscheidung
vernebelte: Einerseits behauptete sie faktenwidrig, das Kontingent
habe einen rein humanitären Auftrag; es gehe um die Entsendung
von Helfern, während die Soldaten ihrerseits bloß dabei seien, um
jene Helfer zu schützen. Andererseits erklärte die Regierung, eben
wegen des humanitären Auftrags könne nicht ein multilaterales
Mandat durch UNO oder EU für die Entsendung abgewartet
werden – und begründete so ihr Mittun bei der unilateralen Lö-
sung der USA, während sie verbal für »eigentlich wünschenswerte«
multilaterale Lösungen eintrat.

Italien schlingert also auf klarem Kurs: Berlusconi und seiner
Rechtskoalition ging es in dieser Krise um mehr als um eine
kontingente Entscheidung. Nicht umsonst ist die jetzt herrschen-
de Koalition seit ihrer Machtübernahme im Jahr 2001 immer wie-

der durch für Italien vollkommen neue, Europa-skeptische Töne
aufgefallen. Immer wieder war die Rede von der Priorität der atlan-
tischen Achse zu den USA und von der Notwendigkeit für Italien,
sich innerhalb der EU von den »Großen«, vorneweg von Deutsch-
land und Frankreich, zu »emanzipieren« und stattdessen endlich
die »legitimen nationalen Interessen« des Landes zu verfolgen. Und
immer wieder wurde im Handeln der Berlusconi-Regierung deut-
lich, dass in der EU die Hauptansprechpartner Italiens die ebenfalls
eher einer »zu starken« Integration abgeneigten Mächte Großbri-
tannien und Spanien geworden sind. Insofern fließen im Verhalten
Italiens in der jetzigen Krise außenpolitische Erwägungen direkt
zusammen mit Erwägungen, die in der europäischen Innenpolitik
wurzeln: Nicht nur in dieser Krise arbeitet Italien auf die Bildung
einer starken, ebenso atlantischen wie integrationsfeindlichen Ach-
se in der EU hin, die darauf zielt, mit der »Vorherrschaft« Deutsch-
lands und Frankreichs in der EU Schluss zu machen.

nommen und lange und ausführlich diskutiert zu werden. Dazu
im folgenden einige eher ergänzende, teils auch präzisierende Über-
legungen am Leitfaden des Begriffs der »Normalität«. Agamben
spricht an mehreren Stellen in ähnlichen Formulierungen von der
»Verwandlung des Ausnahmezustands in ein normales Regierungs-
handeln«. Er folgt damit einer weit verbreiteten Floskel, die schwe-
ren Normbrüchen (bis hin zu Auschwitz) eine »erschreckende
Normalität« zuschreibt. Will man als Analytiker nicht vor der
Banalisierung der Kategorie des »Normalen« zu einer allround taug-
lichen apologetischen Sprechblase des medio-politischen Diskurses
kapitulieren, so gilt es zunächst daran zu erinnern, daß sich die
Kategorien der Normativität und der Normalität in den okzidenta-
len Kulturen (und gerade auch in den USA) seit gut 200 Jahren in
signifikanter Weise auseinander entwickelt haben. Während die
Normativität (mit der ethischen und juristischen Norm als Kern)
jahrtausendealte Traditionen weiterentwickelt, handelt es sich bei
der Normalität in einem prägnanten Sinne um eine relativ junge
Emergenz. Sie entstand zusammen mit der Etablierung »verdateter«
Gesellschaften, d.h. von Gesellschaften, die sich selbst mehr und
mehr und flächendeckend statistisch transparent machen. Allererst
auf der Basis solcher statistischer Selbst-Transparenz können solche
Gesellschaften »Normalitäten« in einem prägnanten Sinne definie-
ren, um sich dann an ihnen zu orientieren und zu regulieren. Sehr
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grob gesagt, sind »Normalitäten« also immer massenbezogen und
durch Verteilungen gekennzeichnet, in denen eine mittlere Ten-
denz (Durchschnitt) entschieden dominiert, während zwei sym-
metrisch ›obere‹ oder ›untere‹, ›rechte‹ oder ›linke‹ Extreme stati-
stisch dünn besetzt sind und gegen Null auslaufen (Idealtyp
Gaußsche Normalverteilung). Ein aktuelles Beispiel: Dem funktio-
nierenden Wohlfahrtsstaat wäre insoweit »Normalität« zuzuschrei-
ben, als der Lebensstandard in ihm symbolisch »normal« verteilt
sein sollte: also mit dickem Bauch in der Mitte und abnehmend
wenigen Reichen, aber auch abnehmend wenigen Armen ›unten‹.

Die so verstandene Normalität besitzt in modernen westlichen
Kulturen demnach eine relative Autonomie gegenüber der
Normativität. Dafür ist die Kategorie der »Akzeptanz« symptoma-
tisch: Nichts schafft so sehr Akzeptanz wie Normalität (weil die
große Mehrheit sich dabei im sicheren mittleren Bauch der Vertei-
lung wiederfindet). Deshalb kann Normalität nicht normativ an-
geordnet, beschlossen oder gar unter Strafandrohung kommandiert
werden. Die entsprechende »Normalität« wäre stets bloße Fassa-
den-Normalität so wie die der Prohibition in den USA der 1920er
Jahre. Deshalb konstituiert sich Normalität stets ›spontan‹ auf der
Ebene der Zivilgesellschaft und nicht auf der normativen Ebene
des Staates. Demnach hängt Normalität von der massenhaften ge-
sellschaftlichen »Wahrnehmung« ab, wie sie tendenziell durch gro-
ße statistische Trends auf Basis der Verdatung grundiert wird. Ein
wiederum aktuelles Beispiel wäre die »Agenda 2010«, die die medio-
politische Klasse als »normal« verkaufen möchte, während große
Teile der Gesellschaft sie als denormalisierend (Normalität zerstö-
rend) »wahrnehmen«. Damit ist nicht bestritten, daß Staaten und
Institutionen (insbesondere Massenmedien) nicht erfolgreiche
»Manipulationen« der massenhaften Wahrnehmung von Normali-
tät erzielen können – worauf es ankommt, ist die relative kategorielle
Autonomie der Normalität gegenüber der Normativität.

Was bedeutet das für Agambens Thesen? Kann der permanente
Ausnahmezustand, der ja sogar einen Bruch mit der Normativität
darstellt, wie Agamben systematisch und historisch ausführt, von
der Masse der Zivilgesellschaft ›spontan‹ als »normal« wahrgenom-
men werden? Muß die Normalität nicht im Gegenteil als eine Res-
source aufgefaßt werden, die sich ›spontan‹ gegen jeden Ausnah-
mezustand, aber besonders gegen seine Permanenz, sträuben wird?
Hat nicht der durch den »Wahnsinnsakt« von 1914 ausgelöste
Schub permanenter Ausnahmezustände die Normalität auf Jahr-
zehnte zerstört?

Dieser Vorschlag zur Differenzierung nimmt Agambens Dia-
gnose nichts von ihrer aufrüttelnden Sorge, im Gegenteil: Die dif-
ferenzierte Frage müßte ja nun lauten, ob die Erklärung eines nor-
mativ partiell blinden und einem Geheim(dienst)regime unterwor-
fenen permanenten »Kriegs gegen den Terror« sich als ein zu 1914
analoges Ereignis epochaler Denormalisierung erweisen könnte? Ob
»Guantánamo« späteren Beobachtern analog erscheinen wird zum
Regime der Lager für die »displaced persons« des Ersten Weltkriegs,
in denen Hannah Arendt scharfsinnig die »Ursprünge totaler Herr-
schaft« entdeckt hat? Diese alarmierenden Fragen hängen zu einem
nicht unwichtigen Teil von der Interaktion zwischen dem von
Agamben charakterisierten normativen Ausnahmeregime auf der
einen Seite und der Entwicklung der Normalitäten auf der anderen
ab. Dazu einige einschlägige Faktoren:

Zunächst ist daran zu erinnern, daß Normalitäten im oben be-
schriebenen Sinne (prekär und annähernd genug) bloß in den er-
sten zwei »Welten« einigermaßen funktionieren. Man muß die
»Welten« demnach als »Normalitätsklassen« auffassen und feststel-
len, daß die dritte bis fünfte (»less developed countries) »Welt«

Dokumentation

Der Gewahrsam. Ausnahmezustand als Weltordnung (FAZ
19.4.2003)

Im Jahr 1940 schreibt Walter Benjamin in einer seiner Thesen über
den Begriff der Geschichte, daß „der Ausnahmezustand, in dem wir
leben, die Regel ist“. Diese Diagnose war sicherlich in einem techni-
schen Sinne zutreffend. Nicht nur wurde der Ausnahmezustand,
den Hitler am 28. Februar 1933 in Deutschland ausgerufen hatte,
nie aufgehoben, sondern im Notstand des Krieges griffen nahezu
alle europäischen Staaten zu Ausnahmemaßnahmen, indem sie die
Vollmacht von Militärgerichten auf Zivilpersonen übertrugen und
die bürgerlichen Freiheiten erheblich einschränkten. Die Feststel-
lung Benjamins hat allerdings noch eine umfassendere Bedeutung,
die ihr den Charakter einer Prophezeiung verleiht, die uns betrifft.
Man kann nämlich sagen, daß die willentliche Schaffung eines per-
manenten Ausnahmezustandes (auch wenn er nicht immer im tech-
nischen Sinne erklärt wird) inzwischen eine der geläufigen Prakti-
ken der heutigen Staaten, einschließlich der sogenannten demokrati-
schen, geworden ist. Angesichts der unaufhaltsamen Entwicklung
dessen, was man mit einem wirkungsvollen Ausdruck als
„Weltbürgerkrieg“ bezeichnet hat, stellt sich der Ausnahmezustand
immer mehr als das vorherrschende Paradigma des Regierens in der
zeitgenösschen Politik dar. Diese Überführung einer provisorischen
und ausnahmsweisen Maßnahme in eine normale Regierungstechnik
ist unter unseren Augen dabei, den Sinn und das Wesen der demo-
kratischen Verfassungen radikal zu verändern.

Man betrachte die aktuelle Politik der Vereinigten Staaten. Diese
zeigt sich als eine offene Übertretung der Regeln des nationalen und
internationalen Rechts. Um die Bedeutung und die Wirkung dieses
Vorgangs zu begreifen, darf man nicht vergessen, daß diese Über-
schreitung des Rechts einem Muster folgt, das die gesamte Politik
der Vereinigten Staaten nach dem 11. September 2001 leitet. In der
amerikanischen Verfassung hat der Ausnahmezustand seinen Ort in
der dialektischen Auseinandersetzung zwischen den Befugnissen
des Präsidenten und der des Kongresses bei einem inneren Notstand
oder einem Krieg. Präsident Bush, der durch die Wahl nur eine
zweifelhafte Legitimität erhalten hatte und nach dem 11. September
ständig von sich selbst als dem „commander in chief of the army“
spricht, ist plötzlich als Inhaber der höchsten Autorität im Ausnah-
mezustand aufgetreten. In dieser Eigenschaft hat er am 13. Novem-
ber 2001 einen „military order“ erlassen, der die „indefinite
detention“ von nichtamerikanischen Bürgern, die des Terrorismus
verdächtig sind, und die Verhandlungen von „military commissions“
(nicht zu verwechseln mit Militärgerichten, wie sie nach dem Kriegs-
recht vorgesehen sind) gegen sie autorisierte.

Das Neue an dieser „militärischen Anordnung“ besteht darin, daß
sie den Rechtsstatus eines Individuums sowohl mit Rücksicht auf
das internationale Recht wie auf die amerikanischen Gesetze radikal
suspendiert und ein juristisch nicht benennbares und klassifizierbares
Wesen schafft. Die in Afghanistan gefangengenommenen Taliban,
aber auch beliebige Nichtbürger, die antiamerikanischer Aktivitäten
verdächtigt werden, genießen deswegen weder den Status von Kriegs-
gefangenen noch auch den, der jedem nach amerikanischem Gesetz
bei einem beliebigen Vergehen zusteht.
Weder Gefangene noch Angeklagte, sondern bloß „detainees“, un-
terliegen sie einer bloß faktischen Herrschaft, einem Gewahrsam,
der nicht nur in zeitlichem Sinne, sondern seinem Wesen nach unbe-
stimmt ist, da dem Gesetz und der gerichtlichen Kontrolle entzo-
gen. Der einzig mögliche Vergleich ist der mit der juristichen Lage
der Juden in den nationalsozialistischen Lagern, die mit der Staats-
bürgerchaft jegliche juristische Identität verloren, aber wenigstens
noch die jüdische behalten hatten. Im „detainee“ von Guantanamo
erlangt das nackte Leben seine größte Unbestimmtheit und der Aus-
nahmezustand seine äußerste Absolutsetzung. Die Vereinigten Staa-
ten bedienen sich derzeit des Ausnahmezustands nicht nur als eines
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Instrumentes der Innenpolitik, sondern auch und vor allem, um
ihre Außenpolitik zu legitimieren. Man kann in dieser Hinsicht
sagen, daß die Regierung der Vereinigten Staaten dem ganzen Plane-
ten den Status eines permanenten Ausnahmezustandes aufzuzwin-
gen sucht, der als die zwingende Antwort auf eine Art Weltbürger-
krieg zwischen Staat und Terrorismus dargestellt wird.

Der Begriff des Weltbürgerkrieges findet sich im selben Jahr
(1961) in Hannah Arendts Buch „On Revolution“ und in Carl
Schmitts „Theorie des Partisanen“. Durch die drastische Redukti-
on der Weltpolitik auf den Gegensatz „Staat/Terrorismus“ wird
heute real und effektiv, was bloß ein paradoxer Grenzbegriff zu
sein schien. Mittels einer strategischen Verknüpfung der beiden
Paradigmen des Ausnahmezustands und des Bürgerkrieges defi-
niert sich die neue amerikanische Weltordnung als eine Lage, in der
der Notstand nicht mehr von der Norm unterschieden werden kann
und in der sogar die Unterscheidung zwischen Krieg und Frieden -
wie auch die zwischen äußerem Krieg und Bürgerkrieg - unmöglich
wird. Dieses Modell ist es, das uneingeschränkt zurückgewiesen
werden muß. Denn in dieser Perspektive bilden Staat und Terroris-
mus am Ende ein einziges System mit zwei Gesichtern, in dem
jedes der Elemente nicht nur dazu dient, die Handlungen des ande-
ren zu rechtfertigen, sondern jedes sogar vom andern ununterscheid-
bar wird.

Und dies ist um so beunruhigender, als die Geschichte des zwan-
zigsten Jahrhunderts deutlich zeigt, daß keine Demokratie einem
zu lange ausgedehnten Ausnahmezustand und einem permanenten
Kriegszustand zu widerstehen vermag. Unter dem Gesichtswinkel
des öffentlichen Rechts kann man den Aufstieg Hitlers zur Macht
nicht verstehen, ohne die Geschichte von Gebrauch und Mißbrauch
des Artikels 48 der Weimarer Verfassung einzubeziehen, durch den
für den Fall, daß die öffentliche Sicherheit und Ordnung ernsthaft
bedroht wäre, der Reichspräsident ermächtigt wurde, die Verfas-
sung außer Kraft zu setzen und alle notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen.

Bekanntlich hörte Deutschland in den drei Jahren, die der Macht-
ergreifung Hitlers vorausgingen, de facto auf, eine parlamentarische
Republik zu sein, und Hindenburg übte dann eine echte Präsidial-
diktatur aus. Ähnliche Erwägungen lassen sich heute für den Staat
Israel anstellen, wo der Zusammenbruch der politischen Institutio-
nen offenkundig ist angesichts eines Ausnahmezustandes, den die
Regierung, wie es scheint, um jeden Preis aufrechterhalten möchte.

Was würde geschehen, wenn die größte Militärmacht der Welt in
eine Dynamik von dieser Art eintreten und sich, wie es faktisch
schon der Fall ist, in einen offen antidemokratischen Staat verwan-
deln würde, in dem das Recht suspendiert und kontinuierlich und
präventiv Krieg geführt würde aufgrund von Erfordernissen der
nationalen und internationalen „Sicherheit“, über die niemand zu
urteilen in der Lage wäre? Daß der Ausnahmezustand tatsächlich
aufgehört hat, sich auf eine wirkliche Situation von Gefahr oder
Notstand zu beziehen, und heute als eine Regierungstechnik neben
anderen funktioniert, wird durch die Tatsache bewiesen, daß die
Vereinigten Staaten sich auch dann auf ihn berufen, wenn die ihre
Politik leitenden Motive offensichtlich von anderer Art sind.

Einer.der uneingestandenen - aber deswegen nicht zweitrangi-
gen - Gründe für den Irak-Krieg ist sicher die Absicht, Europa zu
schwächen. Da Europa eine wirtschaftliche Macht geworden war,
die die Überlegenheit der Vereinigten Staaten bedrohte, wollten
diese beweisen, daß Europa keinerlei politische Existenz besaß. In
den Monaten, die dem Krieg vorausgingen, hat die amerikanische
Diplomatie offen und systematisch daran gearbeitet, die politi-
sche Einheit Europas zu zerstören -und es ist ihr leider gelungen.

Die Verwandlung des Ausnahmezustands in ein normales
Regierungshandeln ist im übrigen keine ausschließlich amerikani-
sche Eigenart. In Italien haben seit Ende der siebziger Jahre Aus-
nahmegesetze, die in Form von Rechtsverordnungen der Regie-
rung erlassen wurden, einschneidende Beschränkungen der bür-
gerlichen Freiheiten eingeführt. Diese Gesetze, die ursprünglich
bestimmt waren, dem Notstand des Terrorismus zu begegnen,

lediglich über Fassaden-Normalitäten verfügt, die ihr von der Er-
sten Welt kontrafaktisch »zugeschrieben« werden. Nach den stati-
stischen Daten (soweit überhaupt verläßliche vorhanden) herrschen
in den »armen und ärmsten Ländern« keinerlei normale Zustände.
Daß dort gleichzeitig auch normativ prekäre bis entsetzliche Zu-
stände herrschen, hängt nach den hier erläuterten Prämissen nicht
zuletzt damit zusammen, daß zivilgesellschaftliche »Normalitäten«
als Schutzräume und ›Puffer‹ fehlen. Insofern ist es tatsächlich von
schauriger Symbolik, daß die Bush-Administration eine gepachtete
Enklave in einem Land der Vierten oder Fünften Welt zur »Be-
handlung« der auf ihr nacktes Leben reduzierten »detainees« ge-
wählt hat (und daß sie andere Verdächtige in Ländern der Dritten
bis Fünften Welt wie Marokko oder Ägypten »verhören« läßt).
Nehmen wir diese Zustände jedoch als »normal« wahr? Man möch-
te doch hoffen nein. Von einer halbwegs funktionierenden Nor-
malität aus gesehen erscheint das Foltern des nackten Lebens (oder
auch seine Bombardierung) keineswegs als »normal«, sondern gera-
de umgekehrt als der Horror des Anderen jeder Normalität. Des-
halb werden die Enklaven des Ausnahmezustands ja gegenüber
nicht nur einer normalen, sondern nach Möglichkeit gegenüber
jeder öffentlichen Wahrnehmung abgeschottet.

Hier liegt das wahre Problem: Wie weit kann ein Regime der
»gespaltenen Normalität« gehen, ohne uns »Normale« entweder in
zynische und feige Wegschauer und Drückeberger gegenüber den
Enklaven des gesetzlosen Ausnahmenzustands zu verwandeln, oder
aber ohne diese Enklaven weiter und weiter auszudehnen bis in
unsere eigene Normalität hinein und dann sicher noch weiter bis in
die irreversible Denormalisierung wie seinerzeit nach 1914?

sind noch immer in Kraft, so daß jemand, der heute einen Freund
oder einen Verwandten bei sich wohnen läßt, ohne die Polizei zu
unterrichten, mit Haft bedroht ist. Die jüngst in Frankreich auf
Betreiben des Innenministeriums verabschiedeten Gesetze sind
eine Verletzung der europäischen Rechtskultur und erinnern, ins-
besondere was die Festnahme und die Schuldfähigkeit von Min-
derjährigen betrifft, an ähnlich barbarische Maßnahmen in den
Vereinigten Staaten.
Auch die herrschenden Klassen in Europa scheinen keine anderen
politischen Paradigmen im Kopf zu haben als Notstand und Sicher-
heit. Auf allen Gebieten suchen sie nicht so sehr den Notstand zu
vermeiden, sondern ihn zu fördern, um ihn dann für ihre eigenen
Zwecke zu nutzen. So jubelte nach den Vorfällen von Genua ein
Polizeibeamter treuherzig: „Die Regierung will nicht die Ordnung,
sie will die Unordnung verwalten.“ Ein solches Regierungshandeln
läuft allerdings Gefahr, zu einer Entpolitisierung der Gesellschaft
zu führen, ähnlich der, die sich seit langem in den Vereinigten Staa-
ten vollzogen hat. Von der amerikanischen Politik Distanz zu neh-
men kann für Europa nur heißen, daß es diese Paradigmen aufgibt
und wieder einen Raum für das Denken und für das politische
Handeln öffnet.

(Übersetzung: Henning Ritter)
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Auch in Spanien fragt sich fast jeder, warum José María Aznar, der
Ministerpräsident, im Irakkonflikt bedingungslos an der Seite von
George W. Bush steht, während mehr als 90% der Bevölkerung
dagegen sind.

Was hofft er dadurch zu gewinnen? Was riskiert seine Partei
Partido Popular (PP)? Und schließlich – wie ist es möglich, dass eine
Partei, die eine absolute parlamentarische Mehrheit besitzt, sich so
weit von der öffentlichen Meinung entfernt hat?

Die Positionierung der spanischen Regierung anlässlich des Krie-
ges im Irak ist die letzte Entwicklung in einer Reihe von Entschei-
dungen, die die Bevölkerung allmählich von ihrer Regierung ent-
fernt hat. Die Politik im Baskenland, der neue Nationale Hydrolo-
gische Plan, ein neues Universitätsgesetz und die Reaktion auf die
ökologische Katastrophe durch den Öltanker Prestige vor Galizien
stehen zusätzlich auf dieser Liste.

Zunächst zur Politik im Baskenland: Während der letzten Kam-
pagne zur Regionalwahl im Baskenland wurde ein Diskurs entfal-
tet, der sich nicht nur gegen die ETA und die Linksextrem-
nationalisten der Batasuna, sondern auch gegen alle Gruppen von
gemäßigten Basknationalisten wie z.B. die regierende Partei (Partido
Nacionalista Vasco – PNV) wandte. Die PP verfolgt im Konflikt im
Baskenland die Strategie einer polizeilichen und repressiven Politik.
Die AnführerInnen der PP weigern sich nicht nur, mit den Radika-
len einen Dialog zu führen, sondern auch mit den gemäßigten
Politikern. Mit Unterstützung der Sozialistischen Partei wurde ein
Gesetz gebilligt, welches ein Verbot der Batsuna möglich macht,
weil sie z.B. die Attentate der ETA nicht verurteilt. Eine solche
Kriminalisierung von Schweigen würde im Vergleich ein Verbot
von Sinn Fein in Irland bedeuten.

Des weiteren konnten einige Entscheidungen von Richtern auch
nicht zu einer De-Eskalation des Konfliktes beitragen. Verschiede-
ne Kulturorganisationen und solche, die sich mit baskischen Ge-
fangenen und im Exil Lebenden solidarisieren, wurden verboten.
Zwei Zeitungsredaktionen wurden geschlossen – zuerst Egin, ein
Organ der extremistischen nationalistischen Linken; dann
Egunkariak, die einzige Tageszeitung, die vollständig in baskischer
Sprache erschien.

Auch in Katalonien und Aragón ist die Beliebtheit der PP nicht
sehr groß. Der Nationale Hydrologische Plan, demzufolge Wasser
vom Fluss Ebro zum Süden gebracht werden soll, wurde bereits
zum Zeitpunkt seines Entwurfes abgelehnt. Die Regierung hat an
dem Plan festgehalten, obwohl sich die besten Experten Europas
dagegen aussprachen.

Darüber hinaus hat das Kabinett mit Hilfe seiner parlamentari-
schen Mehrheit ein Universitätsgesetz gebilligt und in Kraft ge-
setzt, obwohl die gesamte Universitätsgemeinschaft dagegen stand.
Dies trug noch zur Steigerung des Gefühls bei, dass die Regierung
sich alles erlauben kann und die Gesellschaft machtlos ist.

Spanien – Die Regierung mit dem Rücken zur

öffentlichen Meinung

xavier giró

Die Reaktion der Regierungspartei PP anlässlich des Untergangs
des Öltankers Prestige, nicht weit von der Küste Galiziens entfernt,
brachte den Ärger an seine bisherige Klimax. Die Haltung der PP
hat bereits vor der Krise, die durch die Irrtümer, das Schiff zu teilen,
zu versenken und damit eine riesige Ölkatastrophe zu produzieren,
ausgelöst wurde, die Bevölkerung Galiziens und ganz Spaniens in
Rage gebracht. Man konnte entweder vor Ort oder im Fernsehen
sehen, dass das Öl die Küste erreichte und musste feststellen, dass
die regionalen und die spanischen Behörden (der PP zugehörig)
erstens immer zu spät reagiert haben – freiwillige Helfer aus ganz
Spanien waren immer schneller – und zweitens, dass die Politiker
der PP die ökologische und ökonomische Tragödie drastisch herun-
terspielten oder sogar zu ignorieren versuchten. Es war – und ist
auch weiterhin – ein Skandal.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage: Was erwartete
Aznar von der Unterstützung Bushs? Die Positionierung Aznars an
der Seite von Bush war ein Präzedenzfall. Nach dem Attentat vom
11.09.2001 hat Aznar im Kampf Bushs gegen den Terrorismus
außer der Möglichkeit, humanitäre Solidarität und Mitgefühl zu
zeigen, eine Gelegenheit gesehen, seine eigene Haltung im Basken-
konflikt nach dem Prinzip »mit mir oder gegen mich« zu legitimie-
ren und einen mächtigen Verbündeten zu gewinnen. Die Unter-
stützung des Krieges in Afghanistan und danach im Irak durch
Aznar sind weitere Schritte in die gleiche Richtung.

Darüber hinaus ist es bequem, an der Seite Mächtiger zu stehen,
von denen auch Geschenke zu erwarten sind. Aznar hat oft gesagt,
Spanien sollte in den G-7-Club aufgenommen werden, und viel-
leicht könnte das ja – rein spekulativ gesagt – ein Geschenk von
Bush sein.

Für eine Zivilgesellschaft, die in den letzten Monaten intensiv
am Protest gegen die neoliberale Globalisierung teilgenommen hat,
ist es in jedem Fall eine Beleidigung, dass sich ihr Präsident in ihrem
Namen für den Krieg ausgesprochen hat.

Die Unbeliebtheit der Regierung Aznars ist auch ein Produkt
der Position vieler Massenmedien, die sich gegen den Krieg ge-
wandt haben, teilweise weil sie schon vorher gegen die Regierung
waren, teilweise weil sie der überwältigenden Mehrheit ihres Publi-
kums nicht entgegenstehen wollten.

Bezüglich der Wahlen ist auf lokaler Ebene mit einer Niederlage
der PP zu rechnen. Man könnte meinen, dass Aznar zum politi-
schen Selbstmord bereit wäre. Die Parlamentswahlen sind aber noch
weit entfernt. Das bedeutet, dass er auf Zeit spielt und damit rech-
net, den Schaden wieder ausgleichen zu können. Dies gilt umso
mehr, wenn man in Betracht zieht, dass Aznar angekündigt hat, bei
den kommenden Wahlen nicht mehr an der Spitze der PP zu ste-
hen.
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»... aber wir wissen, es gibt sie...«

– Bush und die Geister der Heilsgeschichte

jobst paul

Die Magazine DER SPIEGEL und NEWSWEEK1  beleuchteten vor Be-
ginn des Irak-Kriegs in Titelgeschichten die möglichen religiösen
Antriebe hinter den Worten und Taten von George W. Bush. Beide
Berichte geben investigativen Journalismus vor, tragen aber eher
die Spuren der Verlegenheit, ein unangenehmes, seit Jahren gemie-
denes Thema in Worte zu fassen. Die Personalisierung in Bush –
und dies am Vorabend eines Kriegs – diente wohl als Hebel, die
abenteuerlich anmutende, christliche Mythologie des weißen Ame-
rika endlich vor einem Weltpublikum zur Sprache zu bringen.

Doch die Fülle unterschiedlichster Aspekte des Themas geht
schlecht mit ›Personalisierung‹ zusammen und bleibt ohne Gewich-
tung episodisch: Die pri-
vate Frömmigkeit eines
Präsidenten (Tenor in
DER SPIEGEL) ist an sich
noch nicht weltbewe-
gend,2  und eine ›vorge-
schobene‹ Religion (Te-
nor in NEWSWEEK) wäre
nicht religiös. Und dass
Bush für ein christlich-
rechtspopulistisches
Bündnis steht, ist für
Europa – angesichts von
Haider und Berlusconi –
nicht aus der Welt.

Entscheidender ist,
dass sich die weiße Mit-
telschicht der USA, die
ohnehin harte Zeiten
hinter sich hat, dem Ver-
lust ihrer (ethnischen)
Mehrheit gegenüber
sieht und sich dazu seit
Reagan unter dem Kür-
zel Patriotismus wieder
dem calvinistisch-altte-
stamentarischen Rigoris-
mus im Sozialen und der
von den Gründerväter
gepredigten Heilsge-
schichte geöffnet hat.
Letztere war allerdings
schon immer Teil reformierter Bekenntnisse und reicht deshalb auch
in die puritanische Tradition des Blair’schen Englands.3

Die Teile der Erzählung, die vom Erscheinen des ›Antichrist‹ am
Ende der Tage bis zu Armageddon und zur Wiederkunft Christi
reichen, sind wohl bekannt, ihre Pointen gewiss weniger. Denn aus

der Erlösung wird nichts werden, bevor nicht die ganze Welt evan-
gelisiert ist, und – bevor nicht die Juden der Welt nach Jerusalem
zurückgekehrt und Christen geworden sind. Dass dann die Ver-
stockten unter ihnen getötet werden, ist zwar ein Schnitzer in der
Erzählung, zeigt aber, dass das last resort keine Erfindung von Do-
nald Rumsfeld ist.

Tatsächlich steht im Zentrum des US-amerikanischen
Sendungsbewusstsein ein gespanntes, teilweise paternalistisches,
teilweise autoritäres, oft grundsätzlich okkupatorisches Verhältnis
zum Judentum. Die (exotistische) jüdisch-alttestamentarische Selbst-
inszenierung, die Rede vom neuen Jerusalem, von God’s chosen people

deuteten schon die Niederlän-
der des 17. Jahrhunderts wie
nach ihnen Cromwell und die
amerikanischen Siedler als heils-
geschichtliche Disqualifikation
der Juden, denen sie den Got-
tesbund abgenommen hätten.
In letztlich puritanischer Tradi-
tion ließ das englische Königs-
haus, darunter noch Königin
Elisabeth II., die männlichen
Thronfolger (darunter Prince
Charles) vom Londoner Rabbi
beschneiden, bis Prinzessin
Diana dies für ihre Söhne ver-
weigerte. Demgegenüber eröff-
neten christliche Eifer in den
USA einen Freizeitpark (Holy
Land in Orlano, Florida), in
dem man sich in ›jüdischen‹
Riten ergehen kann ...4

Die Tatsache, dass die Juden
›noch gebraucht‹ wurden,
schlug sich bis ins späte 19.
Jahrhundert in – nicht zuletzt
britischen – Suchaktionen und
Thesen über irgendwo ›verlo-
rene‹ oder ›versteckte‹ Stämme
Israels nieder. Die betreffende
›Heilsgeschichte‹ bestimmt aber
auch wohl seit langem – wie
dies DER SPIEGEL anmerkt – die
Israel-Politik der USA wie Groß-

britanniens. Wenn dies aber so ist, dann rücken ›heilsgeschichtliche‹
Hintergedanken der coalition forces bei der heutigen Eroberung
etwa der Stadt Babylon, aber auch allgemein beim Stichwort der
Neuordnung des Nahen Ostens in den Bereich des Möglichen.
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Der christlich-reformierte Paternalismus dem Judentum gegen-
über war schon immer eine ambivalente Form des Schutzes, im-
merhin aber des Schutzes. Doch ist die reformierte Doktrin – in
verschiedenen Schüben seit Mitte des 19. Jahrhunderts – auch
zum Steinbruch für militant-antisemitische Erzählungen gewor-
den, die sich seit den 30-er Jahren des 20. Jahrhunderts mit dem
lutherischen und katholischen Antisemitismus Kontinentaleuro-
pas kurzschlossen und heute den Rechtsextremismus international
verbinden. So lag es schon für einige Autoren des 19. Jahrhunderts
nahe, von den Christen als den ›wahren‹ Juden (die dann in eini-
gen Theorien als Arier geoutet werden) auf die Juden als den ›fal-
schen‹ Juden zu schließen. Noch verheerendere, verschwörungs-
theoretische und in ihren Varianten kaum zu überschauende Ant-
worten lässt bis heute aber die Frage zu – nicht wer dereinst der
›Antichrist‹ sein wird, sondern wer schon jetzt der ›Antichrist‹ ist.

Die christliche Kirche hat sich der gnostischen Mythen offiziell
immer wieder erwehrt, doch haben sie stets die Volksfrömmigkeit
bestimmt.5 Diese wird – seltsamerweise – allerdings mit Stoffen wie
Herr der Ringe oder Harry Potter stets neu, u.a. in Kinder und Ju-
gendliche versenkt und sie wirkt wohl auch in George W. Bush:
»Als ich aufwuchs, war die Welt gefährlich und wir wussten genau,
wer die anderen waren. Es war: Wir gegen die, und es war klar, wer
‹die› waren. Heute sind wir nicht so sicher, wer ‹die› sind; aber wir
wissen, es gibt sie.«6  Bush weiß seit dem 11. September 2001
wieder, »wer ‹die› sind« – so schildern DER SPIEGEL und NEWSWEEK

gleichlautend seine Wiedergeburt.
Bushs martialische Rhetorik verbindet die reformiert-›alttesta-

mentarische‹ Gerechtigkeitspose – eine falsche Imitation des Ju-
dentums – mit den Verschwörungsphobien des weitgediehenen
rechtsextremen Lagers. Der Evangelikale Jerry Falwell hat diese christ-
lich-fundamentalistische Mentalität, die hauptsächlich nach irdischen
Schuldigen für das ausbleibende (ökonomische) Paradies der wei-

Anmerkungen

1 Krieg aus Nächstenliebe, in: DER SPIEGEL 8/2003 vom 17. Februar 2003. Bush and God.
In: NEWSWEEK vom 10. März 2003.

2 Bush betreibt unter dem regierungsamtlichen Titel Faith-Based and Community Initia-
tives die flächendeckende Einrichtung von Sozialstationen, die ehrenamtlich organisiert
sind und daher nicht viel Geld kosten. Die Autoren des SPIEGEL suggerieren, Bushs
Appell an christliche Werte in einer Rede vor Sozialarbeitern in Nashville (vom 10.
Februar 2003) sei auf den Irak gemünzt gewesen. Sie geben vor, Bush habe über das
Thema der im Glauben wurzelnden Initiativen gesprochen, während es in Wirklichkeit
um ein innenpolitisches Regierungsprogramm ging. Andererseits steht der Bush nahe-
stehende Prediger Franklin Graham (Sohn von Billy Graham) mit seiner Organisation
Samaritan’s Purse soeben vor den Toren des Irak, um mit Hilfe von Hilfsgütern die christ-
liche Mission unter den irakischen Muslimen zu befördern (TIME, 21. April 2003,
S.42).

3 Vgl. Bekenntnis von Dordrecht 1632, Abschnitt XVIII: Of the Resurrection of the Dead,
and the Last Judgment

4 Chwallek, Gabriele (12.4.2001) Zion in 0rlando. Jüdischer Protest gegen christlichen
Themenpark in Florida. In: ALLGEMEINE JÜDISCHE WOCHENZEITUNG 8

5 Maccoby, Hyam (1986) The Origins of Anti-Semitism. In: Braham, Randolph L. (ed)
(1986) The Origins of the Holocaust: Christian Anti-Semitism (Columbia University
Press) New York, p. 1-14

6 Bush in der CHICAGO TRIBUNE, zit. nach Ulrike Brunotte (10.3.2001) God’s own country.
Das moderne Amerika mit civil religion und altem puritanischen Erwählungstraum. In:
FRANKFURTER RUNDSCHAU

7 Zit. n. Frank Unger, Christlicher Fundamentalismus in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika. In: Richard Faber (Hrg.) Politische Religion – religiöse Politik (Königshausen &
Neumann) Würzburg 1997, S. 284.

ßen/christlichen US-Mittelschicht sucht, auf die Formel gebracht:
A fundamentalist is an evangelical who is angry about something.7

Insofern folgt die Politik Bushs tatsächlich ›heilsgeschichtlichen‹
Kategorien, doch wird die eigentliche Nagelprobe erst bei der Frage
folgen, ob sie – ggf. mit weiteren Kriegen – der ›gnostischen‹ Men-
talität auch bis zur Selbstzerstörung, bis zum volkswirtschaftlichen
Bankrott folgt.
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Die Bedeutung, die in den neuen Kriegen den Medien zukommt,
lässt sich nicht erst im Irak-Krieg im Frühjahr 2003 studieren. Be-
reits im Golf-Krieg von 1991 waren die Medien ein wichtiges
Propagandamittel, mit dem damals vor allem die amerikanische
Bevölkerung auf den Krieg eingestimmt wurde. Spätestens im Ver-
laufe des NATO-Kriegs in Jugoslawien gilt diese Funktion auch für
deutsche Medien. Schließlich markiert dieser Krieg einen Wende-
punkt in der deutschen Außenpolitik, in dem Deutschland sich
erstmalig an Kampfeinsätzen beteiligte. Dieser Krieg war auch inso-
fern für eine genauere Betrachtung der Wirkungsweisen medialer
Kriegsberichterstattung von Bedeutung, als wir es im Frühjahr 1999
mit einer eigentümlichen Konstellation zu tun hatten. Innerhalb
der Zivilgesellschaft wurde der Krieg eher skeptisch, vom größten
Teil der politischen und medialen Klasse dagegen befürwortend
aufgenommen.

Das DISS ist deshalb in einer diskursanalytischen Untersuchung
der Frage nachgegangen, wie es gelingen konnte, dass trotz Skepsis
und Ablehnung der Krieg dennoch von der Bevölkerung geduldet
wurde. Dazu wurde der Mediendiskurs unter der Fragestellung
analysiert, wie es gelingen konnte, den Krieg als ein Stück Norma-
lität erscheinen zu lassen.

Vor dem Hintergrund des jüngsten Krieges gegen den Irak, bei
dem die gleiche medio-politische Klasse diesmal eine ablehnende
Position einnahm, lassen sich in Bezug auf die Behandlung der
beiden Kriege charakteristische Unterschiede feststellen.

Gerade in Bezug auf die Bedeutung der Bilder, die vom Kriegs-
geschehen durch die Medien verbreitet wurden, war während des
Irak-Kriegs mehr Sensibilität und Kritik festzustellen.

Während des NATO-Krieges dienten die Bilder vor allem dazu,
zu beweisen, dass dieser Krieg unbedingt geführt werden musste.
Davon konnte im Frühjahr 2003 keine Rede sein – im Gegenteil.
Es wurde in und von deutschen Medien allenthalben dazu aufge-
fordert, Berichten und Bildern mit großer Vorsicht zu begegnen,
weil diese von den Kriegsparteien gezielt zu Propagandazwecken
eingesetzt würden.

Dagegen wurde während des Krieges in Jugoslawien von 1999
vor allem durch die visuelle Darstellung der Flüchtlinge starke Be-
troffenheit hergestellt. Sie fand ihren Ausdruck u.a. in einer enor-
men Spendenbereitschaft der Bevölkerung, mit der der Krieg dem
politischen Raum entzogen wurde.

Dagegen beklagt z.B. die WAZ in ihrer Ausgabe vom 23.4.2003,
dass die Spendenbereitschaft für die irakische Bevölkerung wäh-
rend des Kriegs gegen den Irak bei den Deutschen ausgesprochen
dürftig sei und dass dies auch daran liege, dass es an Bildern mange-
le, die Betroffenheit herzustellen vermögen.

Zwar stand die Logik, mit der 1999 die Bilder von flüchtenden
Menschen aus dem Kosovo das Eingreifen der NATO rechtferti-
gen sollten, auf tönernen Füßen. Denn vorausgesetzt, dass Bilder
überhaupt etwas »beweisen« können, so bewiesen diese Flucht-
bilder doch auch, dass die Bomben den Flüchtlingen nicht zu

Kriegskritik in den Medien

margarete jäger

helfen imstande waren. Doch in Verbindung mit der massiven
Propagierung des Krieges als alternativlos konnten sie damals als
Rechtfertigung des Krieges funktionieren.

Es gilt allerdings auch zu bedenken, dass der Einsatz der Bilder
in der zweiten Phase des NATO-Krieges gegen Jugoslawien auch
den Druck auf Politik und NATO erhöhten, den Krieg zu been-
den. Hier ist vor allem an Bilder einer zerstörten Eisenbahnbrücke
zu denken, mit der der verharmlosende Begriff der ›Kollateral-
schäden‹ desavouiert wurde. Auch diese Bilder wurden immer wie-
der gezeigt und entfalteten dadurch Wirkung. Zu erinnern ist aber
auch an die Bombardierung der Fernsehstation in Belgrad, bei der
auch Journalistinnen umkamen, und nicht zuletzt an die Bilder
der Bombardierung der chinesischen Botschaft. Die ikonografische
Inszenierung dieser Ereignisse trug mit dazu bei, dass die Strategie
eines unblutigen und quasi chirurgischen Krieges, der sich nur
gegen militärische Ziele richte, immer unglaubwürdiger erschien
und die zuvor aufgebaute Akzeptanz zu bröckeln begann.

Insofern deutet sich in der Skepsis der Medien während des
Irak-Krieges gegenüber Informationen und Bildern, die vor allem
während der ersten Tage häufig zum Gegenstand der Berichte ge-
macht wurden, ein Sinneswandel an, von dem zu hoffen ist, dass er
bei kommenden Kriegen, an denen möglicherweise dann auch
Deutschland wieder beteiligt sein wird, auch durchgehalten wird.
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Gerade unter dem Gesichtspunkt, dass mit weiteren Interven-
tionskriegen gerechnet werden muss und dass die Medien in das
Konzept der neuen Kriegsführung eingebunden werden, ist des-
halb für Kriegsgegnerinnen und Kriegsgegner die Frage wichtig,
auf welche Weise sich Kritik am Krieg in den Medien entfalten
kann. Hier kann die Analyse der kritischen Stimmen während des
NATO-Kriegs in Jugoslawien einige Schwachstellen offen legen.

Thematisch konzentrierte sich die Kritik am NATO-Krieg auf
eine Kritik der Kriegsstrategie, die unter vielfältigen Gesichtspunk-
ten angesprochen wurde. Dies zeigt bereits, dass die Reichweite der
Kritik stark eingeschränkt war. Es ging nicht um eine generelle
Ablehnung des Kriegseinsatzes, sondern um eine detaillierte Kritik
an der Kriegsführung.

Diese Perspektive einer strategischen Kritik trug insgesamt dazu
bei, dass sich ihre Reichweite und Tiefe nicht weiter entfalten konnte.
Sie zwang die Kritikerinnen dazu, sich auf die strategischen Fragen,

die vor allem von den Kriegsbefürwortern bzw. -betreibern aufge-
worfen wurden, einzulassen und deren Vorgaben zu diskutieren.
Wer allerdings militärische Optionen im Krieg kritisiert, befindet
sich im Ausgangspunkt bereits im Feld des Krieges und wendet
sich aus dieser Position heraus gegen einzelne Aspekte. Auf diese
Weise konnte es dann auch geschehen, dass sich in einem einzigen
Artikel gleichzeitig ablehnende und befürwortende Stellungnah-
men zu Krieg auffinden ließen. (Vgl. etwa den Kommentar von
Ralf Lehmann am 25.3.1999 in der WAZ.)

Dabei ist es nicht verwunderlich und auch nicht zu beanstan-
den, dass sich Medien vor allem kritisch mit den strategischen Fra-
gen des Krieges auseinander setzen. Es gehört selbstverständlich zu
ihrer Aufgabe, kriegerische Auseinandersetzungen in einer kriti-

schen Perspektive und Distanz zu begleiten. Es ist aber anzumer-
ken, dass sich die Journalistinnen während des NATO-Kriegs in
Jugoslawien über die Einengung der von ihnen eingenommenen
Perspektive offenbar nicht im Klaren waren. Anderenfalls hätten sie
möglicherweise erkannt, dass sie gegenüber den vermeintlich »star-
ken« Argumenten der Kriegsbefürworter ebenfalls starke Argumente
haben.

So ist der Einschnitt, den der Jugoslawien-Krieg für die deut-
sche Politik darstellte, vom Mediendiskurs kaum bearbeitet wor-
den. Zwar spielte der Rechtsbruch, den die NATO durch ihre
Kampfeinsätze beging, eine große Rolle. Doch der in Verbindung
damit stehende Einsatz deutscher Soldaten in out-of-area-Einsät-
zen ist ausgesprochen leise artikuliert worden. Diese Situation, die
nicht nur rechtlich, sondern auch moralisch in der Bevölkerung
stark umstritten war, ist überhaupt nicht skandalisiert worden. Dabei
hätte durch eine Thematisierung dieses Sachverhalts nicht nur die

historische, sondern auch die aktuelle Verantwortung Deutschlands
in diesem Krieg deutlicher herausgestellt werden können.

Die starke Akzentuierung der Kritik auf die Kriegsstrategie der
NATO weist auf ein weiteres Problem hin, das nicht nur für den
Mediendiskurs und nicht nur für diesen Krieg in dieser Frage gilt.
Die Analyse zeigte, dass die Kritik lediglich punktuell geäußert
wurde und nicht in ein umfassenderes Konzept von Deeskalation
eingebunden war. Insofern zeigt sich in dieser Schwäche des
Mediendiskurses eine Schwäche der öffentlichen Diskurse insge-
samt. Offenbar verhält es sich so, dass alternative friedenspolitische
Konzepte vor, während und nach dem Krieg im hegemonialen
Diskurs kaum verankert sind. Gerade solche Konzepte gilt es aber
in den Zwischenkriegszeiten zu diskutieren und zu etablieren.
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»Schluss mit lustig«

Das diffuse Bild der Berichterstattung der BILD-Zeitung
zum Irak-Krieg

iris bünger-tonks

Nach den Terroranschlägen vom 11.09.01 auf das World-Trade-
Center und das Pentagon in den USA wurde in der BILD kein
Zweifel daran gelassen, wo die Deutschen stehen: »Wir sind alle
Amerikaner«1. Und auch Bundeskanzler Schröder verkündete in
Einheit mit Frankreich, Großbritannien und Russland: »Wir sind
uns in der Bewertung einig, dass diese Terrorakte eine Kriegserklä-
rung an die freie Welt bedeuten«. Er betonte, »dass diese außerge-
wöhnliche Situation das Zusammenstehen aller Demokraten erfor-
dert.«2 Dieses Zusammenstehen manifestierte sich in einer gemein-
samen Kriegsführung gegen Afghanistan, wo die vermeintlichen
Attentäter und ihre Hintermänner ihre Kommandozentrale haben
sollten. Dieser Krieg traf in Deutschland weitgehend auf Zustim-
mung. Nun, zu Beginn des Jahres 2003 stand ein neuer Krieg
bevor. Wegen der vermeintlichen Existenz von Massenvernichtungs-
waffen im Irak führten der US-Präsident George Bush und seine
Verbündeten wegen der angeblich mangelnden Kooperation, die-
se Massenvernichtungswaffen vollständig zu vernichten, gegen
Saddam Hussein (und den Irak) Krieg.

Wie manifestiert sich im Mediendiskurs3 – konkret in der BILD-
Zeitung – wo Deutschland (Politik, Medien und Bevölkerung) im
Hinblick auf diesen Krieg steht? Lassen sich Brüche und Unter-
schiede zur Position nach dem 11.09.01 aufspüren?

Betrachtet man die BILD-Zeitung im oben genannten Zeit-
raum, so fällt auf, dass die Berichterstattung über den Irakkrieg nur
wenig haupttitelgreifend ist. Die aufgefundenen Haupttitel sind
durch Kursivierung hervorgehoben, die sonstigen in den Über-
blickslisten angeführten Titel fanden sich auf den jeweiligen Front-
seiten, jedoch nicht als Haupttitel. Hier werden die Haupttitel von
persönlichen Schicksalen Prominenter bestimmt.

Es soll hier auf zwei Phasen in der Berichterstattung der BILD-
Zeitung eingegangen werden:

1. Phase – Vorlauf – 01.02.03 – 20.03.03
2. Phase – Krieg bis Sieg – 21.03.03 – 10.04.03

01.02.03 – 20.03.03 1. Phase – Vorlauf
Deutschland, der Kanzler und die Pocken, Bush und Saddam

06.02.03 Terror-Beweise gegen Saddam – Jetzt Krieg?
10.02.03 Irak-Konflikt! Außenminister und Kanzler zerstrit-

ten – Fischer brüllt Schröder an!

12.02.03 Irak! Steuern! NATO! Arbeitslose! Schulden! Kanz-
ler im Chaos

15.02.03 Ist der Krieg noch zu stoppen?
17.02.03 Wirbel um Pocken-Alarm!
18.02.03 Pocken-Angst! Sagt uns die Wahrheit!
19.02.03 Irak-Krieg – Kanzler umgefallen?
20.02.03 Pockenschutz –Politiker werden zuerst geimpft!
08.03.03 Dramatische UN-Sitzung – 10 Tage Frist für

Saddam
18.03.03 Die Welt in Angst vor Krieg – Nur noch Stunden!
19.03.03 Saddam erklärt uns den Krieg – Ihr werdet Blut

weinen
20.03.03 Dramatischer Kriegsbefehl des US-Präsidenten –

Tötet Saddam!

Die Titel im Februar beschäftigen sich mit einer Legitimation des
Krieges und weisen auf die innenpolitische Verknüpfung hin – der
Irak steht sozusagen als eine rote Zahl auf dem Konto des Kanzlers,
dessen Popularität und Regierungslegitimation unter starken
Beschuss geriet. Die Frage, ob der Kanzler umgefallen sei (19.02.03)
bezieht sich auf seine Nein-zum-Krieg-Position. An der Anti-Kriegs-
haltung Schröders wird deren Inkonsistenz und vor allem der dar-
auf folgende Bruch des deutsch-amerikanischen Verhältnisses, der
NATO, der EU und von Rot-Grün kritisiert. Es wird ein interna-
tionaler Bedeutungsverlust Deutschlands befürchtet: Die BRD
brächte sich aussenpolitisch »ins Abseits«. In der Kritik an der Re-
gierungspolitik Schröders werden in der Vorphase zum Krieg die
Themen Irak-Krise und Steuern auffallend oft in einem Atemzug
genannt. Später wird vor allem auf die ökonomischen Folgen des
Zerwürfnisses mit den USA hingewiesen. Flankiert wird die Be-
richterstattung um innen- und außenpolitische Elemente im Hin-
blick auf den Irak-Krieg von einer Berichterstattung über Pocken,
die auf den ersten Blick nicht mit dem Irak-Krieg in Zusammen-
hang steht. Jedoch wird beim Lesen der Artikel klar, dass es sich
hierbei um eine Bedrohung durch den Einsatz von Massenver-
nichtungswaffen durch den Irak handelt.4

Die Titel der letzten drei Tage vor Kriegsbeginn weisen auf die
umfassenden geographischen Ausmaße des Geschehens hin – die
Welt in Angst, d.h. alle Menschen sind betroffen. Saddam – eine
Einzelperson, erklärt uns (eigene Hervorhebung) den Krieg und
droht mit völliger Zerstörung.

Nun stellt sich die Frage, was Saddam wirklich gemacht hat.
Dass er tatsächlich eine Kriegserklärung aussprach, also eine Legiti-
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mation des Krieges selbst schuf, ist nicht bekannt. Wer ist mit »uns«
gemeint?– Es müsste sich nach Lage der Dinge um Deutschland
handeln. Eine Kriegserklärung an Deutschland durch den Irak hat
aber de facto nie stattgefunden. Somit muss eine andere Kompo-
nente hier eine Rolle spielen. Nach dem 11.09.01 wurde in BILD
die gesamte westliche Welt durch ein »Wir« homogenisiert. Dieses
»Wir« wird nun hier wieder aufgerufen und neben Saddam Hussein
kommt eine weitere Einzelperson in den Vordergrund – der US-
Präsident, der einen dramatischen Kriegsbefehl gibt – er handelt
und die Schwierigkeit, die in seinem Handeln liegt, wird mit dem
Begriff »dramatisch« gefasst – und er stellt der diffus-bildhaften
Bedrohung eine klare Lebensbedrohung mit Handlungsanweisung
(auch an uns?) gegenüber: Tötet Saddam! (20.03.03).

ten »Schurkenstaates« und sozusagen Vertreter des Chaos. Dieses
Chaos – so wird symbolträchtig suggeriert – möchte sich Eingang
nach Deutschland verschaffen, in Form von Pocken-Viren. Hier ist
die Bevölkerung in besonderem Maße gefährdet, denn »Politiker
werden zuerst geimpft.« Dies kann als eine Aufforderung an die
Bevölkerung gelesen werden, sich doch zu einer Bekämpfung des
Chaos und der Viren zu bekennen, auch wenn Politiker sich dage-
gen aussprechen.

21.03.03 – 10.04.03 2. Phase – Krieg bis Sieg
Und »auch wir sind dabei«

21.03.03 Krieg!
22.03.03 Bagdad brennt
24.03.03 Erste US-Soldaten gefangen. Was stellt Saddam mit

ihnen an? Todesangst!
25.03.03 BILD und Prominente bitten – Habt ein Herz! Helft

den Kindern des Krieges
26.03.03 Blutige Schlacht vor Bagdad
27.03.03 Feldzug kommt schwer voran – Warum haben sie

Saddam noch nicht?
28.03.03 Saddam lässt US-Kriegsgefangene hinrichten!
29.03.03 Die mutige RTL-Reporterin in Bagdad – Lasst mei-

ne Kinder nicht sterben
31.03.03 Verkleidet sich Saddam als US-Soldat?
01.04.03 Blutschlacht um Basra
02.04.03 Irak-Krieg! US-Soldaten erschießen 7 Zivilisten
04.04.03 Fällt Bagdad heute?
05.04.03 Kesselschlacht um Bagdad! Aber der Diktator lässt

sich in den Straßen feiern – Saddam verhöhnt die
Welt

07.04.03 Iraker stürzen Saddam vom Sockel
08.04.03 Schlacht um Bagdad – Deutscher Reporter tot
10.04.03 Saddam geschlagen! Jubel in Bagdad – Sieg

Die Titel zeigen das Auf und Ab der ersten Kriegstage – als erstes
brennt Bagdad, das Zentrum des einzunehmenden Iraks, dann die
Meldung erster Gefangener unter den Amerikanern und die Angst
um ihr Schicksal. Als Antwort brennt Bagdad nicht nur – die
Schlacht um Bagdad ist blutig. Erste Zweifel werden sichtbar – der
Feldzug kommt schwerer voran als erwartet und mit den Zweifeln
findet zum ersten Mal eine Distanzierung von den kriegsführenden
Parteien statt – »Warum haben sie (eigene Hervorhebung) Saddam
noch nicht?« Das Horror-Szenario spitzt sich zu: »Saddam lässt US-
Kriegsgefangene hinrichten« (die Meldung stellte sich als von Blair
voreilig in die Welt gesetzt heraus). Dann wird ein Bezug zu Deutsch-
lands Kriegsbeteiligung hergestellt – zwar eigentlich nicht kriegs-
führend tätig, haben Deutsche dennoch eine Rolle in diesem Krieg.

Neben Fragen zur Sicherheit in Deutschland und beliebten
Reiseländern wird der Blick auf das Ganze gerichtet: »So reagiert
die Welt auf den Angriff«, zitiert werden nur die Irak-Kriegsgegner
Putin, Chirac, Annan, China, Prodi und der Papst. Rechts auf der
Seite: »Das meinen BILD-Leser zum Irak-Krieg«: Auch hier sind
alle dagegen.

Die ersten Tage der Kriegsberichterstattung transportieren
Kriegsromantik, Action und die vollkommene Überlegenheit der
USA (kurzer harter Kampf). Die Hervorhebung der Rolle Deutsch-
lands erscheint wichtig. »Bild hilft den Kindern im Irak«, »Irakische
Asylanten dürfen vorerst bei uns bleiben«, »Kardinal Lehmann

Begleitet von einem Countdown werden die allgemeinen Vor-
bereitungen geschildert, nachdem »das Fenster der Diplomatie«
geschlossen ist. Fragen, die die Deutschen hauptsächlich bewegen,
sind Fragen nach Zahlen: Soldaten, Tote, Flüchtlinge, Kosten (Ben-
zin, Börse, Wiederaufbau), Bundeswehrsoldaten. Am 19.03.03
wird das Bild der apokalyptischen Reiter publikumswirksam in die
Begriffe Raum, Gift, Täuschung und Zeit umgewandelt.5 Kollektiv-
symbolisch aufgeladen als das Chaos, das Undurchdringbare ist die
Darstellung des Iraks: schwieriges Gelände, Sumpf, Wüste und
brennende Ölgräben und die Angst, »Truppen könnten stecken
bleiben wie Gummistiefel im Morast.« Kriegsvergleiche Saddams
und seines Sohnes werden zitiert: der Mongolensturm im 13. Jh.
sowie Stalingrad. Die angstbesetzten Vokabeln lauten: »Minenfel-
der«, »Sprengfallen«, »Häuserkämpfe«, »Giftgasschwaden«,
»Geheimbunker«.

Auf den Innenseiten der BILD finden sich in diesen Tagen viele
Fragen: »Wie allein ist Deutschland?« und die vierteilige Serie von
Arnulf Barning: »Deutschland braucht Amerika«:
1. »Feindschaft zu den USA führte uns schon einmal ins Verderben«
2. »Amerika schenkte uns das Wirtschaftswunder«
3. »Die 68er verrannten sich in blinden Anti-Amerikanismus«
4. »Ohne die USA wäre Deutschland noch geteilt«

Auf diese Weise wird die Verantwortung Deutschlands gegen-
über Amerika hergestellt und Bündnistreue eingefordert.

Im Vorlauf zum Krieg geht es um Deutschland, seine innenpo-
litische Lage, die Legitimationsprobleme des Kanzlers in seiner Po-
sition und damit auch seiner Position zum Irak-Krieg, einem klaren
Nein. Kollektivsymbolisch spielt sich dies alles im Inneren des so-
zialen Systems der Bundesrepublik Deutschland ab. Draußen ste-
hen Bush als Vertreter für Law und Order auf der einen Seite, der
allerdings historisch gesehen einen Fuß im inneren Kreis Deutsch-
lands stehen hat, und Saddam Hussein als Diktator eines bekann-
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ruft zu Gebeten auf«, »Deutschland hilft beim Wiederaufbau des
Irak«. Es folgt ein Bericht über den Tag der BILD-Kriegsreporterin
in Bagdad. Die Presseschau international und national steht eher
gegen den Krieg.

Die Stimmung kippt am 24.3. mit der Überschrift »Todesangst
– Erste US-Soldaten gefangen – Was stellt Saddam mit ihnen an?«
Diese bildet den Auftakt einer Sammlung schlechter Kriegsnach-
richten für die Alliierten. »Der Wüstensturm gerät ins Stocken«.
Unfälle, Tote, Gefangene. Die US-Gefangenen sind »in Saddams
Hand«, »höhnisch ließ der Diktator seine Geiseln im TV vorfüh-
ren.« Am 27.03.03 dann sogar Kritik: »Warum haben sie Saddam
noch nicht?« Hier findet eine deutliche Entsolidarisierung mit
Amerika statt: »Warum so viele Tote? Warum treffen Bomben Zivi-
listen?«. Die Einschätzung des Krieges als Blitzkrieg scheint verflo-
gen. Bush wird zitiert: »Dieser Krieg ist noch lange nicht vorbei«.
Am 28.03.03 dann die Schreckensnachricht: »Saddam lässt Kriegs-
gefangene hinrichten!« Am 29.03.03 die Frage: »Wird der Irak ein
zweites Vietnam?« »Stellungskrieg – Wird es wieder so schrecklich
wie im 1. Weltkrieg?« (31.03.03). Die verwendeten Begriffe und
Bilder lassen Schlimmstes vermuten: »Strassenschluchten«, Gräben
mit brennendem Öl, Minen, Sprengfallen, Autobomben, Hecken-
schützen und Selbstmordattentäter, eingegrabene Panzer, Privat-
milizen und Elite-Elitesoldaten in Zivil. Ein zweites Stalingrad? Im
Kommentar stellt Kremp fest: »Blut dringt ein«. Es eröffnet sich die
Gefahr, dass plötzlich niemand mehr weiß, wo der Feind ist: »Ver-
kleidet sich Saddam als US-Soldat?« (31.03.03). Es findet eine
deutliche Distanzierung von den kriegsführenden Parteien statt –
das solidarisierende »wir« wird nicht mehr verwendet. Das Stocken
der Kriegsführung manifestiert sich im »Stellungskrieg« (10.04.03).
Die bange Frage lautet: »Warum hört man nichts mehr von den
Kriegsgefangenen«. Dennoch wird der Kontakt zu den USA gehal-
ten: »Darum steht Angela Merkel treu zu Amerika«. »Kanzler-Gat-
tin hält Krieg manchmal für notwendig.« »Schröder will EU-Blau-
helme in den Irak schicken.« »Alle suchen Kraft im Gebet« berührt
die transzendentale Ebene. Und dann am 10.04. endlich die erlö-
sende Nachricht: »Sieg – Saddam geschlagen! Jubel in Bagdad«.
Bilder und Titel zeigen Denkmal-Stürze und jubelnde Iraker (vor
allem Frauen und Kinder). »Das Volk feiert seine neue Freiheit
(und Plünderer rauben Saddams Paläste aus).« Aber der Spuk ist
nicht vorbei: »Versteckt sich Saddam unter Erde?«

In der Kriegsphase zeigt sich die BILD-Berichterstattung – zwi-
schen angstvoll und heroisierend – deutlich verunsichert. Auf der
einen Seite wird Deutschlands Verantwortung hervorgehoben, was
so weit geht, dass eine Beteiligung Deutschlands in jeglicher Weise,
sei es durch Einsätze in Kuwait, durch humanitäre Hilfe oder durch
Reporter im Irak, regelrecht beschworen wird nach dem Motto:
Wir sind doch dabei. Auf der anderen Seite überwiegen jedoch
kritische Töne, die vor allem in Frageform vorgetragen werden. Im
Vordergrund stehen hier die Kriegsdauer, das Blutvergießen und
die Schicksale der Opfer auf allen Seiten. Die übermächtige Einzel-
person, die die gesamte Welt verhöhnt wird 21 Tage nach Kriegs-
beginn als geschlagen angesehen, seine Landsleute als befreit und
glücklich jubelnd. Dennoch – Zweifel bleiben.

Es ist erstaunlich, wie schnell der Irak-Krieg nach dem Ende der
Kampfhandlungen fast komplett aus der Berichterstattung ver-
schwindet. Am 12.04.03 zeigt sich im Haupttitel wenig Ernsthaf-
tes: »Jetzt ist Schluss mit lustig – »Superstar« Daniel muss zur Bun-
deswehr« – Anbei ein humoriges Foto des 17jährigen Daniel
Küblböck, der bei den »Superstars« zweifelhaften Ruhm erlangte,
in Bundeswehrmontur. Für den Leser könnte sich die Frage stellen,
ob Deutschland seine Sicherung und Verteidigung denn nun gar

nicht mehr ernst nimmt. Weiter unten: »Bagdad wird geplündert.«
Chaos auf allen Ebenen?

Sind wir immer noch alle Amerikaner?

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die zunächst zögerlich auf-
genommene Berichterstattung über die Irakkrise und den nachfol-
genden Krieg in der Hauptphase deutlich versucht, den Deut-
schen ihre Verantwortung gegenüber Amerika vor Augen zu füh-
ren. Als der Krieg dann aber nicht so schnell Erfolg zeitigt, wie es
erwartet wurde, kippt die Berichterstattung zugunsten von Einzel-
schicksalen der Kriegsopfer und Kriegsführer, die somit beide in
Opferrollen geraten. Der Antikriegsstimmung in der Bevölkerung
wird durch Leserbriefe und die Berichterstattung über Demonstra-
tionen und Gebete Rechnung getragen, während jedoch die poli-
tische Entscheidung des Kanzlers gegen den Krieg auf der Seite
seiner innenpolitisch als defizitär dargestellten Politik verbucht wird.
Fragen um die Legitimation des Krieges tauchen immer wieder am
Rande auf, vor allem im Nachhinein wird über Befunde berichtet,
die einen Krieg legitimieren konnten. Die Diskussion um die völ-
kerrechtliche Komponente des Krieges tritt völlig in den Hinter-
grund. Im Hinblick auf die Bedrohung durch Saddam Hussein
wird mit ähnlichen Bildern gearbeitet, wie dies bei der Berichter-
stattung um den 11.09.01 in Zusammenhang mit Bin Laden der
Fall war. Saddam wird als höhnischer Diktator dargestellt, der in
seinem unwegsamen, unübersichtlichen, chaotischen Land die
Macht besitzt, in andere Rollen zu schlüpfen, sich zu verkleiden
und biologische Waffen (Viren) in den Händen hält, mit denen er
die Ordnung von Systemen bedroht, die weniger chaotisch sind,
und seine eigene Bevölkerung unterdrückt, während er nur von
fundamentalistischen Randgruppen unterstützt wird. Die Rolle
Deutschlands während des Krieges wird hervorgehoben – wie ent-
fernt auch immer von einer Beteiligung am Krieg gesprochen wer-
den kann – und zum Ende des Krieges wird eine rasche Schadens-
begrenzung im Hinblick auf das »beschädigte« deutsch-amerikani-
sche Verhältnis angestrebt. All dies geschieht jedoch deutlich ge-
dämpfter und sehr viel brüchiger als nach den Ereignissen des
11.09.01, als der Tenor noch eindeutig hieß: »Wir sind alle Ameri-
kaner.«

Anmerkungen

1 Vgl. hierzu: Iris Bünger: Apocalyse Now? In: Prokla 125, Münster, 2001, S. 603-624.
2 Zitiert nach Plenarprotokoll 14/186, im Internet unter: http://dip.bundestag.de/btp/

14/14186.pdf.
3 Zum Verfahren der Kritischen Diskursanalyse siehe: Jäger, Siegfried: Kritische Diskurs-

analyse, Duisburg, 2001.
4 Zur kollektivsymbolischen Bedeutung von Viren siehe Link, Jürgen: Diskursive Rutsch-

gefahr ins vierte Reich? Rationales Rhizom, kultuRRevolution 5, 1984 S. 12-20. Zur
Bedeutung der Milzbrandviren nach dem 11.09.03 vgl. Bünger, Iris: Apocalypse now?
In Prokla 125, Münster 2001, S. 603-624.

5 Zur Verwendung des Bildes der apokalyptischen Reiter in BILD nach dem 11.09.2001
siehe meine in Anm. 1 genannte Analyse.
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1. Vorab

Der Krieg ist nicht nur eine Art Turbolader, ein Beschleuniger für
historische Prozesse, er macht auch sichtbar, was in Friedenszeiten
latent und unter der Oberfläche unmerklich herangereift ist. Das
gilt nicht nur für die neue weltweite Machtkonstellation, die in
Umrissen sichtbar wird (und deren Merkmal nicht der Aufstieg der
USA zur einzigen Restgroßmacht, sondern der Auftakt zu deren
Niedergang ist), das gilt auch für die Massenmedien, die im Vorfeld
dieses Krieges reichlich Gelegenheit hatten, über die Deutung ei-
nes Ereignisses zu »debattieren«, von dem jeder wusste, dass es
eintreten würde. Dass fast alle Politiker die »Vermeidbarkeit« des
Irak-Krieges bis zum letzten Tag beschworen, gibt diesem Spiel eine
frivole Note. Gezeigt hat es am Ende nur eines (und das sollte es
wohl auch zeigen): dass es auf die veröffentliche Weltmeinung nicht
ankommt, wenn selbsternannte Ordnungsmächte einen imperia-
len Krieg vom Zaun brechen. Zu beobachten war die vorerst letzte
Etappe in der Renormalisierung des absolut Unnormalisierbaren:
des Krieges. Auf die nächste werden wird nicht lange zu warten
haben: die Zwischenräume werden immer kürzer.

Aber neu ist natürlich die insgesamt zurückhaltende Berichter-
stattung und Kommentierung über die US-amerikanischen Kriegs-
ziele: das »alte Europa« geht auf Distanz. Die bundesdeutsche Öf-
fentlichkeit wird diesmal nicht mit Bildern von feindlichen Greuel-
taten bombardiert, man sieht keine Aufnahmen von Lagern, ermor-
deten Frauen und Kindern etc., wie im Vorfeld der letzten Kriege
des Westens. Es geht gegen ein Land, dessen Hunger- Elends- und
Leidensbilder schon darum nicht gerne öffentlich herumgezeigt
werden, weil sie als Ergebnis der ach so humanitären Sanktions-
politik interpretiert werden müssen, mit der die UN den Irak seit
12 Jahren überziehen. Das »alte Europa« zieht es vor, seine Macht-
und Wirtschaftsinteressen wenn möglich in den Internationalen
Organisationen zu verfolgen und nicht gegen sie. An der Zerstö-
rung der UN-Legitimität, sicher ein Hauptkriegsziel der USA, ha-
ben sie kein Interesse.1  Noch nie war der Bedarf an US-amerikani-
schen Kriegsgegnern so groß in der Intelligenzpresse wie in den
letzten Monaten: Das schützt gegen den Vorwurf, man sei »anti-
amerikanisch«.

Selbst in einer hartgesottenen CDU-Zeitung wie der FAZ darf
man überrascht sein, wie wenig atlantisch und wie wenig
triumphalistisch kommentiert wird. Man merkt förmlich, dass auch
ihnen nicht wohl dabei ist: Man klagt über das gestörte Bündnis
mit den USA, denen doch »gerade Deutschland« so viel zu verdan-
ken hat, aber nicht einmal die CDU heißt von ganzem Herzen gut,
was da in die Welt gebombt werden soll. Und auch die während
der letzten Kriege so reichlich verwendeten NS- und Hitlervergleiche
fehlen diesmal weitgehend. Da Krieg als Mittel der Politik für die
verbleibenden Großmächte den Anschein von »Normalität« erhal-
ten soll, muss die Öffentlichkeit damit vertraut gemacht werden,
dass auch weniger spektakuläre Anlässe einen Krieg rechtfertigen.

Medien im Vor-Krieg

clemens knobloch

Nicht einmal das doch auf Dauer verfügbar gehaltene Motiv
der »terroristischen Bedrohung« wird direkt gegen den Irak mobi-
lisiert. Es dient lediglich als »Hintergrund«. Der Irak »könnte« Mas-
senvernichtungswaffen in die Hände von »Terroristen« liefern. So
lange werde man nicht warten. Das ist die Figur für den künftig
normalisierten Präventivkrieg. Besonders in den USA haben Medi-
en und politische Machthaber seit dem 11. September keine Mü-
hen gescheut, eine Art »normalisierten Ausnahmezustand« zu er-
zeugen und aufrecht zu erhalten: Die Medienkonsumenten erle-
ben ein permanentes Wechselbad zwischen Normalitätssignalen und
breit gestreuten Hinweisen auf eine ständige, unfassbare, allgegen-
wärtige, unheimliche Bedrohung. Milzbrand- und andere che-
misch-biologische Erreger eignen sich (ihrer Unfassbarkeit und
Wahrnehmungsferne wegen) besonders für die Erzeugung eines
solchen Zustandes. Die Debatte über eine vorsorgliche Massen-
impfung gegen Pocken liefert auch bei uns den Ansatzpunkt für
ein solches (Gewaltbereitschaft enthemmendes) unheimliches
Bedrohungsszenario.

Ganz offenbar ist der »normalisierte Ausnahmezustand« das
optimale Innenbiotop für einen Kriegs- und Maßnahmenstaat in
einer nach außen restlos kannibalisierten Staatenwelt. Das Verhält-
nis zwischen dem Staat Israel und den besetzen palästinensischen
Gebieten führt vor, wie eine solche Ordnung des »normalisierten
Ausnahmezustandes« aussieht, wenn eine tausendfach überlegene
Militärmacht mit einer Bevölkerung zusammentrifft, deren Ge-
genwehr in jedem Falle als »terroristisch« codiert werden kann. Durch
die permanent geschürte, teils latente, teils manifeste Bedrohung
wird der Solidaritätszwang nach innen unwiderstehlich. Jeder Ver-
such einer »Differenzierung« wird als pro-terroristisch codierbar. In
einer solchen Konstellation treffen die »Völker« oder »Staaten« ohne
jede rechtliche oder moralische Hegung des Konfliktes aufeinan-
der. Und das garantiert, dass stets der Stärkere Recht behalten wird!
Die USA sind dabei, das Modell »Israel« auch für ihre Innen- und
Außenpolitik zu implementieren.

2. Verborgene Kriegsziele

Zu den im Vorfeld wenig thematisierten Zielen gehört m.E. als
wichtigtes die Zerstörung der globalen Legitimation der Vereinten
Nationen. Das Wunschszenario der USA sieht so aus: die UN stimmt
dem Krieg zu, trägt und legitimiert sodann die Besatzung und gibt
dem Unternehmen damit die Weihe einer Aktion der Staaten-
gemeinschaft. Damit zieht die UN automatisch den Hass der un-
terworfenen Länder auf sich und erscheint als verlängerter Arm der
USA. Außerdem wird sie verantwortlich für die wirtschaftlichen
und humanitären Folgen des Krieges vor Ort und in den anderen
Ländern der Region. »Abwälzung der Folgekosten« heißt die Devi-
se. Zur Delegitimationsstrategie gehört auch, dass die USA demon-
strativ entscheiden, wer sich an Resolutionen der UN zu halten hat
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und wer nicht (Israel – Irak). »Einbinden oder zerstören« heißt die
Strategie der USA gegenüber dem einzigen Konkurrenten, den sie
als globale Macht neben sich weiß. Und »Einbinden« heißt auch
»Zerstören«.

Wenn dann nämlich der Weltsicherheitsrat der UN sich nicht
vor den Kriegskarren spannen lässt, dann wird er ebenfalls als macht-
los und untätig darstellbar. Die Vereinten Nationen sind, wie man
so schön sagt, in einer »no win«-Situation und stehen schon im
Vorfeld als Verlierer fest: Wenn dann die USA alleine losschlagen,
dann werden die Vereinten Nationen zuvor sichergestellt haben,
dass der Irak nicht mehr über Waffen verfügt, mit denen er sich
gegen diesen völkerrechtswidrigen Angriff verteidigen kann. In die-
sem Sinne stimmt der kolportierte Witz, dass die USA den Irak erst
dann angreifen, wenn die Vereinten Nationen sicher gestellt ha-
ben, dass er sich nicht mehr wehren kann, dass er nicht mehr über
»Massenvernichtungswaffen« verfügt. Auch das dürfte das Anse-
hen der UN in der Welt nicht eben fördern. Denn auch bei einem
einseitigen US-Angriff hätten die Vereinten Nationen tatsächlich
durch ihre Inspektion die notwendige Spionage-Vorarbeit für den
völkerrechtswidrigen Krieg geleistet (das ist vielfach bezeugt, vgl.
von Sponeck & Zumach 2003). Man kann es drehen und wen-
den, wie man will: die Vereinten Nationen erscheinen auf jeden Fall
als Verlierer. Die häufigste Vokabel, die zu diesem Szenario fällt,
heißt, die UN werde »irrelevant« werden, wenn die USA und ihre
Verbündeten alleine losschlagen. Auch wenn die Vereinten Natio-
nen den Krieg nicht legitimieren, können sie sich den Folgen des
Kriegs nicht entziehen, wie sich jetzt zeigt. Was wollen sie sagen,
wenn sie anschließend für »Friedenserhaltung«, »Wiederaufbau«,
»humanitäre Hilfe« von den Angreifern in Anspruch genommen
werden? Kurz: Die UN kann nur verlieren, und das ist als Kriegsziel
der USA mindestens so wichtig wie die Herrschaft über das iraki-
sche Öl.

Die Kannibalisierung der zwischenstaatlichen Verhältnisse ist
die unweigerliche und erwünschte Folge. Nur in diesem Falle wer-
den die USA unangefochten als stärkste Macht zurückbleiben. Die
Reste einer internationalen Rechtsordnung dagegen stören nur den
Prozess der ungehemmten Machtprojektion. Die Ultimaten, die
auf Schritt und Tritt gegenüber dem Irak formuliert werden, sind
in der Tat auch Ultimaten gegenüber den Vereinten Nationen: Als
»mächtig« gilt nach den Regeln des weltpolitischen Diskurses, wer
beständig beweist, dass er auf das Geschehen Einfluss nimmt. Die
Kriegsfraktion will, dass die Vereinten Nationen als eine Institution
dastehen, die auf das Geschehen keinen Einfluss nimmt, aber die
Folgen nolens volens mitzutragen haben.

Natürlich hat die systematische Zerstörung ihrer moralischen
Autorität nicht erst gestern begonnen. Schon dass es den USA ge-
lungen ist, die UN für das 12 Jahre dauernde Sanktionsregime
gegenüber dem Irak verantwortlich zu machen (dem wenigstens
eine halbe Million Menschen zum Opfer gefallen ist), bedeutet
eine fatale Schwächung der UN. Und an diesen »Erfolg« wünscht

die Bush-Administration anzuknüpfen.
Diskursives Ziel ist weiterhin die Produktion und öffentliche

Durchsetzung einer normalistischen Weltordnung, in der es
»Normalitätsklassen« für Staaten gibt, z.B. Staaten, die über Mas-
senvernichtungswaffen verfügen dürfen, und Staaten, die gar nicht
bewaffnet sein dürfen. Für die öffentliche Rhetorik gilt: Natürlich
ist es ein legitimes Ziel der Völker- und Staatengemeinschaft, die
Verbreitung von »Massenvernichtungswaffen« zu verhindern. Wer
würde dem nicht zustimmen? Und wenn die USA diese Aufgabe
nicht übernehmen, wer dann? Es fehlt z.B. nicht an medialen Zei-
gefingern, die auf Nordkorea gerichtet sind und auf die dortigen
Atomreaktoren. Sie scheinen zu fragen: Warum »entwaffnen« die
USA eigentlich nicht Nordkorea? Aber woher nimmt die einzige
Atommacht, die Atomwaffen je gegen Zivilbevölkerung eingesetzt
hat (und die offen erklärt, das gegebenenfalls auch wieder als erste
tun zu wollen), eigentlich das Recht, ein Land zu »entwaffnen«,
das dergleichen weder getan noch gesagt hat? Dass der größte
Waffenlieferant der Welt das Recht für sich beansprucht, seine
Kunden gewaltsam zu »entwaffnen«, wenn sie nicht spuren, ist
jedenfalls eine diskursive Sollbruchstelle.

3. Desinformation, Produktion legitimer Motive
Wie die Massenmedien dabei helfen,

vermeintliche und für die Öffentlichkeit vorgeschobene
Kriegsziele in der Debatte zu halten.

Hier geht es in erster Linie um ein Spiel, das zur Unterhaltung der
gutwilligen Intelligenz in Szene gesetzt wird. Seine Motive sind:
»Nation Building« und die »Demokratisierung des Nahen Ostens«.
Der Ansatz ist schlicht und wirkungsvoll. Man nehme den globa-
len Minimalkonsens, der zweifellos in der Annahme besteht, dass
Saddam Hussein nicht gerade eine Lichtgestalt ist, sondern eben
ein Diktator. Sodann erkläre man (Herfried Münkler hat es zuerst
in der FR getan), Ziel des US-Krieges sei die langfristige Demokra-
tisierung des Nahen Ostens, die Sicherung von Verhältnissen dort,
die stabil sind und eine Beteiligung breiterer Schichten am
Ölreichtum garantieren.

Dieses Spiel ist so dreist, dass einem glatt die Spucke wegbleibt.
Aber es wird jetzt in vielen Zeitungen gespielt.2  Jeder US-Stratege
weiß, dass legitime und demokratische Regimes im Nahen Osten
die preiswerte Ausbeutung der Ölquellen durch US-Konzerne und
ihre Verbündeten unmöglich machen werden. Wo immer es Spu-
ren und Ansätze einer solchen Demokratisierung in Ölländern ge-
geben hat (vom Iran Mossadequs bis hin zu Gaddafi in Libyen),
hat die USA kein militärisches Mittel ungenutzt gelassen, um sie zu
stoppen. Und da stellt sich im Jahre 2003 ein angesehener Politologe
vor das verehrte Publikum und erklärt, die »Demokratisierung des
Nahen Ostens« sei das langfristige Ziel der US-Politik. Und keiner
lacht.
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4. Die neue Konstellation

Die Kriege der 90er Jahre haben zwar feine Risse in der Tektonik
der allein übrig gebliebenen kapitalistischen Welt sichtbar werden
lassen, aber keinen offenen Bruch. Neu ist, dass es eine zaghafte,
man möchte sagen, »vor der eigenen Kühnheit zitternde«, aber
immerhin sich ins Offene wagende Opposition gegenüber dem
Kriegskurs der USA und ihrer Vasallen gibt.

Neu ist schließlich die Verschiebung der Schwelle für die Co-
dierung militärischer Aktionen als »Krieg«. Tatsächlich wird der
Irak seit 12 Jahren von US-Bombern und ihren Verbündeten bom-
bardiert. Was jetzt stattgefunden hat, ist nicht der Krieg, sondern
die »Invasion« (Wolfgang Sofsky in der FR vom 27. Januar 2003,
S. 8). Was wir in den Massenmedien beobachten, das ist die perma-
nente Neukonfiguration dessen, was als »legitimer Krieg« in der
Öffentlichkeit ohne große Widerstände passieren kann.

Und noch eine Nachricht verbreiten die Medien schon im Vor-
feld des Krieges unmissverständlich: Dass nämlich die USA, der
Hegemon, zusehends weniger Wert darauf legt, der Weltöffentlich-
keit etwas zu präsentieren, was auch nur halbwegs nach einem
legitimen Grund für Krieg aussieht. Am 7.3.03 spricht ein US-
Politologe im WDR 3 vor offenem Mikrofon: Auch wenn der Si-
cherheitsrat dem Krieg nicht zustimme, so habe er doch mit der
Resolution, die von Saddam missachtet werde, auch dem unilatera-
len Krieg sein Recht verschafft. Und wem das nicht genug sei, der
möge wissen, dass auch in der UN-Charta ein Land im Zustand
unmittelbarer Bedrohung zur Kriegsführung berechtigt sei. Und
just das sei die gegenwärtige Lage zwischen dem Irak und den USA.
Es ist der Irak, der die USA bedroht, die, im Zustand unmittelbarer
Notwehr, ganz rechtens zurückschlagen dürfen.3

Lektionen? Die neue Weltordnung ist Krieg, ist Kannibalisierung
aller Lebensverhältnisse. Ihre software ist der Neoliberalismus, ihre
hardware der imperiale Krieg gegen militärisch unterlegene Länder.
Es ist kein Zufall, dass just die, die der »unsichtbaren Hand« des
Marktes öffentlich alles zutrauen und ihr alle Verhältnisse bedin-
gungslos ausliefern wollen, am schnellsten die nur allzu sichtbare
Faust des Krieges ballen. Marktpreise sind Machtpreise, und ohne
den permanenten Krieg der Reichen gegen die Armen wird sich die
neoliberale Weltordnung nicht halten.

Und für den halbherzigen und zögernden, »vor Kühnheit zit-
ternden« Charakter der Opposition, die das »alte Europa« schwit-
zend bezieht, spricht dann noch die Tatsache, dass erst am 15.
März 2003 ein Völkerrechtler in der FR offen ausspricht, was doch
mittlerweile alle wissen könnten: Dass nicht nur der Präventivkrieg
der USA völkerrechtswidrig ist, sondern auch die damit verbunde-
nen Forderungen der Amerikaner an die NATO-»Partner«. Weil all
das so klar und einfach ist, wie man es selten lesen kann, zitiere ich
den Bundesverwaltungsrichter Dieter Deiseroth ausführlich. Die
FR fragt ihn: »Wie bindend ist hier die NATO-Bündnis-
verpflichtung gegenüber der Türkei?« Deiseroth antwortet:

»Ein Krieg gegen Irak ohne völkerrechtliches UN-Mandat wäre
ein bewaffneter Angriff im Sinne von Artikel 51 der UN-Charta
[also just das, was den 2. Golfkrieg 1990/91 in Gang gesetzt hat;
CK]. Gegen den hat jeder Staat ein Selbstverteidigungsrecht – was
sich in diesem Falle gegen die US-Truppen und gegen all diejeni-
gen richten würde, die sie unterstützen. Die Türkei könnte im Falle
eines irakischen Gegenschlages gegen US-Stützpunkte auf ihrem
Territorium dann völkerrechtlich keine Nothilfe beanspruchen.«

Und weiter fragt die FR: »Ist diese ganze Ableitung nicht ein
wenig lebensfremd, wenn man die aktuelle internationale Debatte
betrachtet?« Deiseroth antwortet:

»Sie haben nach der rechtlichen Situation gefragt, und ich habe
rechtlich geantwortet. Die Politik ist von Verfassungs wegen gehal-
ten, die rechtlichen Rahmenbedingungen einzuhalten. Wenn sie
meint, dass sie das nicht kann oder nicht will, muss sie es offen
sagen – und die Öffentlichkeit muss sich entscheiden, ob sie das
akzeptiert oder nicht.«

Das ist ein klares Wort. Es zeigt unmissverständlich den öffent-
lichen Schlinger- und Eierkurs der Bundesregierung, die tagtäglich
irgend welche kompensatorischen Hilfsmaßnahem anbietet (vom
NATO-Schutz, Überflugsrechten, über Wiederaufbauhilfe für den
zerstörten Irak bis hin zur medizinischen Versorgung von Kriegs-
opfern) und nicht anerkennen will, dass sie sich damit vorauseilend
zum Komplizen und Mitschuldigen eines völkerrechtswidrigen
Angriffskrieges macht. All das zeigt, wie weit wir bereits fortge-
schritten sind auf dem abschüssigen Weg vom Rechtsstaat zum
populistischen Maßnahmenstaat, der seine eigene Rechtsordnung
missachtet und sie ohne Zögern über Bord wirft, wenn es um die
Pflege der tagespolitischen Konstellationen geht. Dieweil beginnt
bereits vor dem Krieg das öffentliche Gezerre um das Geschäft mit
dem Wiederaufbau des noch nicht zerbombten Landes. Was ist
schließlich »normaler« als die wirtschaftlichen Interessen Deutsch-
lands?

Anmerkungen

1 Richard Perle, führender Rumsfeld-Berater, wird mit dem Satz zitiert, Saddam Hussein
werde »in Kürze abtreten – aber nicht allein. Die Vereinten Nationen wird er – welche
Ironie! – im Sturz mit sich reißen«. (Lenger 2003).

2 Ronald Asmus, demokratischer Kriegsbefürworter in den USA und offenbar mit der
Pflege der intellektuellen Öffentlichen Meinung in Deutschland betraut, schreibt zum
wiederholten Male in der FR vom 18. März über die mit einer »demokratischen Trans-
formation« des Irak verbundenen Probleme, gar über den »Aufbau einer Zivil-
gesellschaft«. Berthold Kohler in der FAZ vom 19. März spricht von der »Herausforde-
rung«, die die »Demokratisierung Arabiens« bedeutet usw.

3 Da denkt man unweigerlich an Emmanuel Todds These, die USA seien nur noch in der
Lage, symbolische Operettenkriege gegen drittrangige Mächte zu führen (Todd 2003).
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Analyse von Karikaturen aus japanischen Zeitungen

reinold ophüls-kashima

Der Eindruck eines Déjà-vu-Erlebnisses drängt sich auf, oder we-
nigstens der einer Fortsetzung, eines zweiten Teils: schon für die
Ausgabe Nr. 25 der kRR (Juli 1991) habe ich die Karikaturen der
japanischen Tageszeitung Asahi analysiert, um den »Ölkrieg in der
Asahi« zu beschreiben. Wie damals gab es nun in den Wintermona-
ten der Jahre 2002/2003 einen Count Down, und wie damals
begann der Krieg im Frühling, um nur kurze Zeit zu dauern und
von anderen Nachrichten abgelöst zu werden. Die Folgen des Irak-
Krieges werden diesmal ebenfalls lange zu spüren sein, was vorher-
zusagen keiner besonderen prophetischen Gaben bedarf. Die japa-
nische Regierung hat sich, relativ spät, zu einer öffentlichen Unter-
stützung dieses Krieges und der USA entschlossen, wie überhaupt
das Kabinett Koizumi als durch und durch pro-amerikanisch gilt.
Dies betrifft u. a. den neoliberalen »Reform«-Kurs, den Koizumi,
nicht sehr erfolgreich, auch gegen Teile seiner eigenen konservati-
ven Partei, der LDP, durchzusetzen versucht, und der von US-
amerikanischer Seite seit Jahren gefordert wurde. Die Unterstüt-
zung der USA durch Japan schloss aber weder direkte militärische
noch finanzielle Hilfe mit ein, so dass ihre Bedeutung nur von
relativem Wert war. Der Hintergrund für die unterschiedlichen
Reaktionen in Frankreich und Deutschland einerseits und Japan
andererseits liegt zum einen in der militärischen »Schutzmacht«
-Funktion begründet, welche die USA für Japan und Südkorea,
gegenüber China, Russland und Nordkorea ausüben, zum ande-
ren aber in der Zuspitzung der Lage in und um Nordkorea, die
auch durch die Eskalationsstrategie der amerikanischen Regierung
(»Achse des Bösen«) heraufbeschwört wurde. Die nordkoreanische
Regierung will anscheinend dem Schicksal des Irak dadurch entge-
hen, dass sie an einem Atomwaffenprogramm arbeitet, und mit
diesen Waffen sollen nicht nur die südkoreanischen Metropolen,
sondern sogar Tokyo zu treffen sein.

Medial hat in Japan daher »Nordkorea« im letzten Jahr eine viel
größere Rolle gespielt als der »Irak«. Die Rückkehr einiger in den
70er und 80er Jahren nach Nordkorea verschleppter japanischer
Staatsbürger bzw. der ungeklärte Tod vieler von ihnen war das The-
ma Nummer 1 in den japanischen Medien, das sogar die Wirtschafts-
probleme und auch die anderen außenpolitischen Themen in den
Hintergrund drängte. Im März 2003 war der Irak-Krieg natürlich
im Mittelpunkt des medialen Interdiskurses, aber schon am 13. 04.
2003 gab es eine Karikatur in der Asahi, in der ein Zauberkünstler
mit dem Gesicht von Bush dem nordkoreanischen Führer Kim mit
Hilfe von Spielkarten die Zukunft zeigt, und man sieht letzteren
auf einer der Spielkarten hinter Gittern (im Gefängnis), während
auf den anderen Karten noch Saddam Hussein zu sehen ist. Am
15. 04. 2003 sieht man Bush mit dem Messer auf die Karte von
Nordkorea einstechen, wobei in seiner Denk-Blase sowohl Saddam
als auch Kim zu erkennen sind. Der Kommentar lautet soviel wie:
»Er [Bush] wird doch wohl nicht…« Diese beiden Karikaturen
leiten einerseits vom Thema »Irak« (das zur Zeit, also im Mai 2003,
noch in der Auslandsberichterstattung eine große Rolle spielt) zum

Thema Nordkorea über, andererseits aber zeigen sie die Beunruhi-
gung über eine Eskalationsstrategie der amerikanischen Regierung,
die ganz Ostasien (vor allem China, Korea und Japan) und damit
eines der drei wirtschaftlichen Zentren der Welt in eine Katastro-
phe reißen könnte.

Ein weiterer Unterschied zwischen Westeuropa und Japan be-
stand in der Reaktion der Öffentlichkeit: Zwar sprach sich in Japan
wie wohl auch in Südkorea die Mehrheit bei Meinungsumfragen
jeweils deutlich gegen einen Krieg aus, aber es gab keine großen
Antikriegs-Demonstrationen. Eine lebendige unabhängige Frie-
densbewegung ist zur Zeit ebenfalls nicht zu erkennen.

Eine Zwischenbemerkung: Die Asahi-Tageszeitung gehört zum
liberalen Spektrum der großen Tageszeitungen, wobei sie eher mit
der stärksten Oppositionspartei »Demokratischen Partei«, einem
Zusammenschluss sozialdemokratischer und konservativ-liberaler
Politiker, sympathisiert, während die Yomiuri-Zeitung als tendenzi-
ell konservativ und regierungstreu gilt. Es gibt zwischen beiden
Zeitungen einen signifikanten Unterschied in der Bedeutung, die
Karikaturen beigemessen wird. Während die Asahi regelmäßig Ka-
rikaturen auf Seite 3 platziert, erscheinen in der Yomiuri diese er-
heblich unregelmäßiger auf Seite 4.

Eine Karikatur, die einen interdiskursiven »Duell-Charakter
(Bush gegen Saddam) zeigt, findet sich in der Ausgabe der Yomiuri
vom 22. 03. 2003, S. 4. (siehe Abb. 1): Bush zeigt Saddam nicht
nur die Zunge, sondern auch die Aufforderung zur Kapitulation,
während sich Saddam Hussein denkt: »Hätte ich bloß ein paar von
ihnen [den Raketen] behalten…«. Diese Karikatur wie auch andere
z.B. in der Asahi zeigen zwar teilweise wie 1991 ein »Duell« zwi-

Abb. 1



39

schen »Bush« und »Saddam«, aber im Unterschied zu 1991 wer-
den diese beiden diesmal nicht als Gleiche (als zwei Boxer z.B.)
symbolisch appliziert. Wenigstens in der Asahi sieht man oft »Bush«
(gleich USA) als drückend überlegend abgebildet. Eine interessan-
te Karikatur, die zwei Themen kollektivsymbolisch koppelt, findet
sich in der Asahi vom 4. 4. 2003, (Abb. 2): die berühmte Comic-

Figur »Atom« (der Name beruht auf seinem Atom-Antrieb) von
Tezuka Osamu, ein Roboter mit menschlichem Herz, die sich für
Frieden zwischen Menschen und Robotern einsetzt, hat Geburts-
tag, und sowohl Saddam als auch Bush bemühen sich um die
Gunst des »Babys«. Tezuka Osamu fragt vom Himmel aus: »Wel-
chen Onkel hast Du denn lieber?« Wohl beide gleichermaßen nicht,
lautet die indirekte Antwort.

Ich möchte nun einen Blick auf eine Reihe von Karikaturen
werfen, welche die ASD (Asahi Dahlem Han, deutsch: »Dahlemer
Ausgabe der Asahi«), ein Übersetzungsprojekt für Studierende an
der FU Berlin, dankenswerterweise in ihrer Ausgabe vom 15. 4.
2003 (Heft Nr. 259) zusammengestellt und übersetzt hat. Ein
kurzer Blick auf die Mehrheit der Karikaturen zeigt, wie wenig die
Asahi Bush als Vertreter von Demokratie und Freiheit schätzt: Bush
als König und Despot, der die UNO missachtet (18. 03. 2003),
oder gar »Diktatorenwechsel«, bei dem der Kopf des einen Dikta-
tors (Saddam) gegen den anderen (Bush) ausgewechselt wird (21.
04. 2003, S. 15). In der Karikatur vom 22. 03. 2003 wird der
Krieg als Überfall einer überlegenden Gangsterbande (Bush als Al
Capone) auf eine andere, arabische (Saddam Hussein) charakteri-
siert. Noch interessanter ist die Karikatur vom 20. 03. 2003, S. 2,
in der wahrscheinlich Bush den Irak (als Hähnchen) verspeist, wo-
bei die Würze die Demokratisierung repräsentiert, während das
»Fett«, das hier »Erdöl« symbolisiert, eigentlich gar nicht mitgegessen
werden soll. Damit wird nicht nur die Täter-Opfer-Beziehung (der
Irak als »Essen«) impliziert, sondern es werden auch die offiziellen
Motive der US-Regierung in Zweifel gezogen, denn auf die »Wür-
ze« der Demokratisierung kann notfalls verzichtet werden, aber das
»Fett« bzw. »Öl« wird natürlich immer mitgegessen. Eine durch
das Fernsehen und durch Fotos äußerst kollektivsymbolisch aufge-
ladene Handlung, dem Sturz einer Saddam-Hussein-Statue (eu-
phorischer »Sturz des Diktators«), wird in der Karikatur vom 11.
04. 2003, S. 3, eine eher skeptische Haltung in Bezug auf die
Folgen des Irak-Krieges unterlegt.

Abb. 2
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Abb. 3

Die Schwäche der UNO (»mangelnde Muskelkraft«), das Ge-
wicht des Konflikts Irak–USA zu »stemmen«, wird in der Karikatur
vom 11. 03. 2003 thematisiert. Während hier noch Bush und
Saddam gleichermaßen als Teil eines »schweren« Problems abgebil-
det werden, so verrät eine Karikatur vom 19. 03. 2003, S. 3 (Abb.
3), wie wenig die USA sich für einen Beschluss des Sicherheitsrates

interessieren, weil Bush auch ohne lange »Hosen« (Sicherheits-
ratsbeschluss), also recht lächerlich in kurzen Hosen oder Unterwä-
sche, in den Krieg zieht.

Erwähnen möchte ich noch, dass ein beliebtes Thema auch der
Karikaturen die vielen Doppelgänger waren, mit denen sich Saddam
Hussein schützen wollte. Auch die Frage: »Wo ist Saddam?« spielte
eine große Rolle in den verschiedenen Medien. Es überrascht wohl
nicht, dass auch in den japanischen Massenmedien überwiegend
die irakische Gesellschaft auf die Charaktermaske »Saddam« bezo-
gen wurde. Noch wirksamer als die Karikaturen sind wohl die Fo-
tos, insbesondere diejenigen, die auf Seite 1 platziert wurden. Do-
minant dabei war in der Asahi die Opferperspektive, d. h. Fotos
von verletzten Kindern, Menschen in Krankenhäusern, Familien,
deren Häuser zerstört wurden, weinenden Frauen, zerstörten Ge-
bäuden etc. Häufig werden auf Seite 1 auch US-Soldaten gezeigt,
allerdings kaum in Rambo-Pose: z.B. am 25.03.2003 zwei Solda-
ten, die einen gefallenen Kameraden hinter sich herschleppen, oder
völlig erschöpfte Soldaten am 02.04.2003. Dieses Bild ändert sich
in der Asahi schlagartig, als die US-Truppen in Bagdad einmar-
schieren: das Foto am 8.4.2003 zeigt lächelnde amerikanische Sol-
daten auf einem Panzer vor dem Präsidentenpalast (Sieger-Symbo-
lik), eines am 10. 04. 2003 zeigt den Sturz einer Saddam-Hussein-
Statue (»Sturz des Diktators«), zwei Fotos auf Seite 1 am 11.04.2003
und Seite 2 am 10.04.2003 bilden jubelnde Kurden (»Befrei-
ung«) ab. Diese »euphorische« Haltung bezog sich aber eher auf
das Ereignis selbst als auf eine langfristige Meinungsänderung, denn

schon einige Tage später fand die Asahi wieder zu einer kritischen
Haltung dem Krieg und seinen Folgen gegenüber zurück.

Sowohl in der Asahi als auch in der Yomiuri überwog die Skepsis
gegenüber diesem Krieg, wobei die Asahi sogar eine klar ablehnen-
de Haltung zeigte. Der Diskurs »Sturz eines Despoten« fand sich in
den dominierenden Massenmedien kaum wieder, am ehesten noch
in einem wenig reputierlichen Wochenmagazin wie dem Friday.
Der Irak-Krieg wurde und wird in Japan auch im Kontext von
»Nordkorea« gesehen, weil eine Eskalation der Lage zwischen den
USA und Nordkorea als äußerst bedrohlich empfunden wird.

Zum Schluss möchte ich, statt eines eigenen Resümees, auf eine
weitere Karikatur vom 04. 05. 2003, S. 3, in der Asahi verweisen
(Abb. 4): Bush in Militäruniform setzt seinen Stiefel auf den Plane-

Abb. 4

ten Erde, was wohl heißen soll, dass die USA nicht nur eine militä-
rische Supermacht sind, sondern auch die Welt militärisch beherr-
schen. Der Text darunter (»wenn ich es mir recht überlege, war
diese Zeit die absolute Spitze«) aber geht davon aus, dass die USA
ihren Zenit erreicht haben, und man/frau darf wohl daraus den
Schluss ziehen, dass es von nun an bergab geht. Eine Frage neben
vielen in diesem Zusammenhang könnte lauten, wie lange noch
Japan das Außenhandelsdefizit der USA finanzieren kann oder will.
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